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Libanon-Invasion
Die zionistische Aggression ist von den Imperialisten 
von langer Hand geplant und vorbereitet worden
„Beirut brennt“, meldete am vergan­
genen Freitag ein libanesischer Rund­
funksender. Stundenlang hatten zuvor 
israelische Bomber den moslemischen 
Westteil der Stadt mit Phosphor- und 
Splitterbomben angegriffen, hatten is­
raelische Raketen- und Artilleriestel­
lungen und Schiffsgeschütze von See 
her die Westviertel Beiruts mit einem 
Hagel von Geschossen eingedeckt. 
Hunderte sollen allein bei diesem ei­
nem Angriff ums Leben gekommen 
sein, Hunderte liegen noch unter den 
Trümmern der zerschossenen und zer­
bombten Häuser begraben.

Wohl kaum ein israelischer Angriff, 
gründlich und lange von den Imperiali­
sten vorbereitet und mit äußerster Bru­
talität durchgeführt wie noch jeder seit 
Bestehen des Kolonialstaates, ist von 
seinen imperialistischen Drahtziehern 
mit einer derart heuchlerischen „Be­
stürzung“ und „Ahnungslosigkeit“ 
kommentiert worden.

Bereits im Februar hatte die PLO ge­
meldet, daß die Zionisten Panzerein­
heiten und Truppen an die Nordgrenze 
verlegen. Seit März sind die ersten Ein­
heiten der von den USA und verschie­
denen EG-Staaten bestückten „Frie­
denstruppe“ im Sinai stationiert, 
konnten die Zionisten damit weitere 
Truppen von ihrer Südgrenze abzie­
hen. Zu diesem Zeitpunkt hatte US- 
Außenminister Haig nach PLO-Erklä- 
rungen Begin bereits die Unterstützung 
für eine Intervention im Libanon zuge­
sagt, hatte der zionistische „Verteidi- 
gungs“-Minister Sharon mit dem Füh­
rer der christlichen Milizen im Libanon 
Gemayel, der sich jetzt für eine von 
NATO und EG beaufsichtigte „Staats­
präsidenten ‘ ‘ -Rolle bereithält, über 
den Überfall beraten. Ende Mai schlos­
sen die USA und Israel Abkommen 
über eine Ausweitung der US-Militär- 
und Finanzhilfe, die USA begannen 
mit den Waffenlieferungen. Zeitgleich 
damit erneuerte die NATO-Außenmi- 
nisterkonferenz in Luxemburg den An­
spruch der NATO auf Sicherung ihrer 
Interessen im Nahen Osten, inklusive 
der Verlegung von Trupen zu eben die­
sem Zweck. US-Außenminister Haig 
verkündete am 26. Mai: „Die Zeit ist 
gekommen für eine konzertierte Ak­
tion zur Unterstützung der territorialen 
Integrität des Libanon innerhalb seiner 
international anerkannten Grenzen wie 
zur Bildung einer starken Zentralregie­
rung ...“

Am 3. Juni, während Genscher in 
dem besetzten Teil Jerusalems mit der 
israelischen Regierung über die Aus­

weitung der Zusammenarbeit konfe­
rierte, folgten die - programmgemä­
ßen — Schüsse auf den israelischen 
Botschafter in London. Ungeachtet so­
fortiger Erklärungen der PLO, in de­
nen diese jede Beteiligung an dem An­
schlag bestritt, ungeachtet selbst der 
Erklärung der britischen Regierung, 
daß auf der Liste der Täter als nächstes 
Opfer der PLO-Vertreter in London 
gestanden habe, stiegen israelische 
Bomber zu „Vergeltungsangriffen“ 
auf. In neun Wellen bombardierten sie 
Beirut und Lager der Palästinenser. 
Allein in Beirut kamen durch diese An­

Die BRD-Imperialisten gehören zu den direkten Drahtziehern der Aggression, fi­
nanzieren sie und verweigern die Anerkennung der PLO. Auf der EG-Gipfelkonfe­
renz gehörten sie zusammen mit den Niederlanden zu den entschiedensten Gegnern 
jeglicher Sanktionen gegen Israel, angeblich aus „prinzipiellen“ Gründen, tat­
sächlich nur wenige Tage nach den Sanktionen gegen Argentinien. In vielen Städ­
ten (Bild: Bonn) fanden inzwischen Demonstrationen gegen die zionistische Ag­
gression und ihre Unterstützung und Finanzierung durch die Imperialisten statt.
griffe über 120 Menschen ums Leben. 
Als die PLO sich mit der Beschießung 
zionistischer Siedlungen zur Wehr setz­
te, statt tatenlos zuzusehen, wie Palä­
stinenser gleich hundertfach abge­
schlachtet werden, erklärten die Zioni­
sten dies zum „Bruch des Waffenstill­
standes“ und begannen ihren Überfall. 
„Sie alle wußten, daß es geschehen 
würde“, kommentierte das US-Nach- 
richtenmagazin „Time“ die angebliche 
Bestürzung von NATO- und EG-Krei­
sen über den Überfall. „Die einzige 
Frage war, wann.“

Tatsächlich verfolgen die Imperiali­
sten seit langem genau bestimmte Ziele 
mit diesem Angriff. Seit seinem Beste­
hen ist der israelische Kolonialstaat ei­
ne Festung gegen die arabischen Völ­
ker der Region. Auf geraubtem palästi­
nensischen Boden errichtet, kontrollie­
ren die Imperialisten so die Landver­
bindung zwischen den arabischen Staa­

ten Nordafrikas und denen im Nahen 
Osten. Sollte es ihnen gelingen, ihre 
Kontrolle auf den Libanon auszuwei­
ten, so hätten sie nicht nur diese Tren­
nung der arabischen Staaten in Nord­
afrika von denen im Nahen Osten ver­
tieft. Unter Einschluß Zyperns und der 
Türkei würden sie die Mittelmeerküste 
der Staaten des Nahen Ostens, das öst­
liche Mittelmeer selbst und den gesam­
ten auf diesem Weg abgewickelten 
Handel kontrollieren. Von den Stütz­
punkten Israel, Libanon, Sinai und der 
Türkei aus könnten sie die arabischen 
Völker des Nahen Ostens in Schach 

halten und Schritt für Schritt die ein­
zelnen Staaten der Region ihrer „Frie­
densordnung“ unterwerfen.

Seit langem ist der zionistische Kolo­
nialstaat den Imperialisten für diese 
Pläne ein brauchbarer Söldnerstaat. 
Mit 21 Mrd. $ Schulden bei den Impe­
rialisten ist er - pro Kopf seiner Be­
völkerung - der mit Abstand höchst­
verschuldete Staat der Welt. Ohne die 
jährliche Zufuhr von 2 Mrd. $ vor al­
lem von Seiten der USA sind die Zioni­
sten nicht kriegsfähig. Auch die BRD- 
Imperialisten haben sich den Zugriff 
auf diesen Kolonialstaat gesichert und 
finanzieren seine Kriege. Mit 700 Mio. 
DM Direktinvestitionen und 2,8 Mrd. 
DM Krediten ist Israel vermutlich ihr 
- erneut pro Kopf der Bevölkerung - 
Gebiet mit den höchsten Kapitalanla­
gen. Zudem hat die EG ein Handelsab­
kommen mit Israel geschlossen, wo­
nach ab 1985 alle Exporte nach Israel 
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zollfrei sind. Jede Gebietserweiterung 
Israels verschafft den EG-Staaten da­
mit einen größeren zollfreien Absatz­
markt.

Kein Wunder also, daß sich in die er­
sten Erklärungen der „Bestürzung“ 
über den israelischen Angriff bald un­
überhörbar Töne der Zufriedenheit mi­
schen. „Der Knoten ist zerschlagen. 
Beirut ist umzingelt“, jubelte schon 
am 16. Juni das französische Bour­
geoisblatt „Le Figaro“. Zwei Tage spä­
ter führte das US-Blatt „Wall Street 
Journal“ aus, worin der endlich zer­
schlagen geglaubte „Knoten“ bestan­
den hat: „Es wäre eine Schande, wenn 
der Präsident nicht anerkennen würde, 
daß der israelische Einfall in den Liba­
non, so teuer er an Menschenleben ist, 
zumindest den Schimmer der Hoff­
nung eröffnet hat, daß der in Camp 
David begonnene Friedensprozeß ei­
nen Schritt voran machen kann. Der 
Schlüssel dazu war die Vernichtung der 
Macht der Palästinensischen Befrei­
ungsorganisation.“ Am gleichen Tag 
ließ der Obmann der CDU/CSU-Frak- 
tion im Auswärtigen Ausschuß des 
Bundestages, Prof. Dr. Manfred Abe- 
lein, im „Deutschland-Union-Dienst“ 
seiner Partei verkünden, die wirkliche

Mehr als 14000 Tote und über 30000 Verwundete gehen nach Angaben des Liba­
nesischen Roten Kreuzes bisher auf das Konto der zionistischen Aggressoren. 
Aber die PLO führt den Widerstand fort, die Verluste der Zionisten wachsen.

Unabhängigkeit des Libanon sei jetzt 
durch die endgültige Niederwerfung 
der PLO und die Kontrolle des Liba­
non durch NATO und EG zu verwirk­
lichen: „Ziel der Bemühungen um po­
litische Stabilität in Libanon sollte die 
Errichtung eines nach innen und au­
ßen unabhängigen Staates sein, der in 
der Lage ist, sich selbst zu regieren, 
und dessen Territorium nicht von Drit­
ten zur militärischen Basis für Angriffe 

auf Nachbarländer mißbraucht werden 
kann. Es läßt sich nicht übersehen, daß 
die Lage im Libanon eine dauernde 
Gefahr für Israel darstellte. Der Liba­
non muß in der Lage sein zu garantie­
ren, daß von seinem Territorium Israel 
nicht mehr angegriffen wird. Ange­
sichts der Zerrissenheit und inneren 
Schwäche des Libanon wird ein solcher 
Zustand nur durch eine internationale 
Garantie herstellbar sein.“

Initiativen der arabischen Völker und Staaten 
gegen die zionistische Aggression
Die Bürgermeister der besetzten ara­
bischen Gebiete im Westjordanland 
und im Gasastreifen haben am 21. 
Juni bekräftigt: „Wir unterstützen 
die PLO als einzige Vertreterin des 
palästinensischen Volkes.“ Die Bür­
germeister kritisieren, daß die arabi­
schen Staaten keine wirksamen Maß­
nahmen zur Unterstützung der PLO 
gegen die israelische Aggression ein­
geleitet haben. Die USA trügen die 
Verantwortung für diesen Versuch 
zur Vernichtung der palästinensi­
schen Revolution. Am 20. Juni führ­
ten palästinensische Fedayin eine Ak­
tion gegen die zionistische Siedlung 
„Ahascharon“ durch und töteten 
vier israelische Soldaten.

Libyen hat die Einberufung einer 
Sonder-Gipfelkonferenz der Arabi­
schen Liga beantragt. Nach libyschen 
Angaben unterstützen Algerien, Tu­
nesien, Marokko, Mauretanien, Li­
banon, Syrien, die beiden Jemen, 
Qatar, Kuweit und die Vereinigten 
Arabischen Emirate den Antrag. Die 
PLO hat gefordert, daß mindestens 
der Außenminister- oder der Vertei­
digungsrat der Liga umgehend zu- 
zusammentritt. Eine erste Konferenz 
von Ministern der Arabischen Liga 
am vergangenen Wochenende verlief 
ohne Ergebnis.

Die saudische Regierung hat am 20. 
Juni erklärt: „Nach den fortgesetzten 
Drohungen der israelischen Verant­
wortlichen, die Hauptstadt des brüder­
lichen Libanon einzunehmen, warnt 
das Königreich Saudi-Arabien Israel 
vor diesem Schritt und erklärt, daß die 
Einnahme der Hauptstadt eines unab­
hängigen und souveränen Staates die 
arabische Nation vor die historische 
Verantwortung stellen würde, ihr legi­
times Recht auf Verteidigung ihres 
Territoriums und ihrer Heiligtümer mit 
aller Kraft und unter Nutzung aller 
Möglichkeiten auszuüben.“ Daß ein 
Drittel des libanesischen Territoriums 
bereits besetzt ist, wird in der Erklä­
rung nicht erwähnt.

Syrien hat den Durchmarsch irani­
scher Freiwilliger an die Front gestat­
tet. Die ersten Einheiten sind im Liba­
non eingetroffen, der Großteil hält sich 
aber noch in Damaskus auf. Verschie­
dene arabische Staaten, so Kuweit, er­
leichtern palästinensischen Freiwilligen 
die Abreise in den Libanon.

Xgyptert hat wiederholt den soforti­
gen und bedingungslosen Abzug der is­
raelischen Aggressionstruppen gefor­
dert, die diplomatischen Beziehungen 
zu Israel aber - entgegen den Forde­
rungen der Opposition - nicht abge­

brochen. Präsident Mubarak hat der 
PLO angeboten, in Kairo eine provi­
sorische Regierung zu bilden, die 
aber „eine rein politische Tätigkeit 
zur Verteidigung der Rechte der Pa­
lästinenser ohne jede militärische Ak­
tivitäten entfalten“ soll. Die PLO 
lehnt dieses Ansinnen ab.

Der tunesische Außenminister Es- 
sebsi hat vor dem Parlament die USA 
und die westlichen Imperialisten der 
„moralischen Unterstützung Israels“ 
beschuldigt. Abgeordnete forderten 
den Abbruch der Beziehungen zu die­
sen Ländern. Die regierende Destur- 
Partei, der Gewerkschaftsbund und 
verschiedene Oppositionsgruppen 
haben ein gemeinsames „Solidari- 
tätskomitee“ gebildet, das zu De­
monstrationen aufgerufen hat. Hun­
derte Arbeiter und Studenten haben 
sich als Freiwillige für den Kampf im 
Libanon gemeldet.

In Algerien hat das Zentralkomitee 
der regierenden FLN die arabischen 
Regimes aufgerufen, ihre „margina­
len Differenzen zu überwinden und 
sich auf der Höhe der Ereignisse zu 
zeigen“. Die arabischen Länder 
müßten „ihre wirtschaftlichen, 
menschlichen und geographischen 
Ressourcen mobilisieren, um der Ag­
gression anders als bloß mit Erklä­
rungen und Rechtfertigungen entge­
genzutreten“.
Quellenhinweis: Asharq Al-Awsat 22.6.; Al-Arab 21.6.; 
Al-Ahram 22.6.; El Moudjahid 18. und 22.6.82.
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Die von der israelischen Regierung 
geforderte Kapitulation und Entwaff­
nung der PLO reiht sich in diese Pläne 
nahtlos ein. Im gleichen Augenblick, in 
dem die Zionisten durch Annahme ei­
ner solchen Kapitulation zum ersten 
Mal die PLO als Vertretung des palä­
stinensischen Volkes anerkennen wür­
den - von „Kriminellen“ verlangt, 
man bekanntlich keine „Kapitulation“ 
— hätten sie diese auch bereits für vo­
gelfrei erklärt. Die Entwaffnung der 
PLO wäre so nur die Einleitung eines 
tausendfachen Abschlachtens von Pa­
lästinensern und der erneuten Vertrei­
bung von Hunderttausenden - dies­
mal aus dem Libanon.

Kein Wunder also, daß die PLO die­
se „Friedensvorschläge“ entschieden 
zurückgewiesen hat. Trotz inzwischen 
drei Wochen Besetzung des Libanon 
leistet sie den Zionisten weiterhin erbit­
terten Widerstand. Immer noch halten 
mehrere palästinensische Lager, insbe­
sondere südlich von Beirut, dem Be­
schuß der Israelis stand. Immer noch 
leisten bewaffnete PLO-Kämpfer den 
israelischen Truppen auch im Süden 
des Libanon Widerstand. Schon jetzt 
haben die Zionisten nach eigenen An­
gaben mehr als 1500 Mann Verluste zu 
beklagen, nach Angaben der PLO sehr 
viel höhere. Ein „Sturm auf Beirut“ 
würde für die zionistischen Truppen 
gewaltige Verluste bedeuten — ein 
Blutzoll, der die in solchen Straßen­
kämpfen erfahrenen christlichen Mili­
zen bisher von jedem solchen Versuch 
abgehalten hat. Jeder Tag, den der 
Krieg im Libanon andauert, kostet das 
zionistische Regime inzwischen 150 
Mio. $. Unter dem Eindruck dieser ho­
hen Verluste und Kriegskosten wächst 
inzwischen in der Siedlerfestung selbst 
der Widerstand. 15000 Israels demon­
strierten vergangenes Wochenende in 
Tel Aviv und forderten den Rückzug 
aus dem Libanon. Die wachsenden 
Schwierigkeiten der Invasionstruppen 
sind auch der Grund, weshalb sich die 
Bundesregierung inzwischen zu einer 
heuchlerischen „Verurteilung“ der In­
vasion aufraffte - um im gleichen 
Atemzug jegliche Sanktionen gegen Is­
rael, also die Einstellung der Finanz- 
und Waffenhilfe, abzulehnen. Jeder 
Tag, den die PLO den Widerstand ge­
gen die Invasoren fort führen kann, 
wird aber auch den Druck auf die Im­
perialisten erhöhen, ihren zionistischen 
Söldnerstaat notfalls durch eine eigene 
militärische Intervention aus der Klem­
me zu hauen. 52 US-Kriegsschiffe sind 
seit Tagen im östlichen Mittelmeer sta­
tioniert. Am 24. Juni begann die NA­
TO ein Seemanöver im Mittelmeer.
Quellenhinweis: Deutschland-Union-Dienst der CDU, 
18.6.; Wall Street Journal, 18.6.; Wireless Bulletin from 
Washington, 27.5.; Informationsstelle Palästina, Bonn, 
Palästina Bulletin, Ausgaben seit 26.2.82; FAZ seit 7.6.; 
„Time“, 21.6. und 28.6.; R. Regul (Hrsg.), Die Europäi­
schen Gemeinschaften und die Mittelmeerländer, Baden- 
Baden 1977

Die „Grenzen“ Israels sind 
Waffenstillstandslinien

Als einziger Staat der Welt kennt Is­
rael keine offiziellen Grenzen, und 
zwar nicht etwa deshalb, weil die ara­
bischen Staaten (außer Ägypten) den 
Staat Israel nicht anerkennen. Die 
Zionisten selbst bestehen darauf, daß 
die Waffenstillstandslinien - und 
um nichts anderes handelt es sich - 
vorläufig sind. Sogar das Gebiet, das 
landläufig als das „Staatsgebiet Is­
raels“ bezeichnet wird, kennt nur die 
Demarkationslinien des ersten israe­
lisch-arabischen Krieges von 1948. 
Im Juni-Krieg 1967 erobert Israel Ge­
biete hinzu, die viermal so groß sind: 
den ägyptischen Sinai, den Gaza- 
Streifen, das Westjordanland und die 
syrischen Golanhöhen. Im August 
1969 fliegt die israelische Luftwaffe 
erstmals Angriffe gegen libanesisches 
Gebiet, im Mai und September 1970 
wieder Angriffe im Südlibanon. Im 
September 1972 fliegen 25 israelische 
Jagdbomber Napalmeinsätze auf li­
banesische Armeestellungen und zer­
stören das palästinensische Flücht-

Die PLO bezieht sich auf Palästina in 
den Grenzen des britischen Mandats.

lingslager Nabatije. Im Februar 1973 
folgen Angriffe auf Flüchtlingslager 
im Nordlibanon, im April Anschläge 
auf PLO-Einrichtungen in Beirut.

Am Ende des Oktoberkrieges 1973 
stehen israelische Truppen auf dem 
Westufer des Suezkanals und östlich 
der Golanhöhen noch tiefer in Sy­
rien. Die Truppenentflechtungsab­
kommen zwischen Ägypten und Is­
rael und Syrien/Israel 1974 installie­
ren die UNO-Truppen. Im zweiten 
Sinai-Abkommen (September 1975) 

sichern sich die USA die Luftüberwa­
chung im Sinai und drücken Ägypten. 
eine „Pax America“ auf: gegen die 
Beendung des Kriegszustandes teilwei­
se Rückgabe des Sinai. Vollendet wird 
die Befriedung der ägyptisch-israeli­
schen Front durch die Camp-David- 
Verhandlungen im September 1978 
und den „Friedensvertrag“ im März 
1979. Im März 1982 beendet Israel 
den Rückzug aus dem Sinai, die 
Luftstützpunkte werden in den Ne­
gev verlegt und wesentlich vergrö­
ßert, die gesamte Armee mit modern­
sten Waffen ausgestattet.

In den anderen, seit 1967 besetzten 
Gebieten werden „Tatsachen“ ge­
schaffen: Enteignung von über 40% 
des Bodens im Westjordanland, Er­
richtung von 125 zionistischen Sied­
lungen, Zerstörung von mehr als 
20000 palästinensischen Häusern, 
Deportation von über 2000 Einwoh­
nern; 1980 die Annektion von Jerusa­
lem, im November 1981 die endgülti­
ge Einverleibung der Golanhöhen, ei­
ne Rückgabe sei ausgeschlossen.

Zur gleichen Zeit greift Israel in 
immer größerem Umfang den Liba­
non an. Während des Bürgerkrieges 
75/76 unterstützt es offen die Faschi­
sten, im August 1976 blockiert die is­
raelische Marine die südlibanesischen 
Häfen, um den Nachschub für die 
Palästinenser zu verhindern; täglich 
werden die Flüchtlingslager bombar­
diert. Wiederholt fordert die UNO 
die Einstellung der Luftangriffe. Im 
März 1978 besetzt Israel mit 30000 
Mann den Südlibanon bis zum Lita- 
ni, muß sich aber im April wieder zu­
rückziehen. UNO-Truppen werden 
postiert, über den Faschisten-Major 
Haddad kontrolliert Israel jedoch 
weiterhin einen ca. 10 km breiten 
Streifen im Süden. Die Luftangriffe 
werden fast ununterbrochen fortge­
setzt, die sich im Juli 1981 zu einem 
regelrechten Krieg mit den Palästi­
nensern steigern. Der Angriff auf 
Wohnviertel in Westbeirut fordert 
300 Tote. Ein Waffenstillstand wird 
geschlossen. Mit inzwischen ca. 
160000 Mann greift Israel im Juni 
1982 erneut den Libanon an mit dem 
Ziel, nicht nur die PLO zu zerschla­
gen, sondern dem ganzen Libanon 
seine „Ordnung“ aufzuzwingen. 
Zum ersten Mal belagern israelische 
Truppen eine arabische Hauptstadt.

Auf der israelischen Fahne symbo­
lisieren die beiden blauen Streifen 
über und unter dem David-Stern die 
Flüsse Euphrat (Irak) und Nil (Ägyp­
ten): Die Grenzen von „Erez Israel“.
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y4zv5 Politik und Wirtschaft — kürz berichtet Ball bei Fuß

Verfassungsurteil zur Staatsverschuldung?

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hat ein Normenkon­
trollverfahren beim Bundes­
verfassungsgericht eingeleitet. 
Sie wirft der Bundesregierung 
vor, 1981 und 1982 die verfas­
sungsmäßigen Grenzen der 
Staatsverschuldung überschrit­
ten zu haben. Sie beruft sich 
auf Artikel 115 des Grundge­
setzes, der besagt, daß die 
jährliche Staatsverschuldung 
nicht größer sein darf als die 
Investitionsausgaben des Bun­
des. Der finanzpolitische Spre­
cher Häfele will der Regierung 
eine überhöhte Verschuldung 
von etwa 7 Mrd. DM nach wei­
sen. Die CDU/CSU setzt die 
Regierung unter Druck mit 
dem Ziel, haushaltspolitische 
Grundsätze zu erwirken, die 
auch niedrige Tarifabschlüsse 
begründen sollen. Gleichzeitig 
wirft sie schwierige politische 
Fragen auf, die mit der Staats­
verschuldung verbunden sind.

Bundestag: weitere 
Asylverschärfung

Am 25.6.82 hat der Bundestag 
eine weitere Verschärfung des 
Asylverfahrens beschlossen. 
Das Gesetz tritt ab 1. August 
in Kraft. Die Vorlage des Ver­
mittlungsausschusses enthält 
weitreichende Verschärfungen 
des ursprünglichen Gesetzent­
wurfes sowie zusätzliche Ver­
schärfungsforderungen des 
Bundesrates. Dieser hatte ge­
fordert: Die Stadtverwaltun­
gen und Landratsämter sollen 
zukünftig frei entscheiden, 
was „offensichtlich unbegrün­
dete* Anträge sind. Sie können 
dann direkt die Abschiebung 
anordnen. Dagegen gibt es 
nurmehr eine Klagemöglich­
keit beim Verwaltungsgericht, 
dessen Entscheidung dann 
endgültig ist. Verwaltungspro- 
zese sollen von Einzelrichtern, 
nicht mehr von Kammern 
durchgeführt werden. Die 
Nichtzulassung der Berufung 
im Asylverfahren soll unan­
fechtbar sein. Grund: gerade 
Ausländer, die Asylfremde 
Zwecke verfolgen, würden 
auch immer den Klageweg be­
schreiten. Ausländer, die einen 
Asylantrag gestellt haben, sol­
len in der Regel in Sammella­
gern untergebracht werden. 
Baden-Württemsbergs CDU- 
Ministerpräsident Späth rühmt 
sich, alle Maßnahmen schon 
erfolgreich durchexerziert zu 

Ob das nicht zu weitgehend ist, 
fragt man sich im Lager der 
Kapitalisten. Wie könne die 
CDU/CSU dem BVerfG eine 
solche Entscheidung über „ei­
nes der schwierigsten Kapitel 
des Grundgesetzes“ zumuten? 
Die Bestimmungen des Arti­
kels 115 sind absichtlich vage 
gehalten und 1969 durch eine 
Verfassungsänderung erweitert 
worden: „Ausnahmen sind 
nur zulässig zur Abwehr einer 
Störung des gesamtwirtschaft­
lichen Gleichgewichts.“ Die 
Kapitalisten haben eigentlich 
kein Interesse, daß das 
BVerfG z.B. maximale Gren­
zen der Staats Verschuldung 
festlegt. Damit wären die Mit­
tel der Kriegsführung direkt 
berührt. Im Deutschen Reich 
ist 1913 und 1938, vor Kriegs­
ausbruch, die Staatsverschul­
dung besonders gestiegen. Die 
Rüstungsausgaben werden 
heute in der BRD unter den 

haben. Sammellager wurden in 
Baden-Württemberg einge­
richtet. Die Landesregierung 
will die Sozialhilfesätze für 
Asylanten. Sammellager und 
Kürzung der Sozialhilfe sind 
dann die Voraussetzung für 
kasernierte Zwangsarbeit. Die 
Wirkung ist eingetreten. Die 
Überschußzahl von 15000 sei 
beseitigt, Baden-Württemberg 
werde bald ein „Unterschuß­
land“ sein. Wie die Asylrichtli­
nien als Mittel der imperialisti­
schen Politik der BRD genutzt 
werden, mußte im Bundestag 
Staatssekretär Corterier zuge­
ben: Das Außenministerium 
erläßt Beurteilungsrichtlinien 
für die einzelnen Herkunfts­
länder, je nach den Interessen 
der BRD. Im Falle der Türkei 
gab er bekannt, man handle 
nach bestem Wissen und Ge­
wissen, aber von Folter und 
Unterdrückung sei nichts be­
kannt.

Diensteifer eines 
Generalbundesanwalts 
Generalbundesanwalt Reb­
mann ist ein eifriger Mann. 
Drei Änderungen seiner Kom­
petenzen hat er dem Rechts­
ausschuß des Bundestags 
jüngst vorgelegt. Erstens soll 
das Geschäft der Ermittlung 
wegen „Werbens“ für eine ter­
roristische Vereinigung an 
phantasiereiche Staatsanwälte 

„Investitionsausgaben des 
Bundes“ „nicht erfaßt“, wie 
dem Finanzbericht ’82 zu ent­
nehmen ist, sondern sind 
,, Konsumausgaben “. Viel­
leicht kommt jemand auf die 
Idee, der SPD vorzuschlagen, 
unter solchem Zugzwang den 
Verteidigungshaushalt zu kür­
zen. 7 Mrd. DM sind eine 
stattliche Summe. Haushalts­
technisch betrachtet, wäre zu 
überlegen, die Rüstungsausga­
ben für militärische Anlagen 
und Beschaffungen etc. als 
„Investitionen“ zu führen. 
Die Armee ist für den bürgerli­
chen Staat diejenige Einrich­
tung, mir der er letztlich die 
wirtschaftlichen Interessen ge­
gen die Konkurrenz militärisch 
durchsetzt. So betrachtet, wä­
ren 1981 die Investitionsausga­
ben des Bundes um 17 Mrd. 
DM höher. Ob es die Absicht 
der CDU/CSU ist, solch einen 
Vorschlag durch das Bundes­
verfassungsgericht zu erwir­
ken, um jeden Schleier zu ent­
fernen?

bei Landgerichten abgegeben 
und so breiter einsetzbar wer­
den. Zweitens will Rebmann 
künftig auch terroristische 
„Einzeltäter“ vor Gericht zer­
ren dürfen. Bislang mußte er 
diesen eine „Vereinigung“ mit 
Zweiten und Dritten andich­
ten, denn erst ab drei hat’s eine 
terroristische Vereinigung und 
Rebmann darf ran. Künftig 
könnte er so Verfahren wie 
den Brokdorf-Prozeß gegen 
Michael Duffke und Markus 
Mohr gleich an sich ziehen. 
Drittens will er den § 129a 
StGB rechtsschöpferisch auf 
deutsche Staatsbürger im Aus­
land ausgedehnt haben. Die 
Bundesregierung fragt sich 
noch, „ob bei einer Ausdeh­
nung dieser Strafbestimmung 
auf im Ausland bestehende 
terroristische Vereinigungen 
verhindert werden könnte, daß 
zahlreiche Sachverhalte straf­
rechtlich erfaßt werden, die 
deutsche Strafverfolgungsinter­
essen nicht berühren.“ Auf 
deutsch: Was hat Rebmann 
mit Dingen zu tun, die im Aus­
land geschehen und nur für 
bundesdeutsche Polizeihirne 
„strafbar“ sind? Solches ficht 
Rebmann nicht an. Hat nicht 
Genscher einen „europäischen 
Rechtsraum“ gefordert? Reb­
mann mit „europäischer“ 
Verfolgungs- und Einbunke­
rungskompetenz gegen deut­
sche Staatsbürger allüberall, 
das will der Mann.

Wer den Wettkampf- und Lei­
stungssport wirklich liebt, wendet 
sich dieser Tage ab und trauert we­
gen der unsachlichen Entgleisun­
gen, die bei Journalisten und Pu­
blikum wegen des Spielgeschehens 
in Gijon, bei Wettkampf der 
Mannschaften aus der BRD und 
Österreich, vorkamen.

Der Reiz des Fußballspieles er­
gibt sich aus der zielstrebigen 
Überwindung des Unsicherheits­
momentes (Sepp Herberger: ,Der 
Ball ist rund, und ein Spiel dauert 
90 Minuten*) durch die Akteure. 
Die Fußballkunst gipfelt eben in 
der Herbeiführung gerade des ge­
wünschten Ergebnisses.

Bereits in diesem äußerst allge­
meinen Sinne erweist sich das Spiel 
zu Gijon als gereift. Ein im Voraus 
berechnetes und gewünschtes Er­
gebnis wurde erreicht, ohne die 
Spieldauer zu verkürzen, einen 
würfelförmigen Ball einzuführen 
oder sonst welche Regeln zu verlet­
zen. Der Fußball ist damit jener 
fernen Grenze nahegekommen, 
die Sepp Herberger aufgezeigt hat.

Im Besonderen beweisen Anlage 
und Ablauf des Spielgeschehens, 
daß alle Akteure imstande sind, 
über die Grenzen dieses einen 
Spielfeldes hinauszublicken und 
über die Dauer von 90 Minuten 
hinauszudenken. Ziel der Gesamt­
veranstaltung ist doch die Feststel­
lung einer Mannschaft als sog. 
Weltmeister, Methode ein Tur­
nier. Optimierung des Kraftver­
brauchs ist geradezu Vorausset­
zung des Erfolges. Auch wenn die 
unmittelbar Beteiligten nur bis 
drei zählen können mußten: Gera­
de wer sich durch Fußballmann­
schaften repräsentiert fühlt, soll 
froh sein, daß nun jeder wissen 
kann: Direkt doof sind diese 
nicht!

Manche wenden ein, die Mann­
schaft aus Algerien sei durch den 
planmäßigen Ablauf zu Gijon ums 
verdiente Weiterkommen gebracht 
worden. Diese Leute sudeln ans 
Heiligste des Wettkampf- und Lei­
stungssportes: Sie vergehen sich an 
den Regeln! Punkt- und Torver­
hältnis beweisen den Irrtum völlig 
eindeutig. Wo käme das schöne 
Ballspiel hin, würden nicht auf 
dem Rasen welche nach Regeln 
hüpfen, die sie nicht gemacht ha­
ben und über deren Einhaltung 
oben andere, die im Grunde nichts 
zu sagen haben, mit Leidenschaft 
wachen, unten vertreten durch ei­
nen Schiedsrichter mit absolutem 
Geltungsanspruch.

Nur so läßt sich etwas wie ein 
Weltmeister im Ballspielen mit den 
Füßen feststellen. Anders nie!
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Prozent 
der Beschäf­
tigten

-10%

- 9%

- 8%

- 7%

- 6%

- 5%

- 4%

- 3%

- 2%

- 1%

- A12-A16 (1,1%)
-------------------------- A9 - A12Z (11,2%)

A5-A9Z (71,2%)
Al - A5Z (16,5%) 
(Anteile der Lauf­
bahnen an den Beamten)

Arbeiter und Beamte bei der 
Deutschen Bundesbahn nach 
Tariferhöhung 1982 
Für die Beamten ist die Besol­
dungsanpassung 1982 eingerech­
net entsprechend dem Tarifab­
schluß.

Beamte

Arbeiter

DM Bruno

Zahl der Arbeiter: 111 Tsd., der Beamten: 180 Tsd. In der Fläche sind beide Ver­
teilungen mit jeweils 100% gleich. Ca. 9000 Angestellte der DB sind nicht enthal­
ten. Quelle: Angaben der GdED v. 1980, Personalstruktur v. 1977

Beamtenbesoldung
Verschiebung der Anpassung: weitere 
Kürzungen schon in Beratung
Mit der Verschiebung der Anpassung 
der Beamtenbesoldung an die Tarifver­
einbarung des öffentlichen Dienstes 
um drei Monate setzt die Bundesregie­
rung Maßstäbe. Auch die Übertragung 
des zusätzlichen Urlaubstages vom Ta­
rif auf das Beamtenrecht ist nicht si­
cher. Nachdem die Absicht der direk­
ten Kürzung der Löhne und Gehälter 
in den öffentlichen Diensten insgesamt 
durch die Streikvorbereitung der Ge­
werkschaften des öffentlichen Dienstes 
zu Fall gebracht worden ist, wäre die 
Durchsetzung des jetzt vorliegenden 
Gesetzentwurfs nach zahlreichen Ein­
zelmaßnahmen wie Kürzung der An­
wärterbezüge, Kürzungen bei den Pen­
sionen usw. ein wuchtiger Schlag nicht 
bloß gegen die Absichten der Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes, in 
der Lohnbewegung ‘83 wieder Boden 
gut zu machen im Kampf um den Real­
lohn.

Denn es ist ein gut gepflegtes aber 
haltloses Märchen der Bourgeoisie, daß 
etwa ein Beamter ist, wer doppelt so 
viel und mehr verdient als ein Arbeiter. 
Die Einkommmensverhältnisse bei der 
Bundesbahn — s. nebenstehenden Ver­
gleich zwischen Arbeitern und Beam­
ten - zeigen, daß die Beamten in den 
einfachen, mittleren und teilweise auch 
den gehobenen Diensten nicht besser 
dastehen als die beschäftigten Arbei­
ter, und das sind immmerhin deutlich 
über 80% der Beamten. Nicht anders 
verhält es sich auch bei der Bundespost 
und in den öffentlichen Verwaltungen. 
Somit wäre eine Durchsetzung des 
Plans der Besoldungskürzung im Ver­
gleich zum Tarif auch gleichzeitig eine 
Einladung an die Kapitalisten zur 
Nachahmung in der nächsten Tarifaus­
einandersetzung.

Für die Kapitalisten geht es mit die­
ser dreimonatigen Verschiebung um 
die runde Summe von 700 Mio. DM, 
die damit den Kassen von Bund, Län­
dern und Gemeinden verbliebe und 
Zwecken zugetan werden könnte, die 
ihren Profiten dienen. Dabei sind die 
Einsparungen an Versorgungsbezügen 
durch Folgeregelung nicht mit einge­
rechnet. Je Beamten macht diese Ver­
schiebung im Durchschnitt etwa 380 
DM aus. Das ist ein spürbarer Betrag, 
der umso schwerer wiegt, als ja die Er­
höhung bereits seit dem 1. März fällig 
ist. Auf den ganzen Zeitraum bezogen, 
hätte der öffentliche Dienstherr eine 
Besoldungskürzung von 600 DM ge­
genüber einer sofortigen Anpassung 
um 3,6% je Beamten durchgesetzt.

Weitere absehbare Folge wäre die 
Ermutigung verschiedener Parlaments­
vorhaben gegen die Besoldung der Be­
amten, die im Frühjahr des Jahres auf 
den Weg gebracht worden sind. Ur­
sprünglich auf eine Initiative des Lan­
des NRW geht ein Plan zurück, der ge­
genwärtig nach Mitteilung der GdED 
im Innen- und Finanzausschuß des 
Bundesrats beraten wird. Danach sol­
len im gehobenen und höheren Dienst 
das Urlaubsgeld halbiert und das 13. 
Monatsgehalt gekürzt werden: für die 
Besoldungsgruppe A9 um 10%, für 
A9Z und A10 um 20%, für All um 
25% und ab A12 um 33%. Sodann ist 
ebenfalls nach Mitteilung der GdED 
Gegenstand der Beratungen über den 
Haushalt 1983 die Neuauflage der pau­
schalen Stellenkürzung um 1% und die 
Beseitigung der steuerrechtlichen Vor­
sorgepauschale, die für die Beamten 
des einfachen und mittleren Dienstes 
70-100 DM und für Beamte des geho­
benen und höheren Dienstes 100-300 

DM monatliche Einkommenskürzun­
gen verursachen würde.

Der Kultusministerkonferenz liegt 
ein Vorschlag des nordrhein-westfäli­
schen Kultusministers Girgensohn vor, 
der auch von Mayer-Vorfelder (Baden- 
Württemberg) begrüßt worden ist: um 
die Streichung von jährlich 4000 Leh­
rerplanstellen in den nächsten 10 Jah­
ren zu vermeiden und Neueinstellun­
gen (nach Berechnungen der GEW ca. 
22000 von knapp 80000 erwarteten ar­
beitslosen Lehrern) vornehmen zu 
können, sollen 1. die Lehrer 4-5% 
Gehaltskürzung schlucken, jährlich bis 
1990 1% weniger Gehaltserhöhung er­
halten, und die Verschiebung der jetzi­
gen Anpassung soll zu Regel werden. 
Nach Berechnungen der GEW würde 
dieser Plan heißen: bei durchschnittli­
chen Lohnabschlüssen um 4,6% und 
einer Inflationsrate von 5,6% ein Real­
lohnabbau von etwa 30%. Ausdrück­
lich heißt es in der KMK-Vorlage: diese 
Maßnahmen ,»müssen ... daraufhin 
überprüft werden, inwieweit sie auf 
den gesamten öffentlichen Dienst aus­
geweitet und darüber hinaus auf ande­
re Beschäftigungsbereiche übertragen 
werden können.“

Die gegenwärtige Verschiebung der 
Besoldungsanpassung ist die Probe auf 
diese Rechnung. Die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes haben über 
den Protest hinaus ihre gemeinsame 
Haltung noch nicht bekanntgegeben. 
Einer Entscheidung der Gewerkschaf­
ten, das Koalitionsrecht für die Beam­
ten nicht mehr nur zu beanspruchen, 
muß die volle Unterstützung aller 
DGB-Gewerkschaften sicher sein.
Qucllcnhinweis: Bcamtenpolitischer Bericht der GdED: 
I orum der GEW Köln; Bundesraisdrs. 236/82

Bundesan waltschaft
Rebman schützt mit ,,A1- 
ieintäter“-Theorie Nazis

Generalbundesanwalt Rebmann teilte 
am 14. Juni der Presse mit, daß „in 
den nächsten Tagen auch das Ermitt­
lungsverfahren im Zusammenhang mit 
dem Sprengstoffanschlag auf der Mün­
chener Theresienwiese am 26. Septem­
ber 1980 eingestellt“ werden soll. Die 
Begründung: „Wie Rebmann sagte, 
nimmt seine Behörde aufgrund der bis­
herigen Ermittlungen eine Alleintäter­
schaft Köhlers an.“ (FAZ, 15.6.)

Diese „Alleintäter“-Verdunkelungs­
theorie wurde vier Tage nach dem An­
schlag, durch den 13 Menschen getötet 
und über 300 verletzt wurden, von der 
bayerischen Staatsregierung in die 
Welt gesetzt. Der Zw^ck war damals zu 
verhindern, daß ein Ermittlungsver­
fahren gegen die Wehrsportgruppe 
Hoffmann eingeleitet wird, deren Mit­
glied G. Köhler diesen Anschlag aus-
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führte und dabei selber umgekommen 
war. Diese Vertuschung erfolgte durch 
die bayerische Staatsregierung auf 
Grundlage der ernstzunehmenden poli­
tischen Charakterisierung dieser Orga­
nisation durch den bayerischen Innen­
minister Tandler am 30.9.80: „Das ist 
ja alles Unsinn. Wir haben nur gesagt, 
daß die Wehrsportgruppe Hoffmann 
— und bei dieser Beurteilung bleibe ich 
auch — zu keinem Zeitpunkt eine Ge­
fährdung für unsere rechtsstaatliche 
Ordnung bedeutet hat.“ (Welt, 
30.9.80)

Seit dem Oktoberfestbombenan­
schlag gingen auf das Konto neofaschi­
stischer Organisationen eine ganze Rei­
he von weiteren Bombenanschlägen 
und Brandanschlägen, u.a. auf Aus­
länderwohnheime und Wohnheime

Die Freunde des „Alleintäters“ G. 
Köhler
von Asylsuchenden in der BRD. In der 
Lüneburger Heide wurden 33 Waffen­
depots aufgefunden, die von den neo­
faschistischen „Deutschen Aktions­
gruppen“ angelegt worden waren und 
auf weitere geplante Bombenanschläge 
hinweisen. Außer diesen Tatsachen 
wurde auch immer stärker bekannt, 
daß V-Leute des Verfassungsschutzes 
sich in diesen Organisationen herum­
treiben und keinen unwesentlichen An­
teil am Zustandekommen von derarti­
gen Anschlägen hatten. Dadurch ver­
dichtet sich die Annahme, daß die neo­
faschistischen Organisationen in der 
BRD planmäßig Terroranschläge vor­
bereiten und dabei auch Zusammenwir­
ken. Die Bundesanwaltschaft besteht 
jedoch weiter auf der ,,Alleintäter“- 
Theorie, um die Einleitung eines Ver­
fahrens gegen alle neofaschistischen 
Organisationen und deren Verbot zu 
verhindern. Sie fürchtet dabei, daß die 
notwendige politische Auseinanderset­
zung mit den Zielsetzungen dieser Or­
ganisationen darauf aufmerksam 
macht, daß die westdeutschen Imperia­
listen und ihre staatstragenden Partei­
en in Abgrenzungsschwierigkeiten 
kommen.

- AEG-,, Sanierung“
Das Konzept „AEG 83“ 
vor der Vollendung

Am 14.5. würde der Jahresabschluß 
‘81 vorgelegt: 600 Mio. DM Betriebs­
verluste wurden für 1981 festgestellt. 
Bei Zins- und Steuerzahlungen von 
1146 Mio. DM und flüssigen Mitteln 
von 606 Mio. DM war damit klar, daß 
die 24 Gläubigerbanken der AEG die 
weitere Entwicklung der Firma, an der 
sie schon ohnehin mit über 50% betei­
ligt sind, diktieren konnten. So sah 
auch das Konzept „AEG 83“ aus, mit 
dem der Vorstandsvorsitzende Dürr 
am 4.6. an die Öffentlichkeit trat: Der 
Konzern soll in eine Holding mit ca. 25 
Angestellten verwandelt werden, deren 
alleinige Aufgabe darin bestehen soll, 
die Aktienbeteiligungen zu verwalten. 
Die Bereiche Anlagen-, Kommuni- 
kations-, Serienprodukte und Büro­
technik sollen in eine „AEG-Technik 
AG“ umgruppiert werden. Hierbei 
sind auch die fast ausschließlichen Rü­
stungsbereiche wie Sondertechnik und 
Hochfrequenztechnik und der eben­
falls strategisch wichtige Bereich der 
Energietechnik. Für diesen fetten Teil 
(sein Umsatz stieg immerhin von 80 
auf 81 um 9% nominal) wird eine Be­
teiligung von bis zu 40% vergeben zur 
Erhöhung des Grundkapitals. Als 
größter Interessent gilt die General 
Electric Company (GEC). Dieser briti­
sche Konzern, der es schaffte, von 
1977 bis 1980 die Beschäftigtenzahl um 
42000 abzubauen, verfügt mit 3,5 
Mrd. DM über eine kräftige Eigenka­
pitaldecke. Da die GEC zu 70% über 
die gleiche Produktpalette verfügt wie 
die AEG, ermöglicht eine Beteiligung 
eine weitreichende Konzentration der 
Produktion.

Von AEG entwickeltes Torpedowaffensystem beim Probeschuß

Der Bereich Haushaltsgeräte soll in 
eine „AEG-Konsum AG“ aufgehen. 
Für diesen schlechteren Teil (sein Um­
satz sank 1981 um nominal 3%) sollen 
das Risiko und die Verluste auf den 
Staat, der sich an der Kapitalauf­
stockung beteiligen soll, mit abgewälzt 
werden. Die Kapitalmehrheit bei der 
Telefunken GmbH soll gleich ganz ver­
scherbelt werden.

Für den Konsumbereich wurden ein­
schneidende Rationalisierungen ange­
kündigt. 1982 sollen 6000 Entlassun­
gen stattfinden. Schon 1978 bis 1981 wa­
ren bei Gesamt-AEG 40000 Arbeits­
plätze durch Rationalisierung, Stille­
gungen und Verkauf beseitigt worden. 
Durch stärkere Anbindung an die ope­
rativen Einheiten bei der Umstruktu­
rierung sollen die Verwaltungsange­
stellten unter verstärkten Druck gesetzt 
werden, zumal z.B. Dienstleistungsein­
heiten als selbständige GmbHs ausge­
gliedert werden sollen.

Außerdem verlangte Dürr in deutli­
cher Form Sonderopfer der Beleg­
schaft. Zur nötigen Einstimmung kam 
ein Eigen-,,Verzicht“, als er die An­
passung der AT-Gehälter (außertarifli­
che) in diesem Jahr an die Tariferhö­
hungen um zwei Monate verschob. Die 
Belegschaft könne zinsgünstige Darle­
hen an die AEG unterschreiben. Be­
triebsinterne Einrichtungen wie zwei 
Ferienhäuser würden verkauft. Als di­
rekte Eingriffe in tariflich abgesicherte 
Leistungen wurde die Kürzung der 
Weihnachtsgratifikation und die Ein­
bringung des 624 DM-Gesetz-Vermö- 
gens in das Firmenvermögen angedeu­
tet.



Als Begründung seines Sanierungs­
konzeptes machte Dürr dann am 21.6. 
im „heute-Magazin“ deutliche Worte: 
Vorgänge wie in der Stahl- und der 
Textilindustrie kämen jetzt auch auf 
die Elektrobranche zu. Man müsse in 
Zukunft noch mit vielen solchen Ver­
änderungen rechnen. Das liege an der 
großen Konkurrenz im Ausland, die 
strategisch die Eroberung des enger 
werdenden Marktes planen würden im 
Einklang zwischen Wirtschaft, Staat 
und Gewerkschaften. Aus einer be­
herzten Rettungsaktion des zweitgröß­
ten Elektrokonzerns der BRD, wie so 
oft in der Presse dargestellt, bleibt nur 
noch ein wohlüberlegter und schon 
länger verfolgter Schachzug über. Da 
in Zukunft die schwierige Lage auf 
dem Elektromarkt nach Einschätzung 
des ZVEI (Zentralverband der Elektro­
technischen Industrie) sich nicht bes­
sern wird, sind also große Programme 
notwendig, um die Konkurrenz ka­
puttzumachen.

Daß solche Programme teuer wer­
den, zeigte sich, als Dürr 1982 Darle­
hen in Höhe von 1,75 Mrd. DM von 
den Banken forderte, die für fünf Jah­
re zinsfrei sein sollen.

Als am 14.6. das Bankenkonsortium 
tagte, herrschte Genugtuung über die 
geplanten Maßnahmen. Über die Be­
zahlung ließen die Banken sich zu ei­
nem verschwindend geringen Forde­
rungsverzicht von 260 Mrd. DM hin­
reißen sowie zu vagen Zusagen von 
substantieller Zinsstützung. Die Zeche 
sollen andere zahlen. Zur Kreditsiche­
rung sollen nach ihrer und Dürrs Mei­
nung die Bundes- und verschiedene 
Länderregierungen mit Bürgschaften 
in Gesamthöhe von 1 Mrd. DM ein­
springen. Am 11.6. verkündete Lambs­
dorff, daß das AEG-Konzept noch 
nicht ganz schlüssig sei und erst noch 
geprüft werden müsse. Später hieß es, 
daß die Bürgschaften eventuell sicher 
seien, eine Beteiligung ausgeschlossen 
sei. Auf welchem Wege die Lohnab­
hängigen die Sanierung bezahlen, wird 
die Differenz gewesen sein, nicht ob.

Günstig ist, daß der Gesamtbetriebs­
rat das „AEG 83“-Konzept ablehnt. 
Allerdings ist diese Ablehnung des Ra­
tionalisierungsprogramms der Kapita­
listen mit chauvinistischem Zeugs ver­
bunden. So lehnt der Gesamt bet riebs- 
rat die Beteiligung der GEC an der 
AEG strikt ab und fordert stattdessen 
eine staatliche Beteiligung an Gesamt- 
AEG, die nur kurzfristig sein soll. In 
diesem Fall ist er sogar bereit, „Notop­
fern“ zuzustimmen. Auch wenn die 
GEC-Kapitalisten für ihre Rationali­
sierungen berüchtigt sind: Die AEG- 
Kapitalisten sind keinen Deut besser. 
Und mit ihren Rationalisierungsab­
sichten und denen der hinter ihnen ste­
henden Banken muß die Belegschaft 
fertig werden.

Großbritannien 
Kater nach dem
F alkland-Rausch

„Großbritannien erfährt eine Verände­
rung“, schrieb der bekannte Reaktio­
när Enoch Powell vor wenigen Wo­
chen, „ich brauche dazu keine Mei­
nungsumfragen, ich spüre das, wenn 
ich durchs Land komme.“ Hohe Hoff­
nungen setzte die britische Bourgeoisie 
auf den „Falklands-Faktor“. Aber in­
zwischen beginnt der Kater nach dem 
Siegesrausch.

Am Montag und Dienstag streikten 
die Eisenbahner und die Londoner U- 
Bahn-Fahrer. Die Beschäftigten im Ge­
sundheitswesen setzen ihre Streikaktio­
nen ebenfalls fort, und die Bergarbei­
ter planen weitere Solidaritätsaktio­
nen.

Die Reaktion versucht, möglichst 
viel zu ernten von dem Chauvinismus, 
der in den letzten Monaten mit dem 
Malwinen-Krieg systematisch ange­
heizt wurde und nach dem Erfolg der

Thatcher und Außenminister Pym

britischen Aggression auf den Inseln 
einen Höhepunkt sah. Aber es zeigt 
sich schon jetzt, daß die Hoffnungen 
etwas überhöht waren.

Entgegen allen Erwartungen stiegen 
die Rekrutierungszahlen für die Frei­
willigenarmee nicht dramatisch. Ledig­
lich die Marine berichtet von einem 
Anstieg der Anfragen um 10%, aber 
das Heer erlebte keine Steigerung. Ver­
suche, die Kriegskosten einfach über 
eine Sonder st euer umzulegen, werden 
vorerst nicht weiter verfolgt, wohl 
auch, weil die Gewerkschaftsorganisa­
tionen sich dagegen ausgesprochen ha­
ben. Die weitreichenden Pläne zum 
Ausbau der Marine wurden im gerade 
veröffentlichten Verteidigungs-Weiß­
buch nicht behandelt, sondern auf En­
de des Jahres verschoben.

Thatcher berief eine parlamentari­
sche Untersuchungskommission ein, 
um die Ursachen des Krieges zu er­
gründen. Die Oppositionsparteien sind 
über sie hergefallen, weil vor zwei Wo­
chen ein Brief Thatchers bekannt wur­
de, den sie zwei Monate vor Argenti­
niens Landung auf den Inseln schrieb 
und in dem sie die Anwesenheit von 75 
Marine-Soldaten auf den Inseln als 
„ausreichende Abschreckung“ be­
zeichnete. Wegen dieser Fehleinschät­
zung seien jetzt 255 britische Soldaten 
gestorben, beschwerte sich Opposi­
tionsführer Foot. In der parlamentari­
schen Untersuchungskommission will 
die Labour-Partei die Regierung nicht 
schonen. Denn inzwischen ist auch 
klar, daß die Wiedereinnahme von 
Port Stanley nicht den Krieg um die 
Malwinen beendet hat. Argentinien 
weigert sich, die Einstellung aller 
Feindseligkeiten zu erklären, weshalb 
die britische Regierung 500 bis 700 Ge­
fangene als Geiseln behalten will.

Die Inseln selbst werden garnisons­
mäßig ausgebaut. Britische Pioniere le­
gen gerade eine Ergänzungsrollbahn zu 
der einzigen Betonpiste in Port Stan­
ley, um die Inseln für schwere Trans­
portflugzeuge zugänglich zu machen. 
Damit könnte die Garnison auf den In­
seln auf einige Tausend Mann redu­
ziert werden_Gouvemeur Rex Hunt ist 
auf die Inseln zurückgekehrt, aber er 
hat seine alten Vollmachten nicht wie­
der, kommandiert wird die Insel vom 
General der Landungstruppen. Die 
„Freiheit der Falkländer“ besteht aus 
dem Kriegsrecht.

Griechenland
USA und BRD 
verstärken Druck

Die Politik der seit Oktober in Grie­
chenland regierenden Panhellenisti­
schen Sozialistischen Partei (PASOK) 
ist insbesondere den Imperialisten der 
USA und der BRD ein Dorn im Auge. 
Die griechische Regierung hat die 
Rechte und Stationierungsbedingun­
gen der NATO-Basen und US- 
Stützpunkte in Griechenland infrage 
gestellt. Gegenüber der EG fordert sie 
eine Änderung des griechischen Mit­
gliedsvertrages mit dem Ziel, eigenen 
Vorstellungen im Aufbau der griechi­
schen Wirtschaft Geltung verschaffen 
zu können.

Die BRD-Imperialisten konnten das 
erste Jahr der Mitgliedschaft Griechen­
lands im Handel als vollen Erfolg bu­
chen: Der BRD-Export nach Griechen­
land stieg 1981 um 23,3% auf 4,65 
Mrd. DM an, also mit einer deutlich 
höheren Rate als der gesamte BRD- 
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Export (13%). Die griechischen Ein­
fuhren in die BRD dagegen stiegen le­
diglich um 7% auf 2,95 Mrd. DM. 
Während somit die wirtschaftliche Ab­
hängigkeit Griechenlands wächst und 
die BRD-Monopole dabei sind, ihre 
Marktanteile unter den durch die EG- 
Mitgliedschaft verbesserten Konkur­
renzbedingungen kräftig auszuweiten, 
ist hingegen ihre Investitionstätigkeit 
ins Stocken geraten. Dieses sei eindeu­
tig auf ,,politische Gründe“ zurückzu­
führen, erklärte Ministerialrat Müller- 
Thuns vom Wirtschaftsministerium 
auf der Generalversammlung der 
deutsch-griechischen Handelskammer 
im Mai in Athen. ,»Klagen aus Kreisen 
der deutschen Wirtschaft, vor allem 
dem Investitionsbereich, mögen sich 
durch entsprechende Verhaltensweise 
der griechischen Regierung bald erledi­
gen,“ erklärte er unmißverständlich.

Mitte Juni reiste sodann Lambsdorff 
nach Athen. Zu seinen Aufträgen ge­
hörte u.a., der Regierung klarzuma­
chen, daß ihre Streikgesetzgebung ent­
schieden zu weit ginge: Die von der Re­
gierung beabsichtigte Arbeitsgesetzge­
bung sieht den Streik nicht nur aus 
wirtschaftlichen und sozialen Gründen 
vor, sondern u.a. auch aus Solidarität. 
Hinsichtlich der Investitionen verlan­
gen die Monopole eine eindeutige Ga­
rantieerklärung gegen Verstaatli­

chungsabsichten sowie eine Beschrän­
kung der Einflußnahme auf die Kapi­
talanlage. In der kurzen Erklärung ge­
genüber der Presse war von einem 
Scheitern der Mission Lambsdorffs 
nicht die Rede. Die vage Andeutung 
von ,,Verständnis“ für die griechi­
schen Änderungswünsche zum EG- 
Vertrag verband Lambsdorff mit der 
Erklärung, auch für Griechenland fol­
ge aus dem Vertrag das Prinzip: „glei­
che Rechte - gleiche Pflichten.“

Gleichzeitig verstärken die Imperiali­
sten auch über die NATO den Druck 
auf die griechische Regierung. Im Mai 
erklärte Haig auf Inspektion der 
N ATO-Südostflanke , »uneinge­
schränkte Unterstützung“ für die Mili­
tärjunta in der Türkei und widerrief 
in Athen die Anerkennung der bis 1974 
nicht bestrittenen Hoheitsrechte Grie­
chenlands in der Ägäis. Seit Griechen­
land von 1974 bis 1980 aus der militäri­
schen Organisation der NATO ausge­
schieden war, beansprucht die Türkei 
mit Unterstützung der NATO die Luft­
herrschaft über die Ägäis. Diese ständi­
ge Bedrohung der griechischen Souve­
ränität versuchen die US-Imperialisten 
nun zu benutzen, um die griechische 
Regierung für die NATO-Kriegspolitik 
botmäßig zu machen.
Quellen: Europäische Wehrkunde 6/82; Blick durch die 
Wirtschaft; FAZ 

faßt. Daß z.B. die krebserregenden 
Stoffe Benzol und Vinylchlorid in der 
ersten TA-Luft von 1974 in der Rubrik 
der „gefährlichen Stoffe“ auftauch­
ten, in der neuen Vorlage hingegegen 
gar nicht mehr auftauchen.

Vierte Behauptung: Der Schutz be­
sonders empfindlicher Tiere und 
Pflanzen werde nicht nur auf Natur­
schutzgebiete beschränkt, sondern all­
gemein verankert. Dies ist unrichtig. In

TA-Luft
Weitreichende Zugeständnisse 
an die Kapitalisten
Im Herbst dieses Jahres soll dem Bun­
deskabinett der Neuentwurf der 
„Technischen Anleitung zur Reinhal­
tung der Luft“ (kurz: TA-Luft) vorge­
legt werden. Innenminister Baum, in 
dessen Ministerium der Entwurf erar­
beitet wurde, bezeichnete die Neufas­
sung als ein „umfassendes Programm 
zur Luftreinerhaltung für die kommen­
den Jahre“.

In der Presse wird der Gesetzentwurf 
als bedeutender Fortschritt im Um­
weltschutz verhandelt. Tatsächlich 
aber handelt es sich um ein Programm, 
mit dem die Kapitalisten auch in den 
kommenden Jahren die Veschmutzung 
und Verseuchung der Luft weitgehend 
ungezügelt fortsetzen können. Da be­
reits einige faustdicke Lügen über den 
Charakter des Gesetzentwurfes im 
Umlauf sind, ist es notwendig, einige 
dieser Behauptungen genauer zu be­
leuchten.

Erste Behauptung: Der Entwurf se­
he eine Senkung der hochstzulässigen 
Werte für Luftbelastungen vor. Tat­
sächlich sieht der Entwurf nur eine ein­

zige Senkung vor - Stickstoffdioxid. 
Diese Senkung ist zudem lediglich ei­
nem anderen Meßverfahren geschul­
det, der reale Wert bleibt derselbe. Im 
Übrigen steht diese Behauptung auch 
in Widerspruch zu der Ankündigung 
des Baum-Ministeriums, in einer er­
neuten Novellierung der TA-Luft im 
Jahre 1983 alle Werte verschärfen zu 
wollen.

Zweite Behauptung: Die neue TA- 
Luft sehe neue, verschärfte Grundsät­
ze für die Genehmigung von Industrie­
anlagen vor. Davon kann keine Rede 
sein. Neu ist bei den Grundsätzen, daß 
durch die sogenannte „Vermutungs­
klausel“ in Zukunft eine Klage gegen 
eine Genehmigung einer Industrieanla­
ge aussichtslos wird, wenn diese Anla­
ge die Auflage der TA-Luft erfüllt.

Dritte Behauptung: Eine scharfe 
Emissionsbegrenzung (Emission = 
Schadstoffausstoß einer Anlage) für 15 
krebserregende Stoffe sei geplant. Da­
zu ist zu sagen, daß die Liste der krebs­
erregenden Stoffe, die emittiert wer­
den, weitaus mehr als 15 Stoffe um­

der neuen TA-Luft wird unterschieden 
zwischen „Schutz im Interesse der All­
gemeinheit“, hiermit sind Natur­
schutzgebiete gemeint, und „Schutz im 
Interesse der Nachbarschaft“.

Dieser Nachbarschaftsschutz tritt in­
des nur ein, wenn: a) ein Bebauungs­
plan überhaupt den Anbau bzw. die 
Haltung empfindlicher Tier- oder 
Pflanzenarten vorsieht, oder wenn: b) 
die Schädigung durch Luftverschmut­
zung noch nicht „ortsüblich“ ist, oder 
wenn: c) die Umstellung auf weniger 
empfindliche Pflanzen- und Tierarten 
„unzumutbar“ ist. Bietet dann aller­
dings der Kapitalist eine „angemessene 
Entschädigung“, so entfällt die „un­
zumutbare Belastung“ und damit der 
„Nachbarschaftsschutz* *.

Fünfte Behauptung: In den bislang 
gering belasteten Gebieten in der BRD 
soll der Grenzwert für Schwefeldioxid 
auf 60 Millionstel Gramm pro Kubik­
meter gesenkt werden, gegenüber den 
140 Millionstel Gramm, die bislang 
gegolten haben und die jetzt „nur 
noch“ für die belasteten Gebiete gelten 
sollen.

Schwefeldioxid ist der Hauptverur­
sacher für den sauren Regen, der zur 
Zeit zu den großen Waldsterben führt. 
Die ,, Allgemeine Forstzeitschrift* ‘, 
Jahrgang 1973 gibt dazu folgendes an: 
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Schäden bei Fichtenbeständen tauchen 
bereits bei einem Schwefeldioxidgehalt 
von 10 Millionstel Gramm auf. Zwi­
schen 40 und 70 Millionstel Gramm 
findet ein Absterben der Fichtenbe­
stände aller Altersklassen statt. Bei den 
von Minister Baum festgelegten 60 
Millionstel Gramm pro Kubikmeter in 
den „gering belasteten Gebieten“ ist 
damit das Absterben ganzer Waldbe­
stände einkalkuliert.

Sechste Behauptung: Erstmals sollen 
Werte für die Belastung mit giftigen 
Schwermetallen in der TA-Luft aufge­
nommen werden. Diese Aussage ist in­
sofern Bauernfängerei, als zum einem 
die Grenzwerte der momentanen Bela­
stungssituation entsprechen, zum an­
dern Höchstwerte für Kurzzeitbela­
stungen nicht festgelegt worden sind.

Mit diesem Gesetzeswerk hat die 
Bundesregierung weitreichende Zuge­
ständnisse an die Kapitalisten gemacht, 
eine wirksame Einschränkung der 
Luftverschmutzung ist auf dieser 
Grundlage nicht möglich. Den Kapita­
listen sind aber diese Zugeständnisse 
noch nicht weitgehend genug. Bereits 
im Herbst letzten Jahres hat der bayeri­
sche Ministerpräsident Strauß in Bezug 
auf die Neufassung der TA-Luft er­
klärt, daß mit den „übertriebenen Be­
lastungen der deutschen Wirtschaft 
Schluß sein muß“.

Die Vertreter der Kapitalistenver­
bände haben auf einer Konferenz, zu 
der von Minister Baum eingeladen 
worden war, ihre Interessen bezüglich 
der TA-Luft klar zu erkennen gegeben. 
Gegen die Absicht der Bundesregie­
rung, Teile der TA-Luft-Bestimmun- 
gen in das Bundesimissionsschutzge- 
setz zu übernehmen, wurde in aller 
Schärfe polemisiert, da die Kapitali­
sten eine Einschränkung ihrer rechtli­
chen Möglichkeiten befürchten muß­
ten.

Jochen Seeliger vom Bundesverband 
der deutschen Steinkohlekapitalisten 
erklärte: „Die Probleme der Luftrein­
haltung kann man nun um Himmels 
willen nicht durch die Bank mit Imis- 
sionswerten lösen wollen. Die Schad­
stoffe sind ja nicht prinzipiell, sondern 
nur in bestimmten Konzentrationen 
Schadstoffe. Wenn Sie das einmal zu­
grundelegen, und all das, was undicht 
ist, oder ein bißchen stinkt, oder an 
sich gar nicht aus der Anlage heraus­
kommen soll, abstreichen . .. dann 
bleibt nur noch sehr wenig.“

Herr Charbonnier von der Bayer AG 
brachte die Forderung der Kapitalisten 
auf den Punkt: „Wir haben immer ge­
sagt, keine Herabsetzung dieser Werte, 
damit könnte die Industrie nicht mehr 
leben.“ Und damit der ablehnenden 

Haltung der Kapitalisten gegenüber 
der Aufnahme von Schutzwerten in 
das Imissionsgesetz auch die rechte 
wissenschaftliche Weihe verliehen wer­
de, formulierte der Vorsitzende des Ar­
beitskreises Umweltrecht Professor 
Soell: „Wir sind uns alle darüber im 
klaren, daß die Festlegung solcher 
Grenzwerte im Grunde naturwissen­
schaftlich nicht begründbar ist, son­
dern eine politisch normative Entschei­
dung darstellt. Dabei sind allerdings 
zwei Faktoren zu berücksichtigen, 
nämlich die Frage: Was ist der Wirt­
schaft noch zuzumuten, und die Frage: 
Was ist den Anwohnern noch zuzumu­
ten.“

Kurz nachdem diese Konferenz 
stattfand, ließ die CDU/CSU die No­
vellierung des Imissionsschutzgesetzes 
im Bundesrat platzen. Danach ließ die 
Bundesregierung den Versuch der Neu­
regelung dieses Gesetzes fallen und 
konzentrierte sich darauf, die Neufas­
sung der TA-Luft als Ersatzlösung an­
zubieten. Von Seiten der CDU ist der­
zeit zu hören, daß die geplante TA- 
Luft ebenfalls den Bundesrat nicht 
passieren werde.
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Die Kapitalisten sehen den Zeit­
punkt für gekommen, offensiver gegen 
die Umweltpolitik vorzugehen. Die 
US-Kapitalisten, die es mit Hilfe der 
Reagan-Regierung erreicht haben, daß 
das amerikanische Luftreinhaltungsge­
setz und das Wasserschutzgesetz fak­
tisch außer Kraft gesetzt wurden, ha­
ben den westdeutschen Monopolen zu­
sätzlichen Auftrieb gegeben.

Die Umweltpolitik der SPD/FDP- 
Regierung macht es den Kapitalisten 

auch wirklich einfach. Statt ihnen 
wirksame Auflagen zu machen und 
eindeutige Schranken zu ziehen, hat es 
die sozialliberale Koalition immer als 
ihre Aufgabe gesehen, den Kapitalisten 
zusätzliches Kapital für den Umwelt­
schutz zur Verfügung zu stellen, damit 
die Kapitalisten auch ja nicht in der 
„internationalen Wettbewerbsfähig­
keit“ beeinträchtigt sind; Kapital, das 
den Volksmassen abgepresst wurde.

Jetzt, wo die Ansprüche der Kapita­
listen ins Uferlose wachsen, und die 
Regierungsmaschinerie kaum mehr 
nachkommt beim Einkassieren der 
Gelder zwecks Subventionierung der 
Kapitalisten, jetzt macht sich deutlich 
bemerkbar, wie wenig handfest die bis­
herigen Gesetzesmaßnahmen in Sa­
chen Luftreinhaltung wirklich waren. 
Nicht umsonst muß Minister Baum 
dies indirekt zugeben, wenn er ankün­
digt, daß für 1983 eine „Verschär­
fung“ aller Grenzwerte geplant sei.

Die Auseinandersetzung um die TA- 
Luft beschäftigt die Bundesregierung 
schon seit Jahren. Die Kapitalistenver­
bände haben der Neufassung des Ge­
setzesentwurfes von Anfang an große 
Aufmerksamkeit geschenkt, kein 
Wunder, geht es doch letzlich um Ko­
sten, die der Profitmacherei abträglich 
sind. Da die TA-Luft eine Verwal­
tungsvorschrift ist, auf deren Grundla­
ge von den Kommunen und den Ver­
waltungsgerichten über die Genehmi­
gung von Industrieanlagen entschieden 
werden muß, haben die Kapitalisten 
größtes Interesse an einer „wettbe­
werbsfähigen“, sprich billigen Rege­
lung. Leider haben die verschiedenen 
politischen Kräfte, die sich so für den 
Umweltschutz engagieren, der Neufas­
sung der TA-Luft nur wenig Interesse 
zukommen lassen.

Tarifrente
Für hohen Verschleiß 
auch noch Lohnverzicht

Hauenschild und Döding, die Vorsit­
zenden der Gewerkschaften Chemie- 
Papier-Keramik und Nahrung-Genuß- 
Gaststätten, haben gemeinsam an den 
Bundeskanzler appelliert, für die Ein­
führung einer „Tarifrente“ einen ge­
setzlichen Rahmen zu schaffen. In der 
zu Ende gehenden Tarifbewegung hat­
te sich die IG Chemie bereit erklärt, 
durch Abschlag von der Lohnerhö­
hung zur Finanzierung beizutragen. 
Jetzt besteht die Gefahr, daß dieses un­
glückselige Beispiel Schule macht.

Die beiden Gewerkschaftsvorsitzen­
den gehen von Überlegungen zur 
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,,Umverteilung der Arbeit“ aus. Wenn 
unter der Bedingung der Neubesetzung 
des Arbeitsplatzes ein Ausscheiden auf 
„Tarifrente“ mit 58 Jahren möglich 
werde, so seien ,,mindestens 515000 
Arbeitsplätze“ an Arbeitslose oder 
jüngere Arbeiter zu vergeben. „Vor al­
lem möchten wir auch jenen eine 
Chance geben, früher auszuscheiden, 
die sich über die 40-Stunden-Wöche 
quälen, weil sie verschlissen sind, aber 
dies nicht zugeben können.“

Automobilindustrie: angehende Vierzi­
ger brauchen sich nicht mehr bewerben

Seitens der Statistik der Rentenversi­
cherung ist der brutale Verschleiß der 
Arbeitskraft mehr als deutlich bestä­
tigt: zwischen 55 und 60 wird bereits je­
der zweite Arbeiter und fast jeder drit­
te Angestellte erwerbsunfähig (s. PB 
Nr. 17/81, S. 16). Aber gerade deswe­
gen ist nicht einzusehen, warum die in 
Beschäftigung verbleibenden Arbeiter 
und Angestellten nun auch noch bereit 
sein sollten, die vorzeitige Verrentung 
der verbrauchten Arbeitskraft durch 
Abschläge von ihrem Lohn zu finan­
zieren: „Da ein solcher Vorschlag na­
türlich auch Geld koste, müßten beide 
Seiten bereit sein, einen Teil der Bela­
stungen im Rahmen der Einkommens­
runden zu tragen - nach den gewerk­
schaftlichen Berechnungen etwa ein 
Prozent der Lohn- und Gehaltssum­
me.“ (Pressedienst der IG CPK)

Tatsache ist, daß insbesondere die 
Konzerne mit großer industrieller Pro­
duktion Interesse an der Verjüngung 
ihrer Belegschaft haben und dafür 
auch gegenwärtig bereits zahlen. So 
haben z.B. VW, Audi oder Daimler, 
aber auch BASF, Bayer und Hoechst 
Betriebsvereinbarungen, die in der Re­
gel langjährig Beschäftigten ein Aus­
scheiden mit 59 Jahren ermöglichen: 
diese ausscheidenden Belegschaftsmit­
glieder melden sich mehr oder weniger 
pro forma beim Arbeitsamt. Ihr An­
spruch auf Arbeitslosengeld ruht je­
doch für ein Jahr, da sie in der Regel 
unkündbar sind. Während dieser Zeit 
zahlen die Kapitalisten den Lohn noch 
fort. Mit der Vollendung des 60. Le­

bensjahres haben diese Beschäftigten 
-dann Anspruch auf das sog. Arbeitslo- 
sen-Altersruhegeld aus der Versiche­
rungskasse. In der Zigarettenindustrie 

‘ konnte die NGG 1978 eine Vereinba­
rung durchsetzen, nach der die Kapita­
listen an ausscheidende 58jährige weib­
liche und 60jährige männliche Beschäf­
tigte nach lOjähriger Betriebszugehö­
rigkeit 75% des Bruttolohns fortzahlen 
bis zum Erreichen der Altersgrenze für 
das flexible Altersruhegeld.

Für die Kapitalisten stellen die ver­
schlissenen Arbeitskräfte ein Hindernis 
zu weiterer Steigerung der Intensität in 

. der großen industriellen Produktion 
dar. Die Taktzeiten, Vorgaben und 
Akkordrichtsätze bedeuten hohe An­
spannung über die gesamte Arbeitszeit 
und führen zu vorzeitigem Verschleiß. 
Ihre weitere Steigerung erfordert daher 
auch eine Steigerung der Zufuhr an un­
verbrauchter Arbeitskraft. Insofern 
läuft der Vorschlag der „Tarifrente“ 
durch Lohnverzicht auf die Zumutung 
für die Beschäftigten hinaus, auch 
noch die Möglichkeit zur weiteren Stei­
gerung der Intensität ihrer Arbeit sel­
ber zu finanzieren. Nicht zufällig kom­
mentierte das Handelsblatt gerade zur 
Klausurtagung des IGM-Vorstandes 
über den Kampf um die Arbeitszeitver­
kürzung: „Unter gewissen Bedingun­
gen sollte daher die Tarifrente auch das 
Wohlwollen der Arbeitgeber finden. 
Diese Bedingungen sind: Weitere Fest­
schreibung der 40-Stunden-Woche, 
Anrechenbarkeit bei den Lohnprozen­
ten, Reversibilität bei geänderter de­
mographischer oder arbeitsmarktpoli­
tischer Lage.“
Quellenhinweis: Pressedienst der IG CPK v. 3.6.82: Infor­
mationen der Abteilung Tarifpolitik der IG CPK; Han­
delsblatt vom 18.6.82.

Türken und Kurden
Untersuchungskom­
mission wird gebildet

Am 18.6.82 wurde am 25. Tag der 
Hungerstreik von Türken und Kurden 
(siehe Politische Berichte 13/82) abge­
brochen, weil „eine weitere Fortset­
zung in der BRD im Vergleich zu den 
zu erwartenden weiteren politischen 
Resultaten keine Berechtigung“ habe 
(Presseerklärung der Hungerstreik-Ko­
mitees). Trotz deutlicher Zurückhal­
tung der bürgerlichen Presse konnte 
vor allem regional eine breite Informa­
tion der Öffentlichkeit erreicht wer­
den. In Esslingen bei Stuttgart z.B. be­
suchten 7000 Personen die Hunger­
streikenden. Auf Ortsebene und bis zu 
Landesvorständen gibt es zahlreiche 
Erklärungen auch von Gewerkschaf­
ten. Bislang hat nur der GEW-Bundes- 
vorstand seine Unterstützung be­
kanntgegeben. Der baden-württember­

gische DGB-Landesvorsitzende Zim­
mermann hat in Esslingen eine Solida­
ritätserklärung abgegeben und sich be­
reit erklärt, auf der nächsten DGB- 
Bundesvorstandssitzung im August die 
Forderungen vorzutragen. Eine frühe­
re Behandlung vor allem zur Entschei­
dung über die Teilnahme an der Unter­
suchungskommission, die im Herbst in 
die Türkei reisen wird, wäre dringend 
erforderlich.

Die Bundesregierung nahm offiziell 
während des Hungerstreiks keine Stel­
lung. Am 9.6. erklärte Matussek vom 
Bundeskanzleramt als persönliche Mei­
nung, „daß die türkische Militärregie­
rung durchaus nicht ohne Verständnis 
für die Bedeutung der Menschen­
rechtsfrage“ sei. Der SPD-Bundesvor­
stand, gedrängt von SPD-Parlamenta­
riern, v.a. von der Esslinger Landtags­
abgeordneten Elisabeth Nill, ließ am 
17.6. durch Wischnewski bekanntge­
ben, die SPD gehe davon aus, daß die 
„türkischen Generäle ihr gegebenes 
Wort einlösen werden.“ Solches an­
zweifelnd erreichten 46 Bundestagsab­
geordnete am 24.6. eine offene Frage­
stunde im Bundestag. Dort deutete 
Corterier vom Auswärtigen Amt vor­
sichtig eine denkbare Unterstützung 
der unabhängigen Kommission an. Die 
Behandlung der Gefangenen verteidig­
te er mit einer angeblichen Tradition 
für Folterungen in der Türkei.

Im Gegensatz dazu drückte Minister 
Volker Hauff (SPD) an den türkischen 
Botschafter sein Entsetzen über die Be­
handlung in türkischen Gefängnissen 
aus. Er hatte in seinem Wahlkreis Ess­
lingen die Hungerstreikenden besucht. 
Danach appellierte er auch an Willy 
Brandt, wie die französischen Sozial­
demokraten zu handeln und die Forde­
rungen nach einer Untersuchungskom­
mission zu übernehmen. Für eine di­
rekte Unterstützung durch die Bundes­
regierung meint er zwei Hindernisse zu 
sehen, einmal die NATO, zwecks Ab­
sprache, zum anderen Informations­
mangel!



VR Polen
Die Krise in der Nahrungsmittelversorgung beruht auf 
der falschen Politik der PVAP gegenüber den Bauern

Hartnäckig verbreitet die westdeutsche 
Bourgeoisie die Meinung, die fehlge­
schlagene ,,Z wangs “kollekti vierung 
auf dem Lande in der VR Polen bewei­
se die Untauglichkeit des Sozialismus 
für die landwirtschaftliche Produk­
tion. Hauptsünde in der Politik gegen­
über den Bauern sei die mangelnde 
Förderung ihres ,,Leistungswillens“. 
Der schlechte gegenwärtige Augen­
schein scheint diese Auffassungen zu 
bestätigen. Allein 1980 sank die land­
wirtschaftliche Produktion gegenüber 
dem Vorjahr um 9,6%. Die Produzen­
ten in der Landwirtschaft trugen nur 
knapp ein Zehntel zum Nationalein­
kommen bei, obwohl dort mehr als ein 
Viertel aller Erwerbstätigen arbeiten. 
Der Grad der Selbstversorgung der 
Bauern sinkt, wichtige Lebensmittel 
sind rationiert, und der Schwarzmarkt 
blüht. Angeschmiegt an das Interesse 
der westdeutschen Bourgeoisie, auf

Bekanntmachung des Dekrets über die 
schismus befreiten polnischen Gebieten

Rohstoffe, Volk und Land in Polen im 
Rahmen der abendländischen Werte 
zugreifen zu können, erwärmen sich li­
berale Intellektuelle und Institutionen 
von Walter Jens bis zur Redaktion der 
Zeitschrift ,,Moderne Zeiten“ für ei­
nen erneuten nationalen Befreiungs­
kampf, wenn auch die ausgebliebene 
Intervention der UdSSR ihr Mütchen 
schon gekühlt hat. Auf jeden Fall 
bleibt ihnen das Verharren mit ange­
knickten Knien vor der katholischen 
Kirche als der Macht mit der stärksten 
nationalen Tradition.

Dagegen lohnt sich der Versuch zu 
zeigen, daß die Krise in der Lebensmit­
telversorgung auf der falschen Behand­
lung der Klassenverhältnisse auf dem 
Land beruht und auf einer Politik der 

polnischen Regierung, die Arbeitsan­
strengungen der Arbeiter und Bauern 
einzusetzen für den Aufbau einer na­
tionalen Wirtschaft, die auf dem kapi­
talistischen Weltmarkt mithalten kann. 
Tatsächlich vollzog sich unter der Lo­
sung dieses ,,nationalen Wirtschafts­
aufbaus“ eine Politik, die die Interes­
sen der produzierenden Klassen, der 
Arbeiterklasse wie der Bauern, unter­
drückte und alten wie neuen Ausbeu­
tern die Möglichkeit gab, sich zu berei­
chern.

An der Vertreibung der deutschen 
Faschisten und ihrer Niederlage im 
Krieg hatte das ganze polnische Volk 
ein Interesse. Wollten die polnischen 
Kommunisten erreichen, daß nicht nur 
erneut ein polnischer Nationalstaat er­
richtet und die nationale Unabhängig­
keit erreicht wurde, sondern Bedingun­
gen geschaffen wurden für die Macht­
ergreifung der Arbeiterklasse und den

Landreform in den vom deutschen Fa-

Aufbau des Sozialismus, so mußten sie 
die Masse der Bauern und landlosen 
Bauern und Landarbeiter gewinnen. 
Sie legten sich auf eine Landreform 
fest, durch die Land an die Bauern ver­
teilt werden sollte. Enteignet werden 
sollte aller Grundbesitz von Deutschen 
sowie aller Grundbesitz über 50 Hek­
tar, in den Westgebieten über 100 Hek­
tar, dazu die Güter der Toten Hand, 
also der katholischen Kirche.

Die ab 1944 in den befreiten Gebie­
ten und nach der Zerschlagung des 
deutschen Faschismus durchgeführte 
Landreform war wesentlicher Bestand­
teil des ersten von der polnischen Re­
gierung beschlossenen Wirtschafts­
plans, des ,,Wiederaufbauplans“ von 
1946 bis 1949. Mit der Parzellierung 

war schon im August 1944 begonnen 
worden, u.a. aus dem Grund, die Bau­
ern zu bewegen, Lebensmittel, Heu 
und Stroh unentgeltlich für die Versor­
gung der Bevölkerung und der Armee 
abzugeben. Im Dekret über die Durch­
führung der Agrarreform, das vom 
Polnischen Komitee für die Nationale 
Befreiung erlassen wurde, finden wir 
die Grundlagen der Agrarreform. Wir 
finden zugleich die öffentliche Lüge, 
zumindest was die Kommunisten an­
geht, daß die Reform zu keinerlei Kol­
lektivierung führen solle. Der Minister­
rat beauftragte das Landwirtschaftsmi­
nisterium, „den durch feindliche Ele­
mente verbreiteten und den Grundsät­
zen der Agrarreform und den Be­
schlüssen der Provisorischen Regie­
rung widersprechenden Gerüchten 
über die Kollektivierung entgegenzu­
wirken, das Recht des einzelnen Bau­
ern auf freie Verfügung über seinen 
Boden, Inventar und Bodenerträge zu 
respektieren und alle Mißbrauchversu­
che dieser Rechte sofort zu besei­
tigen“. Verboten und verfolgt wurde 
die von ehemaligen Landarbeitern vor 
allem in der Gegend von Poznan auf 
den Gütern der ehemaligen deutschen 
Großgrundbesitzer begonnene Bewirt­
schaftung auf der Grundlage von Kol- 
lektiveigentum. Viele von ihnen, die 
kein ererbtes Land besaßen, geben dar­
aufhin die Eigentumsakte für das bei 
der Verteilung erhaltene Land an die 
Kreisbehörden zurück.

Bis 1949 wurden über 6 Mio. Hektar 
Boden verteilt, davon mehr als die 
Hälfte in den vorher von Deutschland 
okkupierten Gebieten. Nach der Re­
form befanden sich 87% der landwirt­
schaftlich genutzten Fläche in der 
Hand der Bauern. Über eine Million 
vorher landlose Personen besaßen zum 
ersten Mal Land. Kleinbauern hatten 
eine Aufstockung ihres Besitzes bis zu 
fünf Hektar erhalten. Erreicht war, 
daß der traditionelle Landhunger der 
polnischen Bauern zunächst befriedigt 
war und daß sie einen Nutzen in einer 
kommunistischen Regierung sahen. Sie 
erhielten Darlehen, Zuteilungen von 
Dünger und Steuerermäßigungen. Mit 
der Besserung der wirtschaftlichen La­
ge verstärkte sich ihre Hoffnung, auf 
Dauer private Produzenten bleiben zu 
können. Unterdrückt war der Versuch 
der ärmsten Schichten der Landbevöl­
kerung, kollektiv zu arbeiten, während 
doch abzusehen war, daß bei Fortbe­
stehen des Erbrechts, nämlich der Hof­
teilung, erneut so kleine Wirtschaften 
entstehen würden, die einen rationellen
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1918 -1939: Deutsche Blockade und 
Wirtschaftskrieg gegen polnischen Aufbau

1918 erlangte Polen nach 125jähriger 
Aufteilung unter Preußen, Rußland 
und Österreich-Ungarn die staatliche 
Unabhängigkeit. Polnische Freiwilli­
genverbände unter Führung des spä­
teren Staatschefs Pilsudski hatten im 
1. Weltkrieg mit dem Ziel der natio­
nalen Unabhängigkeit gekämpft — 
vor allem auf Seiten der Mittelmäch­
te, von denen sie sich größere Zuge­
ständnisse erwarteten. Die militäri­
schen Niederlagen und der Zusam­
menbruch der Regimes der Kolonial­
mächte Polens stärkten den Unab­
hängigkeitskampf. Der erfolgreiche 
Aufstand von Poznan 1918 beendete 
die deutsche Kolonialherrschaft über 
dieses westpolnische Gebiet, das sog. 
,, Westpreußen“.

Mit den Friedensverträgen nach 
dem 1. Weltkrieg war zwar Polens 
Unabhängigkeit international aner­
kannt, aber die West- bzw. die Ost­
grenze war nicht fixiert. Die deutsche 
Reichsbourgeoisie setzte alles daran, 
das ausgedehnte Industriegebiet in 
Südwestpolen - von den deutschen 
Kolonisatoren ,,Oberschlesien“ ge­
nannt - in den Klauen zu behalten. 
Erst nach erbitterten Kämpfen mußte 
die Reichsbourgeoisie 1922 einen Teil 
des Gebietes an Polen zurückgeben. 
Aber ihre Ansprüche auf polnisches 
Territorium gab sie nicht auf. Im Lo- 
carno-Pakt 1925 garantierte sie die 
Grenzen in Westeuropa, während der 
deutsche Außenminister Stresemann 

eine Anerkennung der polnischen 
Westgrenze verweigerte und eine ent­
sprechende Garantie Frankreichs und 
Großbritanniens verhinderte. Die Re­
visionspropaganda über die ,,ungeheil­
te Wunde in der Ostflanke“ und die 
,,verlorenen, aber einst wiederzuge­
winnenden deutschen Gebiete im

Gegen die berechtigten polnischen An­
sprüche mobilisierte die Reichsbourge­
oisie eine nationalistische Allparteien- 
Koalition

Osten“ (Reichsminister Treviranus 
1930) beherrschte die Öffentlichkeit in 
Deutschland.

Im Westen ständig bedroht vom 
deutschen Imperialismus, versuchten 
die herrschenden Klassen Polens die 

Expansion im Osten - gegen die gera­
de entstandene Sowjetmacht. Nach 
dem von allen Klassen getragenen Un­
abhängigkeitskampf hatten Groß­
grundbesitzer und Großbourgeois zu­
sammen mit den Militärs die Macht an 
sich gerissen, zunächst noch hinter par­
lamentarischer Fassade, dann als offe­
ne Diktatur. Aufgestachelt von den 
Imperialisten drangen ihre Truppen 
1920 tief in die SU vor, um zusammen 
mit russischen Konterrevolutionären 
die Sowjetmacht zu vernichten. Die 
Rote Armee konnte die Invasion zer­
schlagen, die SU mußte sich aber ei­
nem Friedensschluß beugen, der weite 
Teile Bjelorußlands und der Ukraine 
zu polnischem Territorium machte. 
Später beteiligte sich die polnische Re­
aktion an der Wirtschaftsblockade ge­
gen die SU; trotz günstiger Absatzbe­
dingungen entwickelte sie keinen nen­
nenswerten Außenhandel mit der SU.

Für die junge polnische Republik 
war die wirtschaftliche Bürde aus der 
bisherigen kolonialen Teilung des Lan­
des gewaltig: Gemessen am österreichi­
schen Kolonialgebiet Galizien (=100) 
betrug vor dem 1. Weltkrieg das Pro- 
Kopf-Nationaleinkommen im russi­
schen „Königreich Polen“ 166 und im 
deutschen Kolonialgebiet 293 Index­
punkte. Das Gebiet um Poznan lieferte 
damals, geschützt durch Zölle und ho­
he Agrarpreise, Agrarprodukte für das 
Deutsche Reich, die Montanindustrie 
um Katowice hatte dort ihren Markt. 
In den anderen Gebieten war die Land­
wirtschaft weitgehend Naturalwirt­
schaft, und die wenige Industrie dort, 
z.B. die Textilfabriken von Lodz, ver­
sorgte den russischen Markt.

Einsatz von Maschinen nicht erlauben 
und nichts zur Hebung der Produktiv­
kraft in der Landwirtschaft beitragen. 
Verschärft wurden diese Bedingungen 
durch die schlechte Qualität der Bö­
den, die zu 75% nur zum Anbau von 
Roggen, Hafer und Kartoffeln geeig­
net sind.

1948 vollzog die frisch gegründete 
PVAP einen Umschwung auf Grund 
der Beschlüsse des Informationsbüros 
der Kommunistischen Parteien in Mos­
kau. Zur Begründung ihres Pro­
gramms der beschleunigten Kollekti­
vierung auf dem Lande erklärte sie: 
„Eine dauerhafte Sicherung des Wohl­
stands der arbeitenden Bauern und ei­
ne wesentliche Erhöhung der Agrar­
produktion sowie die Ausnutzung der 
neuesten Errungenschaften der Wis­
senschaft und Technik durch die Land­
wirtschaft ist nur bei Bestehen der kol­
lektiven Landwirtschaft in der Form 
der Produktionsgenossenschaften 
möglich . .. Der Volksstaat und die 
Arbeiterklasse werden den Bauern alle 

mögliche Hilfe bei der Umgestaltung 
der Agrarwirtschaft liefern.“ War hier 
bereits die falsche Theorie vom Volks­
staat aufgestellt, die die Diktatur der 
Arbeiterklasse ausschließt, so war die 
Erklärung der Vereinigten Volkspartei, 
der Bauernpartei also, vollends bürger­
lich. Sie malte idyllischen Folgen der 
„Produktionsgemeinschaft“ für alle 
aus, obwohl doch die krassen Unter­
schiede zwischen den Bauern nicht be­
seitigt waren: „Wir sehen in den Pro­
duktionsgenossenschaften die Ver­
wirklichung der Ideen aller Schöpfer 
und Kämpfer der radikalen Volksbe­
wegung . .. Das genossenschaftliche 
Dorf ist mit der Weg zu einem wohlha­
benden sorgenfreien Leben, in dem je­
der dank der Menschenkräfte sparen­
den Maschine Möglichkeit und Zeit ge­
nug für Lesen, kulturelle Unterhaltung 
und einträchtiges Eheleben findet ... 
Wir werden das Ideal der Produktions­
gemeinschaft stufenweise realisieren, 
in dem Maße, wie das Bewußtsein der 
Bauernmassen sich steigern wird. Es 

wird von uns auf Grund des freiwilli­
gen Entschlusses mit der brüderlichen 
Hilfe der Arbeiterklasse und unseres 
gemeinsamen Bauern- und Arbeiter­
staates eingeführt.“ Die Absicht, die

Verteilung der Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften in den 
60er Jahren. 6O°/o konzentrieren sich in 
vier Wojewodschaften.
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Die Landwirtschaft v.a. in Zentral- 
und Ostpolen stagnierte. 82,1 Men­
schen lebten auf 100 ha gegenüber 48 
in Deutschland und 45,2 in Frankreich. 
Die koloniale Aufteilung Polens hatte 
die industrielle Entwicklung unterbun­
den. Die ländliche Überbevölkerung 
fand keine Arbeit in Industrien, die 
Naturalwirtschaft auf Elendsniveau 
produzierte keine Überschüsse und bot 
keinen Markt für Industrieprodukte. 
Die Besitzverhältnisse verschärften 
noch Landarmut und Stagnation: 
Nach der polnischen Unabhängigkeit 
besaßen 0,6% der Betriebe, oft Eigen­
tum deutscher Junker oder russischer 
Adeliger, 43% der Nutzfläche; die 
Masse der Betriebe lag dagegen unter 5 
ha, und 12% der in der Landwirtschaft 
Tätigen waren Landarbeiter. Die den­
noch erheblichen Agrarexporte waren 
,,Hungerexporte“; Hauptnahrungs­
mittel der Bevölkerung auch noch in 
der Zwischenkriegszeit waren Roggen 
und Kartoffeln, deren Pro-Kopf-Ver­
brauch doppelt so hoch wie in Westeu­
ropa lag. Polen war also alles andere 
als ein ,»reiches Agrarland“, wie die 
westdeutsche Propagandalüge heute 
lautet.

Die von den polnischen Ausbeuter­
klassen angestrebte kapitalistische Ent­
wicklung zum Industrieland konnte 
diese Widersprüche nicht lösen und 
scheiterte schließlich. Von 1913 bis 
1939 verringerte sich Polens Anteil an 
der Weltindustrieproduktion um die 
Hälfte, während die Bevölkerung um 
35% wuchs. Die westpolnische Groß­
agrarier-Landwirtschaft brauchte nach 
1918 neue Absatzmärkte, und der 

Staat förderte den Getreideexport. 
Aber der ruinöse Preisverfall für Ge­
treide von 1928 = 100 auf 1935 = 44 
verstopfte diese Akkumulationsquelle. 
Eine durchgreifende Änderung der Be- 
sitz-und Produktionsverhältnisse auf

Marschall Pilsudski, der sich 1926 - 
gestützt auf die Armee - an die Macht 
putschte

dem Land durch Bodenreform, Ent­
wicklung des genossenschaftlichen Zu­
sammenschlusses und Garantie hoher 
Erzeugerpreise und niedriger Staatsab­
gaben fand nicht statt. Nur dadurch 
hätte die Agrarproduktion gesteigert 
und ein innerer Markt für die Industrie 
geschaffen werden können. Nur 10% 
der Nutzfläche wurden 1927 an Klein­
bauern gegen Kredit verteilt; deren 
Schulden hatten sich sieben Jahre spä­
ter verdreifacht.

Unter diesen Bedingungen mußte 
auch die industrielle Entwicklung stag­
nieren. Die Kapitalakkumulation 

war gering, Kredite dagegen waren 
teuer. Kurzfristig hereinströmendes 
ausländisches Kapital setzte auf hohe 
Profite bei geringen Investitionen, al­
so auf spekulative Anlage. Bis zum 
faschistischen Überfall 1939 gelang es 
dem polnischen Staat zudem nicht, 
die früher auf das Deutsche Reich 
ausgerichtete Montanindustrie um 
Katowice in das Wirtschaftsgefüge 
Polens zu integrieren. Das meist mit 
ausländischen Krediten finanzierte 
Industrialisierungsprogramm von 
1935 konnte nicht mehr abgeschlos­
sen werden.

Aber Polen konnte die Wirt- 
schaftsblokade durch die deutschen 
Imperialisten zerschlagen: Um die 
völlige Abhängigkeit der Montanin­
dustrie von den Absatzmärkten in 
Deutschland zu beseitigen und die 
faktische deutsche Kontrolle über 
den polnischen Außenhandel, der 
v.a. über Danzig und Stettin abge­
wickelt wurde, zu brechen, baute Po­
len bis Mitte der 20er Jahre den See­
hafen Gdynia und die „Kohlenmagi­
strale“, die den Hafen mit Katowice 
verband. 1925 sperrten die deutschen 
Imperialisten, die bis dato Produkte 
der polnischen Montanindustrie laut 
Friedensvertrag zollfrei ins Land las­
sen mußten, die Grenze. Polen solle 
am Kohlenüberfluß „ersticken“, er­
klärte die Reichsregierung Luther. 
Aber die „Wetten, ... wie lange der 
Staat Polen noch bestehen würde“ 
(Stresemann), gingen zunächst nicht 
auf - bis der faschistische Überfall 
den polnischen Staat vernichtete.
Quellenhinweis: Tadeusz Lychowski, Allgemeine Ziel­
setzungen der Wirtschaftspolitik, Warschau 1955; Kurt 
König, Wandlungen der inneren Wirtschaftsstruktur in 
Polen seit 1945, Würzburg 1963

beiden produzierenden Hauptklassen 
zu Hilfsklassen für die Entwicklung ei­
ner nationalen Wirtschaft zu degradie­
ren, die auf dem kapitalistischen Welt­
markt mithalten konnte, zeichnete sich

SSJ5L - 4%
MHH4% und mehr

Anteil der Landwirtschaftlichen Zirkel 
und der Landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften an der Nutzflä­
che (Juni 1968)

ab. Die Behauptung, daß der „Volks­
staat“ zum Nutzen des Ganzen wirke, 
konnte anknüpfen an der Erfahrung 
des Volkes, daß in Personalunion und 
im Gefolge der deutschen Großgrund­
besitzer die alten Ausbeuter zum gro­
ßen Teil außer Landes geflüchtet wa­
ren

Die PVAP tat nichts zur Aufklärung 
der Tatsache, daß das Problem der Be­
seitigung der Ausbeuterklasse nicht 
identisch mit der nationalen Frage ist. 
Zwar war der Beschluß der PVAP 
nicht einheitlich gefaßt worden. Abge­
setzt und wegen „rechter nationalisti­
scher Abweichungen“ angeklagt wur­
den Gomulka und andere Mitglieder 
der Parteiführung. Aber der Weg war 
frei für den ersten Sechsjahresplan von 
1950 bis 1956, mit dem ein ehrgeiziges 
Industrialisierungsprogramm in Gang 
gesetzt werden sollte.

90% aller Investitionen sollten in der 
Industrie getätigt werden und nur 10% 
in der Landwirtschaft. Der Plan ver­
folgte den Zweck, Produkt aus der 

Landwirtschaft abzuschöpfen für den 
Export, um dagegen Waren für die In­
dustrie einzuführen. Zur Beschaffung 
der nötigen Mittel benutzte der Staat 
verschiedene Quellen. Bereits Ende 
1946 waren alle Industriebetriebe mit 
einer Belegschaft von über 50 Arbei­
tern verstaatlicht worden. 1950 wurde 
ein Geldumtausch durchgeführt. Jeder 
bekam drei neue Zloty für 100 alte. 
Ausgenommen waren jedoch Perso­
nen, die als Bürger eingestuft wurden 
sowie alle Mittelbauern, die unter den 
neu geschaffenen Begriff „Kulaken“ 
fielen. Sie bekamen, ähnlich wie Sträf­
linge, nur einen Zloty für ihre hun­
dert. Die UdSSR sprang mit Hilfsliefe­
rungen und Krediten ein, nachdem 
Verhandlungen mit den USA sowie mit 
der Weltbank wegen unannehmbarer 
politischer Bedingungen gescheitert 
waren.

Der Sechsjahresplan sah den aus­
drücklichen Vorrang der Entwicklung 
der Produktionsmittel vor der Ent­
wicklung der Verbrauchsgüter vor. 

15



Unter diesem Gesichtspunkt waren vier 
Hauptrichtungen festgelegt: 1. Maschi­
nen- und Geräteindustrie, 2. große 
Hüttenindustrie, 3. Entwicklung der 
inländischen Rohstoffbasis für die In­
dustrie, 4. chemische Großindustrie. 
Gleichzeitig sollte eine bessere geogra­
phische Verteilung erreicht werden. Er­
zielt wurde bereits in den ersten vier 
Jahren eine Übererfüllung der Planzie­
le für die Industrie, nämlich 136,1% 
gegenüber dem Stand von 1949. Ge­
plant gewesen waren nur 90,2%. Die 
Nahrungsmittelproduktion stieg je­
doch zu langsam. Bis 1953 erhöhte sie 
sich nur um knapp 10%, die Pflanzen­
produktion sogar nur um 2%. Die Re­
gierung griff gegenüber den landwirt­
schaftlichen Produzenten zum Mittel 
der Pflichtabgaben in Naturalien, zu­
nächst von Getreide, 1951 von Fleisch, 
dann von 80 Liter Milch pro Hektar 
und Jahr. Der Staat zahlte dafür Prei­
se, die unter den Produktionskosten 
lagen und durchschnittlich ein knappes 
Drittel der auf dem Markt erzielbaren 
Preise betrugen. War so glücklich der 
Zehnte wieder eingeführt, so mußte die 
Produktion absinken und die Theorie, 
daß die Ausbeuter für immer außer 
Landes seien, erschüttert werden.

Die erste Folge für die Bauern, die 
die Abgaben nicht aufbringen konnten 
oder wollten, war die Unterlassung von

Pferde werden immer noch von der Mehrzahl der Bauern bei den Feldarbeiten 
und beim Transport verwendet

notwendigen Meliorationen. Standen 
Strafgelder oder Gefängnisstrafe in 
Aussicht, so griffen viele Bauern zum 
letzten Mittel, ihren Besitz über die 
Runden zu bringen und bei einer neu­
erlichen Änderung der politischen La­
ge wiederzuerlangen. Sie traten in die 
Landwirtschaftlichen Produktionsge­
nossenschaften ein. Dies erklärt so­
wohl den starken Anstieg der Grün­
dung von Genossenschaften ab 1953 
wie auch die schlagartige Auflösung 

von über 80% der bis dahin bestehen­
den weit über 10000 Produktionsge­
nossenschaften binnen eines halben 
Jahres ab Oktober 1956, als die Regie­
rung gestürzt wurde und Gomulka er­
neut an die Macht kam. Am wider­
standsfähigsten gegen die Auflösung 
erwiesen sich die Produktionsgenos­
senschaften der Typen I und Ib, die 
den niedrigsten Grad der Vergesell­
schaftung aufwiesen und in die nur das 
Ackerland bzw. das Ackerland und

Kirche weiß gesell­
schaftlichen Rat
In Polen plant der Klerus mittlerweile 
offen die Errichtung einer Staatskir­
che. Der Primas Glemp hat um sich 
einen ,, Gesellschaft liehen Rat beim 
Primas“ geschart, dem der frühere 
Sejm-Abgeordnete Stomma vorsitzt. 
Vielleicht wäre es übertrieben, diesen 
Rat als Schattenregierung zu bezeich­
nen, jedenfalls aber sitzen dort keine 
Spinner, sondern geübte Drahtzie­
her, die jüngst mit einem Thesenpa­
pier an die Öffentlichkeit getreten 
sind, das, in bescheiden kirchlichem 
Ton freilich, die Suspendierung der 
Verfassung, den Ausbau des Staats­
apparates und die Entmündigung der 
Arbeiterbewegung zur Bedingung ei­
ner ,,Verständigung zwischen Gesell­
schaft und Staat“ macht.

„Gegenstand einer nationalen Verstän­
digung oder detaillierter Vereinbarungen, 
die diese Verständigung ausmachen wer­
den, müssen die Bedingungen, die Metho­
de und der Termin für die Reaktivierung 
der suspendierten Gewerkschaften und 
anderen-Organisationen sein; die Bedin­
gungen, die Methode und der Termin für 
die Aufhebung der Restriktionen des 
Kriegszustandes und für die Wiederher­
stellung der Bürgerrechte, manche wichti­
ge Gesetzgebungsvorschläge sowie ein all­
gemeines Programm für die Reform und 
Erneuerung des gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Lebens.

Die politische und rechtliche Bedeutung 
sowie die Form solcher Vereinbarungen wä­
ren von besonderer Art, sie wären atypische 
und außergewöhnliche Akte, und je nach 
Bedarf könnten sie einen breiteren oder en­
geren Bereich umfassen.“

Die Wiederherstellung der verfas­
sungmäßigen Rechte der polnischen 
Bevölkerung ist hier als Ziel ver­
schwunden. An Stelle dessen soll ne­
ben, praktisch gesehen über die Verfas­
sung, eine Reihe von Übergangsverein- 
barungen gestellt werden. Diese wären 
selbstverständlich in ,, An Wesenheit der 
Kirche“ auszuhandeln. Damit wäre die 
Kirchenorganisation als politische Ver­
tretung religionsausübender Leute im 
Geschäft, sie wäre politische und recht­
liche Stütze der „Verständigung zwi­
schen Staatsmacht und Gesellschaft“, 
sie wäre Staatskirche , könnte ihren Se­
gen geben und nehmen, und das hätte 
irdisch rechtliche Bedeutung. Dies, so 
stellt die Kirche kühl fest, wäre unum­
gänglich, um einen Prozeß der Erneue­
rung zu garantieren, der ,,in den Men­
schen Hoffnung wecken“ könne und 
müsse. Das Wecken von Hoffnung bei 
Leuten, die nichts als Übles zu erwar­
ten haben, als Zweck gesetzt, birgt die 
Möglichkeit zu einem Bündnis von Kir­
che und Staatsapparat in sich:

„Andererseits sollte die Verständigung 
die Position der Staatsmacht festigen und 
ihr einen wirksamen Kampf gegen die Krise 
ermöglichen, wobei zu bedenken ist, daß 

der Kriegszustand ja gerade durch die 
Schwächen und die Bedrohung der Struk­
turen des Staates und des Systems bewirkt 
wurde, obwohl er nicht die einzige Me­
thode war, sie zu retten, und obwohl er 
viel Böses brachte.“

Die Position der Kirchenorganisa­
tion soll gestärkt werden, die Posi­
tion der Staatsmacht soll gestärkt 
werden. Was bleibt für die Arbeiter? 
Die Enzyklica „Laborem exercens“, 
das sollte reichen!

,, »Andererseits ist es nicht die Aufgabe 
der Gewerkschaften, ,Politik zu machen* 
im heute üblichen Sinn des Ausdrucks. 
Die Gewerkschaften haben nicht den 
Charakter politischer Parteien, die um die 
Macht kämpfen ...*(...) Dies wird eine 
deutliche Begrenzung der Tätigkeit von 
»Solidarnosc* einerseits und die Sicherung 
der Autonomie der Gewerkschaft gegen­
über den politischen Behörden anderer­
seits erforderlich machen.“

Im ersten Teil des Zitates zitieren 
die Primas-Leute die Enzyklica, der 
zweite ist ihr eigener Senf. Das Ange­
bot ist klar. Eine politisch eingezäun­
te Spielwiese für die Arbeiter, die 
Staatsmacht, verstärkt durch kirchli­
che Bataillone, Wächter am Zaun. 
Wann je hätte sich ein Hirte an der 
Schur seiner Schäflein gestört? Inter­
essant ist ihm nicht diese, sondern die 
Verteilung der Wolle - und da soll 
ja was geändert werden.

Quellenhinweis: Herder Korrespondenz, Monatshefte 
für Gesellschaft und Religion, Freiburg 1982, Heft 6 



das Grünland eingebracht werden 
mußte. Erhalten blieben vor allem 
auch diejenigen, die von ehemaligen 
Landarbeitern und landlosen Bauern 
gegründet worden waren und die ihre 
Fläche vor allem durch Zuerwerb aus 
dem staatlichen Bodenfonds vergrö­
ßert hatten. In den folgenden Jahren 
stieg ihre Zahl nur langsam, jedoch 
vergrößerten sie weiter ihren Umfang. 
Bei Getreide erreichten sie bessere 
Hektarerträge als die privaten Bauern. 
Dagegen können die höheren Abliefe­
rungen der Bauern an Vieh und ihre 
besseren Aufzuchtergebnisse nicht auf­
gerechnet werden, denn man muß be­
rücksichtigen, daß bis heute die Mit­
glieder der Produktionsgenossenschaf­
ten ein Stück Land bis zu 0,5 Hektar 
privat nutzen dürfen. Eine Art Ar­
beitsteilung findet statt in dem Sinne, 
daß die kollektive Wirtschaft sich oft 
auf die Getreideproduktion beschränkt 
und die Viehzucht privat erledigt wird.

Im Gegensatz zu den Produktions­
genossenschaften sind die Landwirt­
schaftlichen Zirkel Vereinigungen von 
privaten Bauern. Sie nehmen die Be­
reitstellung von Maschinen, Repara­
turarbeiten, Beschaffung von Dünger 
und teilweise den Verkauf der Produk­
te wahr. Bei Eintritt ist eine Gebühr zu 
zahlen, der Privatbesitz wird nicht an­
getastet. Daneben besteht die Möglich­
keit, Anteile zu zeichnen, ohne Mit­
glied zu werden. Prinzipiell können al­
le Mitglieder dort Geräte leihen, sogar 
auch die nichtorganisierten Bauern. 
Über die Reihenfolge entscheiden je­
doch die Aktionäre, so daß die reich­
sten Bauern, die die Maschinen des 
Zirkels oft nur bei Spitzenbelastungen 
zusätzlich zu ihren eigenen einsetzen 
und so in der Lage sind, rationell zu 
wirtschaften, es sich leisten können, in 
Wirklichkeit über die Verwendung zu 
bestimmen. Die erhöhten Leihgebüh­
ren verkraften sie leicht, und die klei­
nen Bauern, die sich keine Anteile kau­
fen können, haben das Nachsehen, 
wenn sie die Maschinen nicht rechtzei­
tig zur Verfügung haben.

Durch ihre Politik hat die PVAP die 
Widersprüche auf dem Land ver­
schärft. Die vertiefte Spaltung unter 
den Bauern spiegelte sich zuletzt in der 
Organisierung der ,,Landsolidarität“ 
durch private Bauern. Ihre Mitglied­
schaft stammte sowohl aus den Schich­
ten der ärmsten Bauern, denen die Zir­
kel nichts nützen, wie auch aus den 
reichsten Bauern, die mit Durchset­
zung etwa ihrer Forderung nach Erhö­
hung der Obergrenze der Betriebsgrö­
ße die Aussicht haben, wieder Groß­
bauern unter Anwendung fremder Ar­
beitskraft zu werden.

Quellenhinweis: Georg Barczyk, Die Organisation der 
landwirtschaftlichen Betriebe in Polen und den deutschen 
Ostgebieten, Gießen 1962. Stanislawa Hegenbarth, Land­
wirtschaftliche Zirkel und landwirtschaftliche Produk­
tionsgenossenschaften in Polen, Berlin 1976.

Zunehmende Unterschiede der 
Lebensverhältnisse der Bauern
Eine der Hauptforderungen, die der 
Zusammenschluß polnischer Bauern, 
die ,, Landsolidarität“, aufgestellt 
hat, war die Anhebung der Hofgrö­
ßenbeschränkung in Zentralpolen 
von bisher 50 auf 100 ha. Diese For­
derung läßt den Schluß zu, daß die 
Agrarpolitik der Regierung in den 
vergangenen Jahren die Herausbil­
dung einer, wenn auch schmalen, 
Schicht gut betuchter Bauern zumin­
dest nicht verhindert hat. Wie groß 
diese Schicht ist, läßt sich nicht ein­
fach feststellen, die Statistik weist 
nur Hofgrößen bis 15 ha spezifiziert 
nach.
Verteilung der privaten Bauernhöfe 
nach Größenklassen, in Mio. und %

in ha,. 1954 1960 1980
abs. abs. abs. %

0,5-2 0,67 1,17 0,8 30,0
2-5 1,38 1,09 0,85 29,5
5-10 0,75 0,90 0,74 25,8
10-15 0,23 0,28 0,28 9,7
15 u.m. 0,12 0,10 0,14 5,0
Gesamt 2,90 3,58 2,89 100,0

Die kleinen und Kleinstbetriebe 
werden überwiegend von Nebener­
werbsbauern geführt. Ca. 1 Mio. der 
Bauern arbeitet sowohl in den Staats­
gütern oder in Fabriken wie auf dem 
eigenen Hof. Diese Überarbeit ist 
notwendig, um dem Haushalt ein nur 
halbwegs ausreichendes Einkommen 

Jahreseinnahmen und -ausgaben privater Bauern 1980 (in 1000 Zloty) 
nach Hofgrößen

0,1-3 3-7 7-10 10-15 15 u.m.

Einnahmen 123,7 201,3 296,2 422,0 593,7
Ausgaben 119,0 197,2 293,7 417,5 586,0
dav. Konsum abs. 68,6 52,7 62,9 78,3 96,8
in «ft der Ausgaben 57,6 26,7 21,4 18,8 16,5
nicht verausgabter Rest, absolut 4,7 4,1 2,5 4,5 7,7

in % der Einnahmen 3,8 1,0 0,8 1,0 1,3
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zu sichern. Die Konsumausgaben der 
Bauern mit den kleinsten Betrieben 
sind mit 5176 Zloty trotzdem noch 
niedriger als der Durchschnittslohn 
der Industriearbeiter, der im selben 
Jahr 5772 Zloty betrug. Dennoch 
verfügen diese Bauern über ein höhe­
res Einkommen als die Vollerwerbs- 
bauem mit nur etwas größeren Hö­
fen, deren Betriebsgröße mehr als die 
halbe Arbeitskraft beansprucht. Die 
Bauern, die über mehr als 15 ha Land 
verfügen, können mit 8066 Zloty im 
Monat beträchtlich mehr für ihre Re­
produktion ausgeben, ohne daß sie 
dafür etwa die Akkumulation ein­
schränken müßten. Sie gehen z.T. 
dazu über, während der Emtesaison 
Landarbeiter zu Niedrigstlöhnen (ca. 
1800 Zloty im Monat) aus der armen 
Landbevölkerung zu rekrutieren.

Diese Bauern halten fast die ge­
samte Fleischproduktion für die 
Städte in der Hand. Nach Schätzun­
gen polnischer Agrarwissenschaftler 
produzieren Höfe unter 8 ha im we­
sentlichen für den Eigenbedarf. Die 
größeren Bauern verfügen mit dem 
Vieh überfeine beträchtliche Einnah­
mequelle. Für Schlachtfleisch konn­
ten bis zur Preisreform im Frühjahr 
auf dem freien Markt Preise erzielt 
werden, die bis zu fünfmal so hoch 
wie die staatlichen Aufkaufpreise wa­
ren.
Quellen hin weis (auch für Tabellen): Rocznik Statystcz- 
ny 1981



Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Keine weitere IDEE 
in Hannover

Am 23. Juni hat der Aufsichts­
rat der Messe AG entschieden, 
daß in Hannover keine Wie­
derholung der Kriegswaffen­
schau IDEE stattfinden wird. 
Begründet hat er dies mit man­
gelnder Wirtschaftlichkeit: 
statt mehr als 200 nur 142 Aus­
steller, statt über 8000 nur 
4027 Besucher. — An den 
Protesten gegen die IDEE hat­
ten sich mehr als 40000 Men­
schen beteiligt. Die Kosten für 
das veranstaltete Polizei-Heer­
lager werden auf über 2 Mio. 
Mark geschätzt. — Während 
die CDU-Ratsfraktion diese 

•Entscheidung bedauert, haben 
die SPD-, FDP- und DKP/- 
GABL-Ratsfraktionen sie be­
grüßt.

Gnadengesuche für 
Rechtsanwalt Härdle

Heidelberg. Bereits am 30.4.82 
haben SPD und FDP im Stutt­
garter Landtag einen Gnaden­
antrag für Gerhard Härdle ge­
stellt. Seit 11.11.81 muß er in 
Ulm eine 22-monatige Haft­
strafe ,,wegen Landfriedens­
bruch u.a.“ absitzen. Die 
,,Europäische Menschen­
rechtskommission“ hat eine 
Beschwerde abgelehnt. SPD/ 
FDP hegen „Zweifel, ob das 

Einen dreitägigen Warnstreik vom 19. Juli bis zum 22. Juli be­
schlossen die britischen Gewerkschaften im Gesundheitswesen 
letzte Woche. Nach mehreren eintägigen Streiks hat die Regie­
rung Thatcher zwar ihr Angebot von 6% auf 7,5% für Kranken­
schwestern und von 4,5% auf 6% für andere Beschäftigte erhöht; 
aber nach Berechnungen der Gewerkschaften machen diese Ver­
besserungen gerade 39 Pence (1,64 DM) wöchentlich für eine 
Hilfsschwester aus. „Das neue Angebot ist keine Basis für weitere 
Verhandlungen“, sagte Peter Jacques, Sekretär des Gesundheits­
komitees der Gewerkschaften im TUC. „Auch das neue Angebot 
liegt weiter unter Abschlüssen für Polizei, Wasserwerke, Feuer­
wehr und Arbeiterin in staatlichen Energiebetrieben.“ - Die Ei­
senbahnergewerkschaft NUR beendete am Dienstagabend einen 
zweitägigen Streik, der von der Mehrheit des Vorstandes ausgeru­
fen war, von dem am Montag stattfindendem Gewerkschaftstag 
aber nicht gebilligt worden war. Die NUR fordert Lohnerhöhun­
gen von 12%, die Regierung will nur 5% zahlen. Jetzt hat die 
NUR der Schlichtung zugestimmt.

Hannover. Über 250 organi­
sierte Angestellte im Einzel­
handel protestierten am 18.6. 
auf einer Kundgebung. Die 
Forderungen der HBV: Ein 
Tarifvertrag mindestens in Hö­
he der anderen Bundesländer, 
also 4,35%! Streichung der 
Gehaltsgruppe 8! Keine Ab­
koppelung der Auszubilden­
den! Für den Erhalt des Tarif­
vertrages! Seit dem 30.4. sind 
die Tarife im Einzelhandel 
Niedersachsen/Bremen gekün­
digt. Drei Verhandlungen wa­
ren bisher ohne Ergebnis. Die 
Kapitalisten bieten 3,6-4%. 
Der nächste Verhandlungster­
min ist der 2. Juli.

in allen Strafverfahren gesetzte 
oberste Ziel, dem Angeklagten 
Gerechtigkeit widerfahren zu 

-lassen, auch tatsächlich er­
reicht wurde“ (Gnadenge­
such). Auch 61 Richter und 
Staatsanwälte, zumeist in der 
ÖTV, haben ein solches Ge­
such an Ministerpräsident 
Späth (CDU) gerichtet. Das 
„Komitee für Grundrechte 
und Demokratie e.V.“ (Pfar­
rer Albertz, Prof. Gollwitzer 
u.a.) hat um einen Termin bei 
Justizminister Eyrich nachge­
sucht. Dieser ließ inoffiziell 
seine „generell ablehnende 
Haltung“ durchblicken.

Sofortige Entlassung 
Stützles!

München. Rund 100 Beschäf­
tigte der Stadt München haben 
sich in einer Unterschriften­
sammlung gegen die rassisti­
schen Äußerungen des Sozial­
referenten Stützle („Über­
fremdung“ u.ä.) gewandt. 
Stützle ließ antworten: „Sehr 
geehrte ... Ohne Sie in Ihrem 
Recht auf freie Meinungsäuße­
rung berühren zu wollen, muß 
ich feststellen, daß Form, Zeit­
punkt und Rahmenbedingun­
gen dieser Unterschriften­
sammlung einer vertrauensvol­
len Zusammenarbeit ... nicht 
dienlich waren ... “ Trotz die­
ser Drohbriefe an Beschäftigte 
des Sozialreferats München, 
trotz Anweisung des Schulre­
ferats, alle Veranstaltungen zu 
verbieten, die sich gegen Stütz­
le richten könnten, wurde es 
dem Sozialreferenten unmög­
lich gemacht, auf einer Podi­
umsdiskussion zum „Tag des 
Ausländers“ seine rassisti­
schen Theorien zu verteidigen: 
Ohne einen Satz gesagt zu ha­
ben, mußte er unter Polizei­
schutz den Saal verlassen.

Bundschuh-Versamm­
lung gegen Teststrecke 
Auf der Bundschuh-General­
versammlung am 19.6. in Box­
berg gab Rechtsanwalt de Witt 
einen Überblick über die recht­
liche Lage: Wenn der Verwal­
tungsgerichtshof der Normen­
kontrollklage gegen den Be­
bauungsplan „Teststrecke“ 
formal stattgebe, z.B. bezüg­
lich der eingeschränkten Öf­
fentlichkeit bei der Beschluß­
fassung, könne der Gemeinde­
rat neu beschließen. Bei Aner­
kennung der inhaltlichen 
Gründe, z.B. des existenzbe­

drohenden Pachtlandverlustes 
für die Bauern, sei die Test­
strecke „ein für allemal erle­
digt“. Verliere der Bundschuh 
die Klage, werde man vor das 
Bundesverfassungsgericht ge­
hen. „Wenn alles nichts 
hilft“, so ein Bundschuh-Ver­
treter, „dann liegen die Bau­
ern auf ihren Feldern vor den 
Baggern.“ MdL Kretschmann 
(Grüne) warf der Landesregie­
rung und Daimler-Benz vor, 
für alles und jedes die interna­
tionale Konkurrenz und die 
Arbeitsplätze ins Feld zu füh­
ren, und forderte, sich darauf 
nicht einzulassen. — Die 
Bundschuh-Genossenschaft 
hat jetzt 1720 Mitglieder, bei 
sinkender Zuwachsrate. Kon­
krete Festlegungen, z.B. hin­
sichtlich der Mobilisierung 
weiterer Unterstützung, wur­
den nicht getroffen.

Gegen Schwiers Stel­
lenstreichungsplan

Teils im Juli, teils im Septem­
ber oder Oktober will NRW- 
Wissenschaftsminister Schwier 
über seinen Plan entscheiden, 
die Zahl der Studienanfänger 
drastisch zu kürzen und 1 800 
Planstellen an den Hochschu­
len zu streichen bzw. zu verla­
gern. Fast alle Universitätsse­
nate fordern die Rücknahme 
des Plans. In Wuppertal und 
Bielefeld demonstrierten Be­
schäftigte und Studenten ge­
gen den Plan. Am 25.5. prote­
stierten 11000 Beschäftigte, 
Schüler und Studenten aus 
ganz NRW in Düsseldorf. Die 
Studenten der Fachhochschule 
Hagen sammelten mit Unter­
stützung der Gewerkschaften 
und des Personalrats über 
31000 Unterschriften und 
übergaben sie am 21.6. 
Schwier.



Klinikum Mannheim
Finanzierung nicht mehr gewährleistet / 
600 Beschäftigte „zuviel“

Mannheim. Auf einer außerordentli­
chen Personalversammlung am Klini­
kum Mannheim Mitte Juni erfuhren 
die ca. 500 Teilnehmer, daß die Kran­
kenkassen gegen das Regierungspräsi­
dium Karlsruhe klagen. Die vom Re­
gierungspräsidium verfügte Pflegesatz­
steigerung um ca. 11% auf 309,80 DM 
seit 1.1.82 sei für die Kassen nicht zahl­
bar - das Klinikum hingegen hätte 
14,2% mehr benötigt. Die Vorhaben 
der Krankenkassen, dieses Problem zu 
„lösen“, sind von einer Schärfe, die an­
deutet, daß eine neue Gangart einge­
schlagen werden soll: von den ca. 3000 
Stellen im Klinikum Mannheim sollen 
600, davon ca. 130 Stellen im Pflegebe­
reich gestrichen werden. Der Verwal­
tungsdirektor hat eigene Vorschläge: 
Ärzte sollen weniger verordnen; jeder 
solle überprüfen, ob er nicht mehr in 
seiner Arbeitszeit leisten könne; jede 
freie Stelle solle für drei Monate unbe­

setzt bleiben. Die Absichten der Kas­
sen wie der Direktion wurden vom Per­
sonalrat zurückgewiesen. Nicht die 
Kassen, sondern die Krankenhausge­
setzgebung sei Verursacher der kata­
strophalen Finanzlage von Kranken­
häusern und Krankenkassen.

Seit 1974 gilt nach dem Kranken­
hausfinanzierungsgesetz (KHG) für die 
Krankenhäuser ein vollpauschalisierter 
Pflegesatz. „Sie (die Pflegesätze) müs­
sen auf der Grundlage der Selbstkosten 
eines sparsam wirtschaftenden, lei­
stungsorientierten Krankenhauses und 
einer Kosten- und Leistungsabrech­
nung eine wirtschaftliche Betriebsfüh­
rung ermöglichen und die medizinisch 
und wirtschaftlich rationelle Versor­

gung durch die Krankenhäuser 
sichern“, so das KHG.

Im Mannheimer Klinikum ent­
wickelte sich seit 1974 die Unter­
deckung durch den Pflegesatz rasant. 
Nach einem Jahr KHG betrug 1975 die 
Unterdeckung 1,55 DM, 1981 sind es 
bereits 7,42 DM pro Pflegetag zu we­
nig. Diese Unterdeckung geht den 
Krankenhäusern an die Substanz: In 
Mannheim ist die Unterdeckung z.B. 
stets größer als die Pauschale für In­
standhaltung und Instandsetzung. Als 
„Ausweg“ aus der Finanzmisere gilt 
die gesetzlich geforderte Wirtschaft­
lichkeit — z.B. über die Verkürzung 
der Liegezeit der Patienten. Die Ver­
weildauer in Mannheim sank von 1975 
bis 81 von 15,8 auf i2,2 Tage pro Pa­
tient. Dadurch haben die Berechnungs­
tage, die die Häufigkeit der Pflegesatz­
einnahmen ausmachen, um 4,4% ab-, 
genommen, obwohl die Zahl der „sta­
tionär behandelten Patienten“- um 
15,1% zugenommen hat (1975 = 
38271, 1981 =44039). Während immer 
mehr Menschen immer schneller be­
handelt werden, gehen gleichzeitig die 
Einnahmetage zurück. Das hat Arbeit­
sintensivierung zur Folge. Zwar ist die 
Behauptung der Direktion, es gäbe 
mehr Personal und ein besseres Perso- 
nal/Patientenzahl-Verhältnis, z.T. 
richtig. Vergleicht man die Vollkräfte 
des Pflegepersonals (ohne Auszubil­
dende und Funktionsdienst wie z.B. in 
Ambulanzen, OPs) von 1975 = 785,5 
Vollkräfte bis 1981 =939,5 Vollkräfte 
mit den stationär behandelten Patien­
ten, dann pflegte 1975 eine Pflegekraft 
durchschnittlich 48,72 Patienten und 
1981 „nur“ noch 46,87 Patienten im 
Jahr. Unberücksichtigt bleiben dabei 
aber Belastungen durch neue pflegeri­
sche, organisatorische oder assistieren­
de Tätigkeiten.

Deutlicher wird die Intensivierung 
über den Pflegezeitaufwand (1). Der 
gesamte Pflegezeitaufwand während 
des Krankenhausaufenthaltes nimmt 
zwar pro Patient in den sechs unter­
suchten Jahren um 9,8% ab. Jedoch 
steigt der tägliche Pflegezeitaufwand in 
diesem Zeitraum durch die Liegezeit­
verkürzung um ca. 17% - womit die 
Intensivierung der Arbeit im Pflegebe­
reich nachgewiesen wäre. Würde dies, 
berücksichtigt, müßte die Anhaltszahl 
der Deutschen Krankenhausgesell­
schaft von 1974, berechnet aufs Klini­
kum, von 1:2,9 (eine Pflegekraft auf 
2,9 Patienten) korrigiert werden auf 
1:2,4. Das heißt, daß bei einer 18-Bet- 

tenstation statt jetzt ca. sechs dann sie­
ben bis 7,5 Planstellen zu besetzen wä­
ren (1).

Das Gegenteil soll erreicht werden. 
Bereits 1976/77 war eine REFA-Kom- 
mission im Klinikum Mannheim. Ne­
ben dem Ergebnis, daß mit 54 „über­
flüssigen“ Beschäftigten 1,8 Mio DM 
jährlich einzusparen seien, wurden 
Vorschläge unterbreitet wie z.B.: flexi­
ble Arbeitszeit und Anwesenheitskon­
trolle in Labors; zentraler Schreib­
dienst mit Leistungslohn; Genehmi- 
gungspflicht teurer Untersuchungen. 
Der damalige REFA-Bericht wurde al­
lerdings von der Direktion abgelehnt, 
weil er zu offensichtliche Fehler ent­
hielt.

Durch die Zentralisierung - das Kli­
nikum ist ein Krankenhaus der Maxi­
malversorgung - erweitert sich sein 
Einzugsbereich immer mehr. 1975 be­
trug die Zahl der Patienten aus Mann­
heim noch 62,9%, 1981 nur noch 
53,1%, während die Zahl der Patien­
ten aus Hessen und Rheinland-Pfalz 
im selben Zeitraum von 25 auf 30% 
anstieg. Zur kurzfristigen Lösung der 
finanziellen Situation wäre eine Art 
Ausgleichsabgabe dieser Bundesländer 
zu überlegen, ebenso wie die Möglich­
keit der Abrechnung nicht nach beleg­
ten Betten, sondern nach behandelten 
Patienten. Solange aber durch das 
KHG die laufenden Krankenhausko­
sten auf die Kassen und damit auf die 
Versicherten abgewälzt bleiben, wird 
es schwierig sein, konkrete Schritte zu 
unternehmen, die die finanzielle Situa­
tion der Krankenhäuser verbessern, 
ohne gegen die Beschäftigten oder die 
Patienten gerichtet zu sein.
Quellenhinweis: G. Golombek, Ermüdung des Personal­
bedarfs im Pflegedienst unter Anwendung der DKG-Em- 
pl'ehlungen. Referat im Katholischen Fortbildungsinstitut 
für Krankenpflege e.V. Regensburg, 11/80; Verwaltungs­
berichte des Klinikum Mannheim.

HAW
Betriebsrat gegen 
Entlassungspläne
Hamburg. Im März kündigte die Ge­
schäftsführung der Hamburger Alumi­
niumwerke (HAW) die Entlassung von 
58 Arbeitern und Angestellten an. Das 
sind rund 7% der Belegschaft. Die 
wirtschaftliche Lage habe sich inzwi­
schen für die drei beteiligten Konzerne 
VAW (BRD), Reynolds (USA) und 
Ranshofen (Österreich) rapide ver­
schlechtert. Entlassungen seien jetzt 
unumgänglich. Zuvor wurde noch von 
Personalabbau durch „natürliche 
Fluktuation“ geredet. An einer vom 
Betriebsrat sofort einberufenen zusätz­
lichen Betriebsversammlung beteiligten 
sich mehr Kollegen als zuvor, obwohl 
die Geschäftsführung die Versamm­
lung für „nicht zweckmäßig“ erklärte 
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und ankündigte, die anfallende Zeit 
nicht zu bezahlen.

Eine Resolution des Betriebsrates, 
wonach sofort alle Überstunden ge­
stoppt werden sollen, wurde einhellig 
begrüßt, obwohl viele Kollegen auf die 
zusätzlichen Überstundengelder ange­
wiesen. sind. Für 1981 registrierte der 
Betriebsrat 75000 Überstunden. Wei­
ter wies der Betriebsrat nach, daß 
HAW selbst bei sinkenden Marktprei­
sen noch kräftige Profite produziert. 
So wurde im letzten Jahr mit weniger 
Personal, Energie und Rohstoffen 
mehr und besser produziert. Nicht zu­
letzt verschaffte der niedrige Strom­
preis von 2,3 Pfg/kWh, durch die 
Haushalte der Lohnabhängigen sub­
ventioniert, den beteiligten Konzernen 
eine hohe Rendite.

Eine Spaltung der Belegschaft in 
,,weiße und schwarze Schafe“ (HAW- 
Geschäftsführer zu gesunden und 
kranken Kollegen) gelang bisher nicht. 
Auch Behauptungen, daß die Konkur-

Druckindustrie Bayern
Mit Drohungen und anderen Mitteln 
wird der Krankenstand gesenkt
Würzburg. Verstärkt seit dem letzten 
Jahr versuchen die Kapitalisten in der 
Druckindustrie Bayerns mit verschie­
denen Maßnahmen die krankheitsbe­
dingte Arbeitsausfallrate der Beschäf­
tigten zu senken. In ihrem gerade her­
ausgekommenen Geschäftsbericht für 
1981 stellen sie zufrieden fest, daß sie 
erstmals wieder seit 1976 die krank­
heitsbedingte Arbeitsausfallrate in 
Bayern gesenkt haben von 5,7% (im 
Jahr 1980) auf 5,4% (1981). 1976 lag 
die Rate bei 4,8% (siehe dicker Strich 
im Schaubild).

Dabei geben sie offiziell zu, daß die­
se Senkung des Krankenstandes 1981 
nicht zur Ursache hat, daß die Erkran­
kungen tatsächlich abgenommen hät­
ten, sondern daß die Beschäftigten sich 
trotz Krankheit weniger krank gemel­
det haben. Denn ihre Analyse ist: 
,,Konjunktur drückt auf den Kranken­
stand.“

1980 konstatierten die Druckkapita­
listen in ihrem Geschäftsbericht, daß 
,,der stärkste Anstieg der Krankmel­
dungen ... in den letzten Jahren bei 
den Lohnempfängern und hier insbe­
sondere bei den Frauen zu verzeichnen 
(war). Die krankheitsbedingte Ausfall­
rate blieb dagegen bei den Angestell­
ten, Männern wie Frauen, seit Jahren 
konstant.“ Dies ist ein Ausdruck der 
enorm erhöhten Vernutzung der Ar­
beitskraft in den letzten Jahren vor al­
lem der Arbeiterinnen in der Druckin­
dustrie, von denen ja der Hauptanteil

renz aus China und dem Ostblock billi- 
. ges Aluminium auf den Markt werfen 
würde, ließ kein Verständnis für das 
Vorhaben der Geschäftsführung auf­
kommen. Infolge der Geschlossenheit 
der Belegschaft und der Maßnahmen 
des Betriebsrates konnten bislang keine 
betrieblichen Kündigungen durchge­
setzt werden.

Auf einer vom Betriebsrat erzwunge­
nen Einigungsstelle reduzierte die Ge­
schäftsführung ihre Entlassungspläne 
auf maximal 28 Arbeiter. Die Ver­
handlungen scheiterten aber, da die 
Geschäftsführung als mögliche Abfin­
dung nur einen 34 Monatslohn je Be­
schäftigtenjahr zu zahlen bereit war.

Die HAW-Kapitalisten beabsichti­
gen mit den Entlassungen eine Intensi­
vierung der Arbeit durchzusetzen, den 
Kampf gegen ruinöse Arbeitsbedin­
gungen zu brechen und ,,Personalko­
sten“ zu senken. Leider kommt der 
Chemietarifabschluß mit 4,2% diesen 
Absichten entgegen.

in der Weiterverarbeitung beschäftigt 
ist.

1981 ist es den Kapitalisten in der 
Druckindustrie gelungen, am meisten 
in diesem Bereich eine Senkung der 
Krankmeldungstage zu erzwingen. So 
sank die krankheitsbedingte Arbeits­
ausfallrate der Arbeiterinnen von 
8,2% (1980) um 0,4% auf 7,8% 
(1981), während sie bei den Arbeitern 
von 6% (1980) auf 5,8% (1981) sank. 
Bei den weiblichen Angestellten konn­
te sie auch um 0,3% von 4,8% (1980) 

Schaubilderklärung: Zahlen, die die Kurven kennzeichnen: 1 = München, 2 = 
Bayern gesamt (dicker Strich), 3 = Augsburg, Nürnberg, Würzburg, 4 = sonsti­
ge Orte. Deutlich wird, daß in den Druckzentren die Arbeitsintensität und damit 
die Vernutzung der Arbeitskraft am höchsten ist.

auf 4,5% (1981) gesenkt werden, wäh­
rend sie einzig bei den männlichen An­
gestellten von 2,8% auf 3% anstieg (al­
le Zahlen für die bayerische Druckin­
dustrie).

„Der Krankenstand ist eine erhebli­
che Kostenbelastung, er ist beeinfluß­
bar, wenn man ihn kennt“, schrieben 
die Druckkapitalisten Bayerns 1980 in 
ihrem Geschäftsbericht. Um den Kran­
kenstand zu beeinflussen, wie es ihnen 
für 1981 ansatzweise schon gelungen 
ist, haben sie sich verschiedenen Mittel 
ausgedacht:

In Würzburg haben zwei der größten 
Betriebe jeweils Drohbriefe an solche 
Beschäftigte losgelassen, die ihrer An­
sicht nach zu oft krank waren. Bei der 
Stürtz AG (ca. 700 Beschäftigte) tat die 
Geschäftsleitung dies schon Mitte letz­
ten Jahres, bei der Mainpost (größter 
Zeitungsverlag und Druckerei im 
Raum mit 1 300 Beschäftigten) in die­
sem Jahr. Damit man sich einen Ein­
druck von den Drohungen machen 
kann, seien hier Ausschnitte aus dem 
Brief der Mainpost zitiert:

,,.. . alljährlich werden die Fehlzei­
ten der Mitarbeiter durchgesehen und 
nach ihrer Häufigkeit überprüft . . . 
Hohe Fehlzeiten einzelner Mitarbeiter 
sind eine Quelle ständiger Unruhe .. . 
Durch die gesetzliche Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall entstanden und ent­
stehen für den Betrieb erhebliche Ko­
sten. Die sich durch einen höher als 
normalen Krankenstand ergebenden 
Mehrkosten sind gleichbedeutend mit 
einer verringerten Konkurrenzfähig­
keit des Betriebes . . . Durch diesen 
Brief soll natürlich nicht der Eindruck 
erweckt werden, daß der Betrieb 
grundsätzlich die Erkrankungen eines 
Mitarbeiters negativ vermerkt .. . Wir 
bitten aber um Ihr Verständnis, daß 
wir hier Abhilfe von der Kostenseite 



her schaffen müssen. Deshalb bitten 
wir Sie zu prüfen, ob Sie sich Ihren ge­
genwärtigen Aufgaben in unserem 
Hause gesundheitlich gewachsen füh­
len ... Dabei möchten wir nicht ver­
hehlen, daß wir uns von Mitarbeitern, 
die eine normale Arbeitsleistung - 
gleich aus welchen Gründen — nicht 
erbringen, unter Umständen trennen 
müssen ... “

Im Vogel-Verlag, dem dritten gro­
ßen Betrieb in Würzburg (über 900 Be­
schäftigte) wurde seit April 1982 eine 
Betriebsvereinbarung verschlechtert, 
nach der man sich jetzt nur noch vier­
mal drei Tage im Jahr ohne Attest 
kank melden kann, während man vor­
her die drei Tage ohne Begrenzung in 
Anspruch nehmen konnte. Begründet 
wurde dies mit ,,Mißbrauch“, der 
nicht einmal nachgewiesen war.

Universität Würzburg
Kampf um betriebliche 
Kindertagesstätte

Würzburg. Vergangenen Herbst führte 
der Personalrat der Universität Würz­
burg nach Anträgen der ÖTV-Be- 
triebsgruppe Unikliniken erstmals eine 
größere Umfrageaktion unter den Be­
schäftigten über den Bedarf an Kinder­
tagesstättenplätzen durch. Das Ergeb­
nis: Für 267 Kinder bis zu sechs Jahren 
wird dringend ein Tagesstättenplatz ge­
sucht, 164 Kinder davon sind unter 
drei Jahre alt. Fast 200 weitere Be­
schäftigte melden ,,Kinderwunsch“. 
Die Forderung nach einer betrieblichen 
Kindertagesstätte wird bereits seit Jah­
ren erhoben.

Die Universität ist in Würzburg mit 
über 6000 Beschäftigten der größte Ar­
beitgeber, allein an der Uni-Klinik ar­
beiten mehr als 2000 Menschen. Be­
sonders für die im Schichtdienst Be­
schäftigten stellt sich das Problem: 
Wohin mit den Kindern während der 
Arbeitszeit?

Die Stadt Würzburg bietet hier keine 
Lösung, vielmehr hält sie sich an die 
Leitsätze der CSU-Familienpolitik, die 
Frau gehöre, zumindest solange die 
Kinder klein sind, ins Heim und an den 
Herd. So gibt es z.B. in ganz Würz­
burg weniger als achtzig Unterbrin­
gungsmöglichkeiten für Kinder unter 
drei Jahren, Tagesmütter mit einge­
rechnet. Erst im vergangenen Jahr ha­
ben Eltern, die ihre Kinder in einer pri­
vaten Kindertagesstätte untergebracht 
haben, deren Schließung verhindert, 
die die Stadt nach Verrentung des lei­
tenden Ehepaares durchführen wollte, 
u.a. mit der Begründung, daß aus sol­
chen Kindern nur Kriminelle würden. 
Aber auch Ganztagesplätze in städti­
schen oder kirchlichen Kindergärten

sind genauso rar und auf Jahre hin 
ausgebucht. \

Aber selbst eine solche Möglichkeit 
kann z.B. von einer Krankenschwester 
nicht genutzt werden, da die Öffnungs­
zeiten nirgendwo dem Schichtdienst 
angepaßt sind. An diesem Problem ist 
auch der vor ca. zehn Jahren gestartete 
Versuch des Personalrats gescheitert, 
einen Kindergarten in Kliniknähe zu 
verpflichten, vorrangig Kinder vom 
Krankenhauspersonal aufzunehmen.

Die ÖTV-Betriebsgruppe Uniklinik 
hat die Forderung nach einer betriebli­
chen Kindertagesstätte Anfang letzten 
Jahres erneut zusammengefaßt und in 
Aktionen am 1. Mai mit Wandzeitun­
gen, Forderungen an Personalräte und 
Uni-Leitung sowie Gesprächen mit 
Landtagsabgeordneten und Leserbrie­
fen in die Öffentlichkeit gebracht. 
Gleichzeitig war damit die Forderung 
nach Besetzung aller Planstellen ver­
bunden, denn wie in fast allen Kliniken 
herrscht in Würzburg bei einer jährli­
chen Fluktuation von 25% im Pflege­
bereich ein großer Schwesternmangel. 
Durch die fehlenden Unterbringungs­
möglichkeiten ihrer Kinder sind viele 
Schwestern gezwungen, nach der Ge­
burt ihres Kindes aus dem Beruf auszu­
scheiden, auch wenn sie sich das finan­
ziell nicht leisten könnten.

Der Kanzler der Universität Würz­
burg, R. Günther, hat jetzt in einem 
Schreiben an den Personalrat die Ini­
tiative für eine Kindertagesstätte 
,,grundsätzlich begrüßt“. Mit der Ab­
fassung dieses Briefes hat er allerdings 
erst den Ausgang der Personalratswah­
len abgewartet, in der die ÖTV-Perso- 
nalräte, die die Forderung in ihrem 
Wahlprogramm erhoben haben, eine 
Mehrheit erreicht haben.

Atommüll
Schacht Konrad jetzt 
als Endlager?

Salzgitter. Am 15. Juni gab die ,»Ge­
sellschaft für Strahlen- und Umwelt­
forschung“ (GSF) vor dem Umwelt­
ausschuß des Rates der Stadt Salzgit­
ter bekannt, daß ihre Untersuchungen 
ergeben hätten, daß die ehemalige Erz­
grube Konrad „für die Endlagerung 
von schwachradioaktiven Abfällen 
und Stillegungsabfällen aus Kernkraft­
werken geeignet ist“. Diese Bekannt­
gabe wurde begleitet von Protesten, 
die von der „Regionalkonferenz süd­
ostniedersächsischer Bürgerinitiati­
ven“ organisiert wurde. Eine Stunde 
lang wurde die Hauptverkehrskreu­
zung in Salzgitter blockiert, und auf 
der Sitzung des Umweltausschusses er­
hoben 60 bis 70 Menschen die Forde­
rungen der Initiativen. Sie kritisierten,

daß es sich in Wirklichkeit um die Ein­
lagerung hochaktiven Atommülls han­
delt, deren sicherer Verschluß in der 
Grube nicht gewährleistet sei. Ferner 
fordern sie die Veröffentlichung aller 
Daten zur Erstellung eines unabhängi­
gen Gutachtens sowie die Verschie­
bung des Planfeststellungsverfahrens. 
Es soll im Juli/August dieses Jahres er­
öffnet werden.

Tatsächlich gab der Sprecher der 
Kernforschungsanlage Karlsruhe auf 
Befragen zu, daß die Abrißkomponen­
ten von Kernkraftwerken auch hoch­
aktiven Müll enthalten. Auch ist nicht 
geklärt, wohin das in die Lagerkam­
mern eindringende Wasser innerhalb 
des Gebirges fließt und wie hoch die ra­
dioaktive Belastung der Luft durch die 
notwendige Grubenbelüftung ist und 
anderes mehr.

Die Initiativen kritisieren das GSF- 
Gutachten als unglaubwürdig, da, wäh­
rend offiziell noch die Eignung geprüft 
werden soll, in verschiedenen Teiler­
richtungsgenehmigungen für die Kern­
kraftwerke Grafenrheinfeld, Grohnde 
und Brokdorf der Schacht Konrad 
schon als Endlager für den dort entste­
henden Atommüll angegeben ist. Diese 
Kernkraftwerke hätten nach dem gel­
tenden Recht nicht weitergebaut wer­
den können, wenn nicht nachgewiesen 
ist, wo der Atommüll bleibt. Ferner 
wird schon Mitte dieses Jahres das 
Kernkraftwerk Niederaichbach (eine 
technische und finanzielle Bruchlan­
dung der AEG) abgerissen, dessen Tei­
le im Schacht Konrad eingelagert wer­
den sollen. Diesem Abriß werden in 
den nächsten Jahren noch mehrere fol­
gen. Diese Abwrackaktion soll einige 
100 Mio. DM kosten, die vom Volk per 
Steuer oder Strompreis kassiert werden 
sollen.

Es ist richtig, keine Einlagerung im 
Schacht Konrad zuzulassen, damit 
nicht unter der Behauptung der siche­
ren Endlagerung das Spekulationsge­
schäft Kernenergie weiterbetrieben 
werden kann.
Quellenhinweis: Atoinexpreß 5 6/82
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Asylbewerber
Unwürdige Behandlung ausländischer 
Arbeiter — Sammellager, Arbeitsverbot
Hamburg. Vor zwei Wochen wurde die 
neueste Massenunterkunft für 75 
Flüchtlinge im Stadtteil Wandsbek be­
zogen: Sieben ganz neue Einfamilien­
häuser, vor den Fenstern billigste Ein­
heit sgardinen, zwei Häuser mit Polen 
und Rumänen, die restlichen mit Afri­
kanern belegt. In jedem Haus müssen 
15 Erwachsene leben, sich eine Dusche 
und 8 Kochplatten teilen sowie einen 
spartanisch eingerichteten Aufent­
haltsraum mit zwei Eckbänken, ein 
paar Stühlen und zwei Tischen, kein 
Telefon, kein Radio, kein Fernseher. 
Die ,,Wohnräume“ sind menschenun­
würdig.

Auf 20 qm sind fünf Erwachsene zu­
sammengedrängt: Zwei Etagenbetten 
für Kinder (im untereren Bett kann 
kein Erwachsener aufrecht sitzen), das 
fünfte Bett unter einer Dachschräge, 
fünf Schränke versperren zum Teil 
noch die Betten, fünf Stühle und ein 
kleiner Tisch. Das Zimmer ist auch oh­
ne Menschen noch viel zu voll. Die 
Vierbettzimmer sind 15 qm, die Zwei­
bettzimmer 8 qm klein. Hier ist kein 
Raum für den Besuch einer Freundin, 
kein Platz für persönliche Aktivitäten. 
Hier kann man nur ,,essen, schlafen, 
essen, schlafen.“

Mit dem Essen wird es ab dem 20. 
des Monats auch sehr knapp, denn 
ganze 6,28 DM täglich sollen zur Er­
nährung eines Erwachsenen ausrei­
chen. Da ist selbst die billigste Form 
der Versorgung aus Großküchen noch 
teurer, stellt der Senat fest und führt 
sie deshalb nicht ein. Aber die Sorge 

Schlaf- und Aufenthaltsraum für Asylbewerber in West-Berlin.

um die tägliche Ernährung ist nach 
Aussage des Hamburger Senats auch 
Beschäftigungstherapie: „In der ge­
genwärtigen Situation nimmt die Sorge 
um die tägliche Ernährung einen wich­
tigen Teil des Tagesablaufs in An­
spruch.“

Die CDU fordert dagegen für alle 
Flüchtlinge Gemeinschaftsverpflegung 
ohne Rücksicht auf die Eßgewohnhei­
ten, statt Sozialhilfe Zuweisung des ge­
kürzten Taschengeldes von z.Z. 67 DM 
monatlich, „um keine besondere At­
traktivität Hamburgs gegenüber ande­
ren Bundesländern herzustellen.“ Der 
Sozialhilfesatz wurde ab 1.4.82 um 
10% von 344 auf 310 DM bzw. für 
Personen in * Hotels und Gemein­
schaftsunterkünften auf 274 DM ge­
kürzt.

In dem monatlichen Betrag ist vor­
gesehen, daß die Flüchtlinge u.a. da­
von kleinere Anschaffungen (z.B. Un­
terwäsche, Socken, Schals), Reparatu­
ren, Körperpflegemittel und Reinigung 
der Kleidung bezahlen. So ist pro Mo­
nat auch nur eine Fahrt in die Stadt 
vorgesehen. Damit ist sowohl von der 
geldlichen Seite als auch von der Un­
terbringung her die Isolierung fast voll­
ständig.

Aber der Senat plant mehr. Alle 
neuen Asylbewerber sollen künftig in 
Lager (ebenfalls „Gemeinschaftsunter­
künfte“ getauft) gesteckt werden. In 
dem bereits 1979 eingerichteten Lager 
Wetternstraße in Hamburg-Harburg 
mußten sich zeitweilig 30 bis 40 Perso­
nen eine Dusche teilen, 6 bis 7 eine 
Kochplatte und bis zu 600 zwei Wasch­

maschinen. Bis zu 15 verschiedene Na­
tionalitäten sind dort unter gebracht. 
Es fehlt nur noch der Zaun drumhe­
rum, wie schon in Berlin und Zirndorf 
eingeführt, und das Ghetto ist perfekt.

In diesem Jahr sieht der Senat in 
dem sogenannten „ 1400-Programm“ 
die Einrichtung von sechs Großlagern 
mit zwischen 100 und 250 Plätzen vor; 
die ehemaligen Jugend- und Studen­
tenheime sind bestens geeignet für 
gefängnisartige Unterbringung. Die 
Lagerhaltung soll Kosten sparen für 
Hotelunterbringung oder Anmietung 
von Wohnungen. Die Herrichtungsko­
sten für den Bau der Jugendheime u.ä. 
sind allerdings beträchtlich. Im Haus­
haltsplan wurden dafür 12,5 Mio. DM. 
vorläufig veranschlagt.

Mit Änderung des Bundessozialhil­
fegesetzes seit Beginn des Jahres wur­
den weiter Angriffe zwecks Sonderbe­
handlung der Flüchtlinge gestartet: 
Krankenversichert sind die Asylbewer­
ber über das Sozialamt. Wurde bisher 
auch die aufwendigste Zahnbehand­
lung übernommen bzw. für die Klein­
kinder jede Vorsorgeuntersuchung be­
fürwortet, so erhalten die Behand­
lungsscheine jetzt den Zusatz „Asylbe­
werber“.

Zahnärzte müssen damit rechnen, 
daß sie den Zahnersatz nicht mehr ver­
gütet bekommen. Die zahnärztliche 
Untersuchung soll erst nach Abschluß 
des Asylverfahrens statt finden, also 
nur bei den 10%, deren Anträge posi­
tiv beschieden werden. Schon jetzt be­
gonnene Behandlungen werden gar 
nicht zu Ende ausgeführt. Ist noch 
kein Behandlungsschein ausgestellt, 
der Bewerber aber krankenhausreif 
(z.B. aufgrund von Folterungen), muß 
er damit rechnen, daß Freunde die Be­
handlungskosten aufbringen, andern­
falls kann er abgeschoben werden.

Ebenfalls vorgesehen ist die Erweite­
rung der Zwangsarbeit, „gemeinnützi­
ge Tätigkeit“, für alle Sozialhilfebezie­
her, also auch für die Asylbewerber. Es 
fehlt nur noch an ausreichenden Plät­
zen, aber „hätte den Vorteil, daß die 
Asylbewerber nicht zur Untätigkeit 
verurteilt sind, auch Schwarzarbeit wä­
re leichter zu verhindern.“

Ohnehin erhalten auch nur etwas 
über 50% der ca. 14100 Asylbewerber 
in Hamburg überhaupt staatliche Un­
terstützung (das sind ca. 0,4% der 
Hamburger Wohnbevölkerung). Die 
anderen werden von Freunden und 
Verwandten versorgt bzw. sind im Be­
sitz einer Arbeitserlaubnis.

Die Aufhebung des zweijährigen Ar­
beitsverbotes zieht die Bourgeoisie al­
lerdings nicht in Betracht.Das würde 
dem demütigenden Bettlerdasein vieler 
Asylbewerber ein rasches Ende setzen, 
ihren Zusammenschluß mit der Bevöl­
kerung verbessern und ihnen Raum 
schaffen zur Vertretung ihrer politi­
schen Ziele und Fluchtgründe.
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Verschärfte 
Abschiebungspraxis 
Hamburg. Am 4.1.82 wurde beim 
Einwohnerzentralamt Hamburg ei­
ne Außenstelle des Bundesamtes 
für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge eingerichtet. Sie tritt 
unmittelbar nach der Antragstel­
lung durch den Asylbewerber bei 
der Ausländerbehörde in das Prü­
fungsverfahren über das Asylver­
fahren ein und entscheidet darüber 
unverzüglich. Bearbeitet werden 
ausschließlich Anträge aus den 
Ländern Türkei, Ghana, Gambia, 
Indien, Sri Lanka, Pakistan, Af­
ghanistan. Fünf Entscheidungsbe­
amte haben die Entscheidungen 
über die Asylanträge vor Ort zu 
treffen. So konnte der verwaltungs­
mäßige Teil des Asylverfahrens von 
bisher 12 auf 2 Monate verkürzt 
werden.

Bis zum 15.5. wurden bereits 702 
Asylanträge von der Ausländerbe­
hörde an die Außenstelle weiterge­
leitet und 650 Entscheidungen sind 
getroffen worden. In allen 630 ne­
gativ entschiedenen Fällen sind die 
Ausreiseaufforderungen mit Ab­
schiebungsandrohung von der Aus­
länderbehörde verfügt und zuge­
stellt worden (Ausreisefrist: ein 
Monat, entsprechend dem 2. Asyl­
beschleunigungsgesetz). Hat der 
Asylbewerber die unanfechtbare 
Ablehnung des Asylantrages erhal­
ten, so wird unverzüglich - durch 
seit dem 8.2.82 eingesetzte Voll­
zugsbeamte - geprüft, ob der Aus­
länder seiner Ausreisepflicht nach­
gekommen ist oder sich noch in 
Hamburg aufhält. Wird er ange­
troffen und kann nicht nachweisen, 
daß er konkrete Vorbereitungen zu 
seiner alsbaldigen Ausreise getrof­
fen hat, so erfolgen Festnahme, Be­
antragung von Abschiebungshaft, 
Anordnung der Abschiebung und 
deren Vollzug.

Ist der Aufenthalt des Auslän­
ders nicht festzustellen (Verdacht 
des illegalen Aufenthalts), so er­
folgt eine zeitlich begrenzte Einga­
be in das polizeiliche Informations­
system (POLAS) zur Aufenthalts­
ermittlung. Wurden 1981 bereits 
680 Personen aus Hamburg abge­
schoben (ca. 10% davon Asylbe­
werber). so sollen es 1982 zwischen 
900 und 1 000 Personen werden. Im 
Februar und März erfolgte bereits 
die Abschiebung von 87 Asylbewer­
bern. Mitte April beschloß der Se­
nat die Erhöhung der Haushalts­
mittel für die Rückführung von 
Ausländern um 275000 DM auf 
insgesamt 1,1 Mio. DM.

Vermögensbildung
CDU: Nicht konsumie­
ren — kapitalisieren

Hannover. Am 2. Juli bringt die nie­
dersächsische Landesregierung den 
,,Entwurf eines Vermögensbildungsge­
setzes zur Förderung von Arbeitneh­
merbeteiligungen am Produktivvermö­
gen“ im Bundesrat ein. Durch diesen 
Gesetzentwurf soll folgendem Problem 
der Kapitalisten zuleibe gerückt wer­
den: Einerseits liegt die Eigenkapi­
talquote der Unternehmen in der BRD 
unter 20%; andererseits werden von 
den jährlich ca. 10 Mrd. DM vermö­
genswirksamen Leistungen nur etwa 
2% in Form von Beteiligungen an Pro­
duktivvermögen in Unternehmen an­
gelegt, während 50% nach dem Spar­
prämiengesetz, 28% nach dem Woh­
nungsbauprämiengesetz und 20% in 
Lebensversicherungen angelegt wer­
den.

Damit stehen den Unternehmen 
98% der vermögenswirksamen Lei­
stungen „nur“ als Fremdkapital zur 
Verfügung. Schlimmer noch, nach Ab­
lauf der Sperrfrist (meist sieben Jahre) 
enden diese vermögenswirksamen Lei­
stungen im Konsum der Arbeiterbevöl­
kerung, werden sie genutzt für den Er­
satz des alten Autos, den Ersatz der al­
ten Kücheneinrichtung o.ä..

Um die vermögenswirksamen Lei­
stungen aus dem Konsum der Arbeiter­
bevölkerung zu streichen und dem 
Zweck der besseren Eigenkapitalaus­
stattung der Unternehmen zuzuführen, 
verlangt der Gesetzentwurf, allgemeine 
Spar- und Sparratenverträge sowie 
ähnliche festverzinsliche Anlagefor­
men nicht mehr nach dem Vermögens­
bildungsgesetz zu fördern. Stattdessen 
sollen in die Förderung durch das 
VermBG neu aufgenommen werden: 
Geschäftsanteile an GmbHs und Ge­
nossenschaften, Kommanditan teile, 
typische stille Beteiligungen, Genuß­
scheine und Anteilscheine an Be­
teiligungssondervermögen, kurzum: 
Der Arbeiter soll seine vermögenswirk­
samen Leistungen ,,seinem“ Kapitali­
sten zur Verfügung stellen und erhält 
dafür die Illusion, ein Teil der Maschi­
nen, an denen nach wie vor er und 
nicht der Kapitalist ausgebeutet wird, 
gehöre nun ihm. Im Gegensatz zum 
Sparratenvertrag sind seine vermö­
genswirksamen Leistungen jetzt nicht 
festverzinslich, sondern dem Gang der 
kapitalistischen Mißwirtschaft unter­
worfen, und er kann ihrer leicht verlu­
stig gehen. In der Begründung des Ge­
setzentwurfs heißt es ausdrücklich: 
„Eine Absicherung zu 100% des Er­
werbswertes, wie sie gegenwärtig noch 
für nach dem 3. VermBG angelegte 

Mitarbeiterdarlehen erforderlich ist, 
erscheint unter Abwägung der ver­
schiedenen Interessen nicht ange­
bracht“. Bei Zahlungsunfähigkeit des 
Kapitalisten schreibt der Gesetzent­
wurf eine Absicherung der Beteili­
gungswerte zu 50% vor.

Diese Art von ,,Vermögensbildung“ 
soll die materielle Grundlage für das 
Schmieden der Betriebsgemeinschaft 
zwischen Kapitalist und Arbeitern sein, 
die in der allgemeinen Begründung des 
Gesetzentwurfs wie folgt beschrieben 
wird: ,,Durch die stärkere Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivver­
mögen eröffnet sich auch die Chance, 
den Verteilungskampf zu entschärfen 
... Dies könnte im Rahmen zweiphasi- 
ger Tarifverhandlungen geschehen ... 
In der ersten Phase könnten die Tarif­
partner den Barlohn angemessen erhö­
hen. In der zweiten Phase lassen sich 
zusätzliche vermögenswirksame Lei­
stungen vereinbaren, wenn sich auf­
grund der Produktivitätsentwicklung 
die vereinbarte Lohnerhöhung als zu 
gering erweist. Ein Mitarbeiter, der am 
Produktivvermögen und damit am Un­
ternehmensergebnis beteiligt ist, denkt 
überdies über Sinn und Zweck von In­
vestitionen, über rationellere Produk­
tionsverfahren und Gewinne anders als 
jemand, der ausschließlich Lohn be­
zieht“.

Wegen dieser Wirkung der ,,Vermö­
gensbildung“ auf betrieblicher Ebene 
ist die Stellung des DGB auch ein­
deutig dagegen, und der DGB hat sich 
auch im Rahmen der Anhörung der 
Verbände gegen diesen neuen Gesetz­
entwurf gewandt. Die Position der 
IGM ist: Ausnutzung des 3. VermBG 
durch den Tarifvertrag über vermö­
genswirksame Leistungen, aber keine 
Illusion darüber, daß dadurch Vermö­
gen umverteilt werden könne!

NRW
Privatuniversität in
Herdecke geplant

Düsseldorf. Zur gleichen Zeit, in der 
das Wissenschaftsministerium in NRW 
beabsichtigt, die Studienplatzkapazitä­
ten von sieben Studiengängen an den 
Hochschulen um 30% zu kürzen, meh­
rere von Lehrerstudiengängen ganz zu 
schließen, drängt Wissenschaftsmini­
ster Schwier (SPD) auf die Genehmi­
gung der ersten Privatuniversität der 
BRD in Herdecke durch die Landesre­
gierung. Noch vor der Sommerpause 
soll die Genehmigung erfolgen.

Schon seit Monaten beschäftigt sich 
der Düsseldorfer Landtag mit dem Ge­
nehmigungsverfahren für die erste pri­
vate Universität, die von dem ,,Univer­
sitätsverein Witten-Herdecke e.V.“ 
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beantragt ist. Die Gründer, der Neuro­
loge Dr. Schily und ,,Linke, Liberale 
und Konservative, die mit dem staatli­
chen Universitätsbetrieb unzufrieden 
sind“ (Spiegel), drohen der Landesre­
gierung schon mit Klage, um das Ge­
nehmigungsverfahren zu beschleuni­
gen. Die SPD-Landtagsfraktion war 
bisher zerstritten, Wissenschaftsmini­
ster Schwier immer für die Genehmi­
gung; inzwischen hat sich auch der 
Vorstand der SPD-Landtagsfraktion 
dafür ausgesprochen. In einem Rechts­
gutachten wurde der Landesregierung 
bereits bescheinigt, daß sie sich dauer­
haft nicht gegen private Hochschulen 
sperren könne. Nach dem Hochschul­
gesetz von 1979 können Hochschulen, 
die nicht in der Trägerschaft des Lan­
des stehen, „als wissenschaftliche 
Hochschulen staatlich anerkannt wer­
den“.

Die Finanzierung der Universität in 
Herdecke mit fünf Studiengängen, mit 
maximal 320 Studienplätzen nach fünf 
Jahren, 3000 Studienplätzen in der 
Endphase, ist durch Spenden gesi­
chert. Mehr als 15 Mill. DM sind schon 
zusammen - von Privatpersonen und 
„aus der Industrie“. Im Sinne des 
Anthroposophen-Vorbilds Rudolf 
Steiner formuliert Schily das Ziel der 
zu gründenden Universität: „Herdecke 
soll in Konkurrenz zu anderen eine in­
tellektuelle, lebenspraktische und 
künstlerische Elite hervorbringen.“ 
Mit diesen Zielen kann die CDU voll­
ständig einverstanden sein. Sie klatscht 
im Hintergrund Beifall und reibt sich 
die Hände: Die Genehmigung dieser 
privaten Universität würde generell die 
Möglichkeit verbessern, die Ausbil­
dung zu „Elitestudenten“ an geson­
derten Universitäten zu betreiben.

Der DGB-Landesbezirk NRW hat 
am 15.4. die Gründung der Privatuni­
versität in Herdecke abgelehnt. Der 
stellvertretende DGB-Landesvorsitzen­
de Haas: „Wer finanziert, hat Eigenin­
teressen. Wir wollen verhindern, daß 
mit Herdecke der Einstieg in konzern­
eigene Privatuniversitäten vorpro­
grammiert wird.“
Quellenhinweis: Spiegel 24/82, Welt 27.5.82, Tagesspiegel 
2.6.82

Westberlin
Die Friedhofsruhe fand 
nicht statt

Zum Reagan-Besuch hatte Innensena­
tor Lummer Friedhofsruhe für West­
berlin verordnet. 752 Polizeieinsätze in 
der Zeit vom 24. Mai bis zum 8. Juni 
zur Unterdrückung und Beseitung der 
durch Losungen und Transparente 
ausgedrückten Meinungen, Beschlag­
nahmungen von Flugblättern, Kasset­
ten und Aufklebern, Identitätsfeststel­

lungen und Durchsuchungen in unge­
nannter Zahl, das ist die Bilanz, die Se­
nator Lummer am 10.6. in einer Frage­
stunde des Abgeordnetenhauses ziehen 
konnte. Bei massiven Einsätzen von 
10000 Polizisten, sog. Sicherheitsleu­
ten in Zivil und erstmals auch der Poli­
zeireserve, wurden am 11.6., dem Be­
suchstag Reagans, 240 Personen ver­
haftet, 80 Personen wurden in Vorbeu­
gehaft genommen. Der Nollendorf- 
platz, Ausgangspunkt einer verbote­
nen Anti-Reagan-Demonstration, wur­
de mit Stacheldraht und Blockade 
durch Polizeifahrzeuge in ein riesiges 
Gefangenenlager verwandelt, aus dem

es für die ca. 1500 Eingeschlossenen 
nur durch massive Gewaltanwendung 
ein Entrinnen gab. Auch an anderen 
Orten in der Stadt bildeten sich De­
monstrationszüge, wurden Kundge­
bungen abgehalten, stiegen Luftbal­
lons mit Transparenten auf. Kurz nach 
11 Uhr rief die Feuerwehr den Ausnah­
mezustand aus.

In der Nachbetrachtung der Vorfälle 
vor und während des Reagan-Besuchs 
strebt die CDU verstärkt und mit gro­
ßer publizistischer Unterstützung zwei 
Punkte an: 1. Weitere kriegsmäßige 
Ausrüstung der Westberliner Polizei 
durch CN-Gasbeimischungen für Was­
serwerfer, Einführung des Reizgases 
CS (Chemische Keule), sowie Ausrü­
stung der Polizei mit Hartgummige- 
schosssen. Um derart bewaffneten Ein­
satz zu legalisieren, soll der Tatbestand 
der „gefährlichen Zusammenrottung“ 
in das Strafgesetzbuch aufgenommen 
werden. 2. Lösung des Problems der 
z.Zt. noch 130 besetzten Häuser, deren 
Bewohner kurzerhand zu „Terrori­
sten“ und „Reststrategen der RAF“ 
und die Häuser zu „Fluchtburgen für 
Kriminelle“ erklärt wurden. Noch am 
Abend des 11. Juni wurde die verstärk­
te polizeiliche Überprüfung von Be­
wohnern besetzter Häuser fortgesetzt. 
Nach Beendigung der Überprüfung 
war der Großteil eines besetzten Hau­
ses in der Potsdamer Str. nicht mehr 
bewohnbar.

Nazi-Sch ulleiter
Gericht bestätigt 
Treue zur Verfassung

Göttingen. Drei Monate, nachdem das 
Verwaltungsgericht Braunschweig ent­
schieden hatte, daß der Nazi und 
Schulleiter des Gymnasiums in Hanno- 
versch-Münden, Kausch, nicht gegen 
seine Beamtenpflicht zur Verfassungs­
treue verstoßen hat, liegt jetzt die Ur­
teilsbegründung vor.

In der Urteilsbegründung zu Kausch 
setzt sich das Gericht überhaupt nur 
mit den literarischen Ergüssen Kauschs 
auseinander. Verbreitung von Rassis­
mus, Verherrlichung Hitlers und Pro­
paganda für ein Großdeutschland im 
Unterricht durch mehrere Lehrer des 
Gymnasiums, dessen Leiter Kausch 
war, finden pauschale Würdigung wie 
„übertragene Funktionen beanstan­
dungsfrei ausgeübt ... große Einsatz­
bereitschaft“. Seine Mitwirkung an 
Büchern, in denen u.a. die Vernich­
tung der Juden geleugnet, „unglaubli­
che Leistungen“ der SS-Divisionen 
„dem Leser eingeprägt“ werden sol­
len, beurteilen Kauschs Richter als 
schuldhafte Verletzung des Mäßi- 
gungs- und Zurückhaltegebots bei po­
litischer Betätigung, sehen darin aber 
keine Aussagen, denen entnommen 
werden könne, daß sich Kausch nicht 
zur Verfassung bekennt.

Man solle, so die Antwort des Kul­
tusministers Remmers auf eine dringli­
che Anfrage der SPD im Landtag, die 
Angelegenheit nicht überbewerten. 
Von den 1978 suspendierten drei Leh­
rern sind jetzt zwei wieder in Amt und 
Würden, einer hat es zudem zum 
CDU-Stadtrat gebracht, gegen den 
dritten dauert das Disziplinarverfahren 
bald vier Jahre. Gegen die anhaltenden 
Proteste erhält Kausch von staatlicher 
Seite volle Rückendeckung. So ist es 
Lehrern von Seiten des Kultusministe­
riums untersagt worden, sich im ZDF 
gegen Kausch zu äußern. Das Schul­
amt hat dem Kreisschülerrat zum drit­
ten Mal verboten, gegen Kausch ein 
Flugblatt zu machen. Im Lehrerkolle­
gium erklärte Kausch, er habe nichts 
zurückzunehmen und fühle sich reha­
bilitiert. Der Personalrat des Gymnasi­
ums hat gegen die Wiedereinsetzung 
Kauschs protestiert.

Während der Kreisverband Göttin­
gen der Grünen Unterschriften gegen 
die Wiedereinsetzung Kauschs gesam­
melt hat, ist der Grüne-Stadtrat in 
Münden für Kausch eingetreten, ohne 
daß die Grünen daraus Konsequenzen 
gezogen hätten. Das niedersächsische 
Kultusministerium hat jetzt zu ent­
scheiden, ob er gegen dieses Urteil, wie 
von DGB, SPD, FDP und Grünen ge­
fordert, Berufung einlegen will.
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Göttinger Thekenversammlung
„Hier wird Politik mit der Angst der Beschäftigten um ihren 
Arbeitsplatz gemacht“
Schon wieder zwei Arbeitsgerichtsver­
fahren hat der Pächter des Afro-Asia- 
ten-Clubs verloren. In beiden Fällen 
hatte er willkürlich die Arbeitszeiten 
von teilzeitbeschäftigten Kellnern ge­
ändert. Er verfügte, daß sie an ande­
ren, in der Regel umsatzschwächeren 
Tagen als bisher Bier zapfen sollten. 
Anlaß für diese Strafaktion: Alle drei 
sind Mitglieder und Vertrauensleute 
der Gewerkschaft Nahrung, Genuß 
und Gaststätten (NGG) und Mitinitia­
toren der ,,Göttinger Thekenversamm­
lung“. Als sie sich weigerten, die Ver­
setzung auf neue Arbeitstage zu akzep­
tieren und auf den alten Schichten be­
harrten, wurden sie wegen „Arbeits­
verweigerung“ fristlos gekündigt. Nun 
muß er sie zu den alten Arbeitszeiten 
wieder einstellen.

Die Idee zur „Thekenversamm- 
lung“ rührt her von den lohn- und ar­
beitsrechtlichen Auseinandersetzungen 
im Afro-Asiaten-Club. (Dieser Laden 
trägt diesen Namen, da er im Keller ei­
nes gleichnamigen Studentenheims un-

tergebracht ist.) Dort überraschte der 
sich kumpelhaft gebende Pächter Bür­
ger seine rund 25 Beschäftigten - 
überwiegend in Teilzeit arbeitende Stu­
denten — nach einer Preiserhöhung 
mit der Ankündigung, wegen einer an- 

* geblich verschlechterten Kostensitua­
tion die Umsatzbeteiligung zu kürzen. 
Die Änderung hätte Lohneinbußen 
von durchschnittlich 20% bedeutet. 
Wem das nicht paßt, der könne ja ge­
hen, tönte der Pächter selbstsicher. Er 
baute darauf, daß die meisten der Stu­

denten auf ihren Arbeitsplatz und das 
Geld angewiesen sind.

Die Beschäftigten verlangten kon­
krete Zahlen und eine Unterredung 
und ließen sich von Argumenten wie 
„Der Laden muß doch etwas ab wer­
fen, an meine Bausparverträge gehe ich 
nicht ran!“ nicht um werfen. Ein Pa­
pier mit einigen Zahlen wurde am 
23.10. ausgehändigt. Darin wurden 
acht ausgesuchte Mitarbeiter zu einem 
Gespräch über die Lohnkürzung gebe­
ten. Alle Beschäftigten trafen sich aber 
schon vorher und verlangten eine Un­
terredung mit allen. Der Pächter nann­
te es eine „konspirative Versamm­
lung“ und kündigte in kurzer Folge 
fünf Beschäftigten fristlos. Doch auch 
diese Rechnung ging nicht auf. Die Ge­
kündigten wandten sich an die Ge­
werkschaft NGG und traten ihr bei. 
Dort erfuhren sie so verschiedenes: Ein 
Arbeitsvertrag existiert, wenn man ar­
beitet und dafür Lohn erhält, ob 
mündlich oder schriftlich, ist egal. Nur 

mit einem schriftlichen ist die Beweis­
lage besser. Auch ob mit oder ohne 
Lohnsteuerkarte ist dabei unwesent­
lich. Nach vier Wochen Arbeit, wobei 
z.B. einmal pro Woche fünf Stunden 
ausreicht, ist man keine Aushilfe mehr, 
sondern Teilzeitbeschäftigter. Er hat 
dann alle Rechte eines normalen Ar­
beitnehmers. Das hat Konsequenzen: 
Kündigungsfristen gelten, je nach Be­
triebszugehörigkeit, Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall gilt. Die Gekündig­
ten klagten gegen die Entlassungen. In 

allen Fällen wurden Abfindungen um 
die 900 DM erstritten.

Die Beschäftigten der Afro-Asiaten- 
Clubs wählten Vertrauensleute und be­
reiteten Betriebsratswahlen vor. Zu­
sammen mit dem Gewerkschaftssekre­
tär der NGG wurde eine Versammlung 
für die in Göttinger Kneipen Beschäf­
tigten vorbereitet, die „Thekenver­
sammlung“. Daß das Geschäftsgeba­
ren der anderen Kneipenpächter nicht 
selten genauso ist, bestätigten die 80 
Teilnehmer der Versammlung.

In einer Stadt wie Göttingen sind die 
Bedingungen für solche Methoden ge­
radezu ideal. Da ist die hohe Arbeitslo­
sigkeit, das große Potential arbeitswil­
liger Studenten, die bei sinkendem Ba­
fög auf das Geld angewiesen sind und 
denen die Arbeitszeit am Abend will­
kommen ist. Aber auch alleinstehende 
Mütter hat die Arbeit in Kneipen ange­
zogen. Kein Wunder, daß viele Knei­
penpächter meinen, sich in ein paar 
Jahren gesundstoßen zu können.

In vielen Kneipen wird nur ein gerin­
ger Grundlohn gezahlt. So z.B. im 
„Nörgelbuff“, wo der Grundlohn 15 
DM pro Abend beträgt. Dazu kommt 
eine Umsatzbeteiligung. Wird wenig 
getrunken und gefuttert, so ist man 
den Abend für fast umsonst dagewe­
sen. In „Onkel Toms Hütte“ gibt es 
gar keinen Grundlohn. Und der Herr 
Wehner, dem gleich fünf Kneipen für 
den gehobenen Bedarf gehören, zahlt 
einen Grundlohn von 5 DM pro Stun­
de. Bei einem Umsatz von 1000 DM 
bekommt jeder der Beschäftigten 
nochmal 3,5%, das macht dann für 8,5 
Stunden Arbeit einen Verdienst von 
77,50 DM.

Urlaub und Urlaubsgeld gibt es in 
den wenigsten Betrieben, obwohl der 
Manteltarifvertrag auch dort gilt, wo 
der Pächter nicht im Hotel- und Gast­
stättenverband ist. Das gleiche gilt für 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.

Im „Unicum“ wird den Beschäftig­
ten erzählt, sie bekämen 12 DM brutto 
und 7 DM netto. Der Rest wäre Lohn­
steuer, die sie ja mit dem Lohnsteuer­
jahresausgleich wiederbekämen. Das 
Erwachen kommt nach einem Jahr, ein 
Lohnsteueranteil in dieser Höhe wird 
bei den dortigen Verdiensten niemals 
erreicht. Der Herr Wehner zieht de­
nen, die ohne Lohnsteuerkarte arbei­
ten, 10% Lohnsteuer und 6% Kirchen­
steuer ab, die er kassiert. Wer in die 
Gewerkschaft eintritt, wird von ihm 
unter Nennung von „Gründen“ ent­
lassen.
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Arbeitsbedingungen im Gastgewerbe: 
Hauptproblem Arbeitszeit
Das Hauptproblem bei den Arbeits­
bedingungen im Gastgewerbe ist ne­
ben der geringen Lohnhöhe vor allem 
die Arbeitszeit. In einem 12-Punkte- 
Programm hat die Gewerkschaft 
Nahrung, Genuß, Gaststätten (NGG) 
1981 die wichtigsten Forderungen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingun­
gen zusammengefaßt.

Die Arbeitszeit beträgt oftmals 
mehr als 50 Stunden in der Woche, 
obwohl die 40-Stunden-Woche tarif­
vertraglich entweder bereits festge­
legt oder ihre schrittweise Ein­
führung vereinbart ist. Die Arbeits­
zeit ist damit nicht nur länger als in 
den meisten anderen Branchen, sie 
liegt darüber hinaus hauptsächlich am 
Abend und an den Wochenenden, so 
daß den Beschäftigten im Gastgewer­
be eine kulturelle und politische Be­
tätigung, aber auch z.B. Kinderver­
sorgung nahezu unmöglich ist.

Zwar sind in manchen Tarifgebie­
ten zusätzlich zu dem klassischen 
,,freien Tag“ pro Woche im Gastge­
werbe bis zu vier weitere freie Tage 
im Monat vereinbart, so daß sich 
rechnerisch eine 5-Tage-Woche er­
gibt. Es ist aber z.B. weder gesichert, 
daß jeder Beschäftigte tatsächlich 
zwei freie Tagepro Woche hat, noch, 
daß jeder auch nur ein zusammen­
hängendes freies Wochenende im 
Monat hat - wobei Sonntagsarbeit 
vielfach ohne Zuschläge entlohnt 
wird. Die NGG fordert: „Ein­
führung der 5-Tage-Woche und die 
Verkürzung der Arbeitszeit auf 40 
Stunden. Mindestens ein zusammen­
hängendes Wochenende im Monat 
muß frei sein.“

Eine große Anzahl von Beschäftig­
ten arbeitet im sogenannten Teil-

Beschäftigte demonstrieren vor dem 
Münchner Verhandlungslokal gegen 
die Verzögerungstaktik bei den baye­
rischen Manteltarifverhandlungen. 
Durchgesetzt wurde: Einführung der 
40-Stunden-Woche, Einstieg in die 
tariflichen Regelungen für Altersfrei­
zeit und eine Jahressonderzahlung. 

dienst, vor allem in der Küche und im 
Service. Als Beispiel: im Manteltarif­
vertrag für das Hotel- und Gaststät­
tengewerbe in Niedersachsen ist fest­
gelegt, daß die tägliche Arbeitszeit 
zehn Stunden (ausschließlich eine 
Stunde Essenspause) nicht über­
schreiten darf. Darüberhinaus kann 
die Arbeitszeit um bis zu drei Stun­
den täglich unterbrochen werden, so 
daß sich z.B. folgende nicht einmal 
ungewöhnliche Arbeitszeit ergeben 
kann: mittags von 11 bis 14 Uhr, 14 
bis 17 Uhr Pause, 17 bis 01 Uhr wie­
der Arbeit, incl. 1 Stunde Essenspau­
se. Dabei würde nicht einmal ein Teil 
der Arbeit tariflich als Nachtarbeit 
gelten. Die NGG dazu: ,»Solche frei­
en Stunden (am Nachmittag) können 
aber nicht als Freizeit genutzt wer­
den; sie verlängern nur den Arbeits­
tag. Der Teildienst ist abzuschaffen. 
Überall da, wo die A bschaffung aus 
betriebsbedingten Gründen nicht 
möglich ist, muß die Unterbre­
chungsfreizeit auf die Arbeitszeit an­
gerechnet werden.“

Zum Abbau von ungünstigen Ar­
beitszeiten am Abend und an Wochen­
enden fordert die NGG: „Für je ei­
ne nach 23.00 Uhr gearbeitete Stunde 
(23.00 Uhr Gaststättenschluß) sind 
zwei Stunden Freizeit zu gewähren, 
wenn es sich nicht um regelmäßige 
Nachtarbeit handelt (Nachtportier 
usw.). Für regelmäßige Nachtarbeit 
oder ständige Wechselschichtarbeit 
soll bezahlte Schichtfreizeit gewährt 
werden. Um den beabsichtigten Er­
holungseffekt zu gewährleisten, sol­
len die Ausgleichsfreizeiten unmittel­
bar und in zusammenhängenden 
Freizeitblöcken gewährt werden.“

Zum Problem des Urlaubs: ,,Im 
Hotel- und Gaststättengewerbe ist die 
Dauer des Urlaubs in der Regel von 
der Betriebszugehörigkeit abhängig. 
Dies hat zwar viel mit Betriebsbin­
dung zu tun, aber wenig mit huma­
nen Arbeitsbedingungen ... Daher: 
6 Wochen Urlaub und eine Erhöhung 
des Urlaubsgeldes!“ Gegen eine Ent­
koppelung des Urlaubsanspruchs von 
der Betriebszugehörigkeit wehren 
sich die Gastwirte: Wegen der 
schlechten Arbeitsbedingungen, so 
die NGG, wechselt jede zweite Fach­
kraft in der Branche jährlich ihren 
Arbeitsplatz und kann dann in jedem 
Betrieb neu am unteren Ende der Ur­
laubsskala beginnen.

Quellcnhinweis: „einigkeit“ Nr. 5/ 1982 und NGG- 
Broschürc ..Kürzere Arbeitszeit, bessere Entlohnung, 
menschengerechte Arbeitsplätze“.

Infolge der ,,Thekenversammlung“ 
sind einige Beschäftigte in die NGG 
eingetreten. In einigen Betrieben wur­
den Betriebsräte gewählt. So auch im 
Afro-Asiaten-Club. Die drei Vertrau­
ensleute der NGG luden am 3.3. zu ei­
ner Betriebsversammlung ein, um ei­
nen Wahlvorstand zu bestimmen. Am 
6.3. wurden sie gekündigt, nachdem sie 
sich geweigert hatten, eine willkürliche 
Veränderung ihrer Arbeitszeiten hinzu­
nehmen, wie wir schon am Anfang be­
richteten. Vor Gericht berief sich der 
Pächter Bürger auf sein „Direktions­
recht“. Bei den drei nahezu gleichen 
Fällen zeigte das Gericht leichte Anzei­
chen von Schwäche. Die Verfahren

wurden getrennt und vertagt. Zwei Fäl­
le sind jetzt entschieden. Jahrelang 
hatte Norbert Hüter jeweils Samstags 
hinter der Theke gestanden, nun sollte 
er plötzlich donnerstags zapfen. Gün­
ther Albrecht drei Jahre lang montags, 
nun dienstags. Lohneinbußen von 
30% bei einem Monatsverdienst von 
300 DM wären dabei entstanden. Das 
Gericht befand, nach so langer Zeit 
sind die Arbeitstage Bestandteil des 
Arbeitsvertrages; Änderungen sind 
dann nur noch in gegenseitigem Ein­
vernehmen möglich. Auch der Hilfsan­
trag des Pächters, die Kündigung nach 
Zahlung einer Abfindung aufrecht er­
halten zu können, wurde abgelehnt.

Um die erzielten Fortschritte weiter 
auszubauen, hat die NGG ein „The­
kenradio“ gestartet. Unter diesem Na­
men werden auf Tonband-Kassetten in 
Form von Magazin-Sendungen Infor­
mationen über Tarif- und Arbeitsrecht 
verbreitet, Mißstände in der Gastrono­
mie und konkrete Möglichkeiten von 
Gegenmaßnahmen dargestellt. Die 
Kassetten sollen in regelmäßigen Ab­
ständen unter den Beschäftigten kur­
sieren. Die erste Kassette ist vor kur­
zem auf Tour gegangen.

Quellenhinweis: Göttinger Stadtzeitung März-Mai 82, 
„einigkeit“, Zentralorgan der NGG, Ausg. Mai 1982.



Stichwort Gastgewerbe Festlegung von Arbeitsbedingungen im MTV

Zum Gaststättengewerbe gehören vor allem Speise- und Schank­
wirtschaften, außerdem Imbißstuben, Bars, Cafes usw. Die Ab­
grenzung zwischen den Betriebsarten und zu Betrieben des Einzel­
handels (Kioske z.B.) ist nicht immer eindeutig. Zusammen mit 
dem Beherbergungsgewerbe (Hotels, Pensionen usw.) und den 
Kantinen bilden sie das Gastgewerbe. Wie die folgenden Tabellen 
ausweisen, zeichnet sich der Wirtschaftszweig besonders durch 
geringe durchschnittliche Betriebsgröße und hohen Anteil von 
Teilzeitbeschäftigten aus.

Unternehmen, Beschäftigte und Umsatz im Gastgewerbe 
nach Beschäftigtengrößenklassen

Unternehmen mit Anzahl Umsatz je
.. bis .. Besch. Unternehmen Beschäftigte Beschäft.

1 - 2 101012 161873 44000 DM
3 - 5 56639 207769 46000 DM
6 - 9 18027 127648 48000 DM

10 - 19 9486 122476 49000 DM
20 - 49 2876 80743 54000 DM
50 - 99 501 33 780 54000 DM

100 - 199 145 20184 57000 DM
200 - 499 66 19291 68000 DM
500 - 999 8 5200 61000 DM
1000 und mehr 3 8139 37000 DM

Gastgewerbe 188763 787103 48000 DM

Unternehmen und Beschäftigte im Gaststättengewerbe 1979

Betriebsart Anzahl Anteil Teil­
zeitbesch.Betriebe Beschäftigte

Speisewirtschaften 51462 255265 30,4%
Imbißhallen 8957 29907 39,0%
Schankwirtschaften 64238 153375 31,1%
Bars, Tanzlokale 5935 38136 40,4%
Cafes 4035 24396 28,5%
Eisdielen 3611 13 773 13,2%
Trinkhallen 3066 6406 28,3%

Gaststättengewerbe 141304 521258 31,3%

Die Gewerkschaft NGG hat es 
mit ihrer „betriebsnahen Ta­
rifpolitik“ auf insgesamt ca. 
1000 Tarifverträge sowie 1 500 
Sondervereinbarungen, Zu­
satztarifverträge u.ä. gebracht, 
von denen jährlich bis zu 600 
neu vereinbart werden. Auch 
im Gastgewerbe ist die Zahl 
der Mantel- und Lohntarifver­
träge relativ hoch. Die folgen­
den Bestimmungen sind dem 
Manteltarifvertrag für das Ho­
tel- und Gaststättengewerbe in 
Niedersachen entnommen 
(gültig seit 1.10.79, erstmals 
kündbar zum 30.11.83):

Arbeits- und Ruhezeit (§ 4). 
Die regelmäßige Arbeitszeit 
beträgt einschließlich der Vor- 
und Nacharbeiten (z.B. Tische 
säubern u.ä.), jedoch aus­
schließlich der Pausen- und 
Essenszeiten bis zum 
31.12.1980 182 Stunden mo­
natlich / 42 Stunden wöchent­
lich, ab 1.1.1981 178 Std. mo­
natlich, und seit dem 1.1.1982 
173 Stunden monatlich / 40 
Stunden wöchentlich. Die Ar­
beitszeit kann „einvernehm­
lich“ mit dem Betriebsrat, 
bzw. der Belegschaft auf 208 
Std. monatlich / 48 Std. wö­
chentlich ausgedehnt werden; 
die maximale tägliche Arbeits­
zeit beträgt 10 Stunden.

Die Arbeitszeit kann täglich 
um bis zu drei Stunden unter­
brochen werden, die Essens­
pause von 1 Stunde darf mit 
dieser Pause nicht zusammen­
gelegt werden. Pro Woche ist 

Lohnniveau im Gastgewerbe

ein freier Tag vereinbart. Zu­
sätzlich sind für 1981 zwei, für 
1983 drei und für 1983 vier 
weitere freie Tage pro Monat 
vereinbart.
Mehrarbeit / Nachtarbeit (§5). 
Als Mehrarbeit gilt nur die 
über die tarifliche Arbeitszeit 
1t. § 4 (173 bzw. 40 Std) hin­
ausgehende Arbeitszeit; sie 
wird mit einem Zuschlag von 
33/2% entlohnt.

Als Nachtarbeit gilt nur die 
dritte achtstündige Schicht von 
22.00 Uhr bis 06.00 Uhr, der 
Nachtarbeitszuschlag beträgt 
10%.
Lohnzahlung (§ 7). Werden 
Beschäftigte nach Bedie­
nungsgeldsystem entlohnt, so 
beträgt das Bedienungsgeld 
mindestens 11% des Waren- 
bzw. Zimmerpreises.
Feiertagsarbeit (§ 8). Der Fei­
ertagszuschlag beträgt 100%. 
Sonntage und auf Sonntage 
fallende Feiertage gelten nicht 
als Feiertage.
Urlaub (§ 12). Gestaffelt nach 
Lebensalter beträgt der Ur­
laub: bis 24 Jahre 20 Werkta­
ge, ab 25 Jahre 22 Tage, ab 30 
Jahre 24 Tage, ab 35 Jahre 27 
Tage und ab 40 Jahre 30 Tage. 
Damit wird eine an die Be­
triebszugehörigkeit gebundene 
Urlaubsregelung abgelöst. Der 
Urlaubsanspruch beginnt nach 
vierwöchentlicher Tätigkeit. 
Als zusätzliches Urlaubsgeld 
wird gezahlt in 1980 10 DM 
pro Tag, in 1981 11 DM und 
1982 12 DM pro Tag; für Aus­
zubildende 9 DM pro Tag.

Es ergibt sich eine durch­
schnittliche Betriebsgröße von 
4,2 Beschäftigten. Mehr als die 
Hälfte aller Unternehmen die­
ser Branche beschäftigen weni­
ger als drei Personen, fast 2/3 al­
ler Beschäftigten finden sich in 
Betrieben mit weniger als zehn 
Beschäftigten. Im Vergleich zu 
1968 (1968 und 1979 hat das 
Statistische Bundesamt „Han­
dels- und Gaststättenzählun­
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gen“ durchgeführt) ergibt sich 
ein langsamer Konzentrations­
prozeß. Zwar ist der Anteil 
von Beschäftigten in diesen 
Betrieben mit mehr als zehn 
von 33 auf 37 Prozent gestie­
gen, die Anzahl von Unterneh­
men mit ein oder zwei Beschäf­
tigten hat sich aber anderer­
seits nicht nur absolut, son­
dern auch relativ vermehrt.

Zu dieser starken Zersplitte­
rung der Lohnabhängigen im 
Gastgewerbe tritt die hohe 
Fluktuation hinzu. Eine deut­
liche Abwanderungstendenz 
ist erkennbar. Knapp 50% der 
Beschäftigten sind unter 30 
Jahre alt. Trotz positiver Mit­
gliederentwicklung erreicht die 
Gewerkschaft NGG mit ca. 
250000 Mitgliedern nur einen 
Organisationsgrad von etwa 
17%, der im Bereich des Gast­
gewerbes noch niedriger liegt. 
Quellenhinweis: Statistisches Jahrbuch der 
BRD, verseh. Jahrgänge. ,,Kürzere Arbeits­
zeit. bessere Entlohnung, menschengerechte 
Arbeitsplätze*• hrsg. von der NGG 1981.

Zum 1.7.1982 sind für das 
Gastgewerbe Niedersachsen 
zwischen der NGG und dem 
Niedersächsischen Hotel- und 
Gaststättenverband folgende 
neue Löhne vereinbart wor­
den:

Leitende Führungskräfte: Ver­
gütungsgruppe I: mindestens 
DM 2257 (Abteilungsleiter, 
Küchenchef u.ä.).

Beschäftigte mit abgeschlosse­
ner Berufsausbildung und/ 
oder besonderen Funktionen: 
VG II: DM 1976 (Chefportier, 
Oberkellner u.ä.). VG III: DM 
1862 (Bäcker, Buchhalter, 
Einkäufer u.ä.). VG IV: DM 
1747 (Kellner, Koch, Tages­
portier).

Beschäftigte mit abgeschlosse­
ner Berufsausbildung und An­
gelernte: VG V: 1524 (Büro­
personal, Telefonistin u.ä.). 
VG VI: DM 1 357 (Nachtpor­

tier, Zimmermädchen, Zapfer 
u.a.).

Hilfskräfte VG VII: DM 1230 
DM (Garderobenpersonal, 
Küchenhilfe u.a.) Ausbil­
dungsvergütungen: im 1. bis 3. 
Jahr: 475, 500 und 535 DM. 
Die Lohnerhöhung betrug 
nach 6-monatigem tariflosen 
Zustand 4%, in der VG VII 
5,1%, bei gleichzeitiger Ver­
kürzung der Arbeitszeit auf 40 
Std./Woche. Das niedrige
Lohnniveau wird in manchen 
Berufen vertuscht durch das 
Bedienungsgeldsystem bzw. 
durch Trinkgelder, die bis zu 
einem Drittel des Einkommens 
ausmachen können. Oft genug 
ist das Bedienungsgeldsystem 
jedoch nichts als ein Diszipli­
nierungsinstrument, macht es 
doch die Lohnhöhe abhängig 
von der Zuteilung bestimmter 
Schichten oder bestimmter Zo­
nen (z.B. Fensterzonen) in Re­
staurants.
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Internationale Nachrichten

Kampuchea: Koali­
tionsregierung gebildet 
Am 22.6. unterzeichneten No- 
rodom Sihanöuk, früher 
Staatsoberhaupt von Kampu­
chea, Khieu Samphan, Mini­
sterpräsident des Demokrati­
schen Kampuchea und Führer 
der 400000 Mann starken Ro­
ten Khmer, und Son Sann, 
Führer der kleinen KPNLF- 
Befreiungsfront, ein Doku­
ment über die Bildung einer 
Koalitionsregierung des Demo­
kratischen Kampuchea. Ihre 
Hauptaufgabe ist die Mobili­
sierung aller Kräfte für die Be­
freiung Kampucheas von der 
vietnamesisch-,n Aggression. 
Wichtige Regierungsentschei­
dungen bedürfen des Konsen­
ses der drei Parteien. Jede Par­
tei behält ihre organisatorische 
Selbständigkeit, die Freiheit 
der Aktion und hat das Recht, 
ihr gewährte Hilfe zu empfan­
gen und zu verteilen. Das soll 
sichern, das jede Organisation 
weiterkämpfen kann, wenn die 
Koalitionsregierung handlungs­
unfähig ist. In diesem Fall 
wird die bisherige Regierung 
unter Khieu Samphan wieder 
die einzig legitime Regierung 
Kampucheas. Die Koalition ist 
ein Erfolg der KP Kampuche­
as, die seit der vietnamesischen 
Invasion 78/79 darauf hinge-

Italien: Generalstreik! 500000 demonstrieren

Wenn die italienischen Kapita­
listen gemeint hatten, sie 
könnten die Gewerkschaften 
mit der Kündigung des Tarifs 
über die Inflationszuschläge zu 
Paaren treiben, dann haben sie 
sich gründlich getäuscht. Die 
Lohnabhängigen haben am 25. 
Juni mit einem Generalstreik, 
dem ersten ganztägigen seit 
1969, geantwortet. Die Beteili­
gung am Streik, zu dem die

28

Marokko: Gefängnis 
für CDT-Funktionär

Der marokkanische Gewerk­
schaftsbund meldet, daß Dr. 
Bouzoubäa, Mitglied des Exe­
kutivkomitees der CDT, zu ei­
nem Jahr Gefängnis verurteilt 
worden ist. Der Herzspezialist 
wurde verhaftet, als er im Auf­
trag der CDT eine illegale in­
ternationale Pressekonferenz 
in Rabat durchführte, um die 
Vorgänge am 1. Mai bekannt­
zumachen. Als die Polizei die 
Konferenz auflösen wollte, 
weigerte sich Bouzoubäa, den 
Anweisungen der Polizei zu 
folgen, und setzte seinen Be­
richt darüber fort, wie es der 
CDT gelungen war, trotz Ver­
bot an den Maidemonstratio­

arbeitet hatte. Sie wird v.a. die 
internationale Position des De­
mokratischen Kampuchea 
stärken und im Inneren dem 
Befreiungskampf noch mehr 
Rückhalt schaffen.

USA: Streik bei 
General Electric

Am 22.6. streikten bei General 
Electric in vier Fabriken 11 000 
Arbeiter. Sie protestierten da­
gegen, daß die Kapitalisten bis­
her keinen Vorschlag in den 

drei Gew'erkschaftsbünde ge­
meinsam aufgerufen hatten, 
lag zwischen 80 und 100% und 
damit erheblich höher als bei 
den Streiks der letzten Mona­
te. Eine halbe Million demon­
strierte in Rom.

Mit der Kündigung der In- 
flationszuschläge will der In­
dustriellenverband die Ge­
werkschaften zu einer ,»Glo­
baleinigung“ über Lohnsen­

nen teilzunehmen und in eini­
gen Orten selbst Demonstra­
tionen zu organisieren. — 
Nach wie vor sind über 30 
Funktionäre der CDT ohne or­
dentliche Anklage und Verur-

Tarifverhandlungen, die am 4. 
Mai begannen, gemacht ha­
ben. Am 27.6. läuft der Tarif­
vertrag für die 101000 Ge­
werkschaftsmitglieder aus. Zu­
gleich führt die Gewerkschaft 
Verhandlungen über mehr als 
100 örtliche Tarifverträge. Die 
Verträge bei GE bestimmen 
die Bedingungen in dem übri­
gen Teil dieser Industrie. Die 
Gewerkschaft fordert u.a. eine 
höhere Inflationsanpassung 
und deutliche prozentuale 
Lohnerhöhungen.

kung pressen und den anste­
henden Tarifverhandlungen 
ausweichen. Rücknahme der 
Kündigung und sofortige Ver­
handlungen über die Tariffor­
derungen der Einzelgewerk­
schaften waren die Hauptfor­
derungen des Generalstreiks. 
Und Änderung der Wirtschafts­
politik der Regierung, die den 
Boden für den Frontalangriff 
der Kapitalisten bereitet hat. 
Mit einem ,»Sparprogramm“ 
will die Regierung - vor allem 
die Christdemokraten - den 
Kapitalisten weitere Schützen­
hilfe leisten: Erhöhung der 
Mehrwertsteuer ohne Aus­
gleich der zusätzlichen Teue­
rung bei den Löhnen; Rück­
nahme der gerade erst zuge­
standenen Lohnsteuerreform, 
die die Progressionsschraube 
freilich nur ein kleines Stück 
zurückgedreht hätte. Der Ar­
beitgeberverband der Staatsbe­
triebe droht, die Inflationszu­
schläge ebenfalls zu kündigen. 
Das bürgerliche Lager rottet 
sich um das private Monopol­
kapital zusammen. Die Ge­
werkschaftsbewegung hat mit 
dem Generalstreik zur einheit­
lichen Aktion zurückgefunden. 

teilung inhaftiert, die im Juni 
vergangenen Jahres festge­
nommen wurden. Insgesamt 
wird ihnen vorgeworfen, daß 
sie zum Generalstreik gegen 
die drastischen Preiserhöhun­
gen, die die Regierung vorge­
nommen hatte, aufgerufen 
hätten. Die marokkanische 
Regierung setzte Truppen ge­
gen die Streikenden ein und 
verhängte nach den Auseinan­
dersetzungen ein Betätigungs­
verbot für den CDT und die 
USdFP (sozialistische Partei). 
Das Verbot gegen die USdFP 
ist mittlerweile aufgehoben, 
das Betätigungsverbot für die 
CDT besteht nach wie vor. Die 
USdFP griff das Urteil an und 
fordert die Wiederherstellung 
des Koalitionsrechts.

Streikbewegung in 
Griechenland

Seit dem 27. Mai streiken die 
griechischen Bankangestellten, 
die Beschäftigten im öffentli­
chen Busverkehr führen 
Schwerpunktstreiks durch, die 
Bordingenieure der staatlichen 
Fluggesellschaft ebenfalls. Die 
jeweiligen Gewerkschaften 
fordern Lohnerhöhungen zwi­
schen 35 und 50%. Sie begrün­
den ihre Forderung damit, daß 
die Steigerung der Lebenshal­
tungskosten erheblich höher 
sei als die offiziell angegebene 
Inflationsrate von 22%. Die 
Regierung, die an der von den 
Obristen eingeführten staatli­
chen Zwangsschlichtung fest­
hält und bisher jedes Nachge­
ben ablehnt, gerät zunehmend 
unter Druck. Durch den Streik 
der Bankangestellten können 
in zahlreichen Betrieben die 
Löhne nicht ausgezahlt wer­
den, der Gewerkschaftsbund 
CGCL hat alle Branchen zur 
Unterstützung aufgerufen. 
Am 26.6 trat der Finanzmini­
ster, der der Schlichtungskom­
mission vorsitzt, zurück.

Portugal: Regierung 
beschließt Lohnstopp

Die Regierung Balsemao hat 
am 20. Juni einen sechsmona­
tigen Lohn- und Preisstopp 
verhängt. Mit dem Lohnstopp 
will sie die zahlreichen Streiks 
der Arbeiter für eine Anpas­
sung der Löhne an die Infla­
tion unterbinden. Der Preis­
stopp dient der Regierung le­
diglich als Vorwand für die 
Durchsetzung der Lohnsen­
kung: Am 22.6. beschloß sie 
drastische Preiserhöhungen 
für Benzin und Diesel.



Frankreich
Nach Abwertung Lohn- und Preisstopp 
Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik?
Als die französische Regierung am 18. 
April dieses Jahres eine 10%ige Redu­
zierung der Gewerbesteuer und das 
vorläufige Einfrieren der Sozialversi­
cherungsbeiträge der Kapitalisten be­
schloß, geschah dies mit dem Ziel, 
„den Aufschwung mittels Konsum 
durch den Aufschwung mittels Investi­
tionen abzulösen.“ (s.a. Pol. Ber. 10, 
S. 8) Wir hatten das damals als Aus­
druck einer Verschiebung der politi­
schen Kräfteverhältnisse zugunsten der 
Kapitalisten bewertet. Daß diese sich 
mit den gewährten Erleichterungen 
begnügen würden, stand nicht zu er­
warten. Bald qualifizierte dann auch 
der Vorsitzende des Kapitalistenver­
bandes, Gattaz, die „Steuererleichte­
rungen als durchaus ungenügend“ und 
erklärte scheinheilig: „Wir können nur 
investieren, wenn die Bedingungen 
(auch die psychologischen) gegeben 
sind.“ Dann kam er zur Sache: Weite­
re Reduzierung der Belastungen der 
Unternehmen sei nötig, v.a. sollten die 
in der Beratung befindlichen Gesetze 
über die Ausweitung der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsrechte im Betrieb zu­
rückgezogen werden.

Am 13.6. wurde der Franc im Rah­
men des EWS um 10% gegenüber der 
Mark abgewertet, und Gattaz gab sicht­
lich zufrieden zu Protokoll, daß „kein 
Land sich gegenwärtig der in der Welt 
angewandten Antiinflationspolitik ent­
gegenstellen kann.“ Ginge die Regie­
rung auf die bekannten Forderungen 
ein, könnten die Unternehmer viel­
leicht wieder ihrer patriotischen Pflicht 
nachkommen und investieren.

Mit der Abwertung kam die Regie­
rung auf dem Währungssektor einer 
Entwicklung nach, die sich faktisch 
schon in den Monaten zuvor über Ver­
luste von Weltmarktanteilen, stark ne­
gative Handelsbilanz und Kapitalab­
fluß durchgesetzt hatte: der Ver­
schlechterung der Konkurrenzfähigkeit 
französischen Kapitals. Wirtschaftsmi­
nister Delors griff in der Parlamentsde­
batte vom 24.6. als Hauptschuldigen 
den US-Imperialismus an, „den die 
Sorgen ihrer Verbündeten kalt lassen 
und der sich über seine Verpflichtun­
gen hinwegsetzt.“ Den französischen 
Kapitalisten kommt der Druck der im­
perialistischen Konkurrenz sicherlich 
nicht ungelegen, nützt er ihnen doch 
bei ihrer Obstruktionspolitik gegen die 
Linksregierung, die als einzige in den 
imperialistischen Staaten versucht hat­
te, über die Erhöhung der Massen­
kaufkraft das Wirtschaftswachstum zu 
entfalten. Und nützt er ihnen somit 

auch bei der Verfolgung des Ziels, die 
unzweifelhaften Kampferfolge der 
Lohnabhängigen zunichte zu machen 
und über die erneute Steigerung der 
Ausbeutung Profite und Konkurrenz­
fähigkeit zu erhöhen.

Anlaß zu Hoffnung kann ihnen da­
bei bedingt der Beschluß des Minister­
rats vom 22.6. geben, der u.a. die Be­

Nach den Erfolgen bei Renault und Citroen stehen die Talbot-Arbeiter seit vier 
Wochen im Streik für 400 FF und die Durchsetzung der Gewerkschaftsfreiheit.

grenzung des Haushaltsdefizits 83 auf 
3% = 120Mrd. FF und einen gesetzli­
chen Stopp von Löhnen und Gehältern 
für vier Monate bis zum 31.10. bein­
haltet. (Der Mindestlohn SMIC soll 
wie vorgesehen erhöht werden.) 
Gleichzeitig sieht dieser Plan jedoch 
auch die Blockierung der Preise (außer 
lanwirtschaftlichen Erzeugerpreisen 
und Öl), der Mieten sowie eine Divi­
dendenbeschränkung vor. Ausdrück­
lich bestätigte Ministerpräsident Mau­
roy die schnellstmögliche Umsetzung 
der Gesetzesvorlage über Arbeiter- und 
Gewerkschaftsrechte.

Entsprechend der Zwiespältigkeit 
dieses Beschlusses trägt das französi­
sche Finanzkapital nach außen völlige 
Ablehnung zur Schau. Oppositionsfüh­
rer Chirac (RPR) verdammte den Preis­
stopp als „absurd und gefährlich“ und 
startete zusammen mit Giscards Partei 
UDF einen Mißtrauensantrag, in dessen 
Begründung er sich dann noch zum Ver­
teidiger der „Kaufkraft der Franzosen“ 
und der Tarifvertragsfreiheit auf­
schwang. Intern wird der Kurs dahinge­
hend abgesteckt, den Lohnstopp zu lo­
ben, die Erpressungstaktik mit Investi­
tionszurückhaltung u.a. beizubehalten 
und auf erheblich längerfristige Lohn­
senkung zu drängen.

Der Mißtrauensantrag wurde am 28. 
6. abgelehnt. Lohn-und Preisstopp sind 
damit beschlossen, obwohl sich die 
PCF und alle Gewerkschaften gegen 
das Maßnahmepaket in der vorliegen­
den Form ausgesprochen und beson­
ders scharf die Aufhebung der Tarifver­
träge für vier Monate kritisiert hatten. 
Der neue CGT-Generalsekretär Kra- 
sucki sprach von einem „wirtschaftli­
chen Irrtum und politischen Fehler“, 
die CFDT beharrte darauf, alle Lohn­
abhängigen bis 6000 FF vom Lohn­
stopp auszunehmen. Gewerkschafts­
führer wie PCF suchen jedoch ange­
sichts der massiven Attacken der Kapi­
talisten die offene Konfrontation mit 

der Regierung zu vermeiden. Gleichzei­
tig haben sie aber ihre Entschlossenheit 
bekundet, für die Erhaltung der Kauf­
kraft, bzw. ihre Erhöhung bei den Nied­
riglöhnern zu kämpfen. Gibt die Re­
gierung nach dem 31.10. den Kapitali­
stenforderungen nach, wird der Zusam­
menprall unvermeidlich.
Quellenhinweis: l’Humanite. le Monde. Liberation. Syn- 
dicalisme. verschiedene Ausgaben.

Niederlande
Erneute Lohnsenkungen 
durch die Regierung

Nur wenige Wochen ist es her, daß die 
niederländischen Lohnabhängigen mit 
hartnäckigen Streiks und Protestde­
monstrationen den Versuch von Kapi­
talisten und Regierung zum Scheitern 
brachten, die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, vor zehn Jahren müh­
sam gegen die Kapitalisten errungen, 
wieder zu beseitigen.

Die Antwort der Kapitalisten ließ 
nicht lange auf sich warten. Seit dem 
12. Mai sind die Sozialisten, die den er­
folglosen Regierungsangriff auf die 
Lohnfortzahlung mitgetragen hatten, 



aus der Regierung hinausgeworfen. 
Stattdessen amtiert jetzt bis zu den 
vorgezogenen Parlamentswahlen am 8. 
September eine Regierung aus Christ­
demokraten und der ,,linksliberalen“ 
VVD mit Unterstützung kleinerer rech­
ter Parteien im Parlament.

Gleich als erste Maßnahme beschloß 
das Parlament Anfang Juni eine weite­
re Kürzung der Beamtengehälter um 
1%. Zusammen mit schon vorher in 
Kraft getretenen Gehaltskürzungen be­
deutet das für die Beamten in diesem 
Jahr eine Reallohnsenkung um 3%.

Vorletzte Woche beschloß das Par­
lament weitere Maßnahmen „zur Ein­
dämmung des Staatsdefizits“ und zur 
„Senkung der Lohnkosten der Betrie­
be“. Ab 1.7. werden die Lohn- und 
Einkommenssteuer um 1% erhöht. 
Faktisch steigt damit die Steuerbela­
stung in den unteren Lohngruppen 
überproportional. Zusätzlich beschloß 
das Parlament, die halbjährliche 
„Preiskompensation“ der Löhne, d.h. 
die nominale Anhebung der Tariflöhne 
um die Inflationsrate, auf 2,46% ab 1. 
Juli zu begrenzen. Bei einer Inflation 
von 6,8% bedeuten diese Maßnahmen 
zusammen mit den schon zum Jahres­
anfang in Kraft getretenen Kürzungen 
des Urlausbsgeldes und der damaligen 
„Preiskompensation“ eine Lohnsen­
kung für die unteren Lohngruppen von
- regierungsamtlich - 2,3%, in den 
oberen Lohngruppen von 5%.

Damit hofft die Regierung, den 
Druck auf die Lohnabhängigen so ver­
stärken zu können, daß ihr nach den 
Parlamentswahlen der große Schlag ge­
lingt: Die ersatzlose Aufhebung jeder 
Inflationsanpassung der Löhne, wo­
durch die schon in den letzten Jahren 
erreichte Senkung des Lohnstandards 
der niederländischen Lohnabhängigen 
in einen - „beschäftigungsfördern­
den“, wie die Kapitalisten behaupten
- freien Fall übergehen würde.

Quellenhinweis: De Volkskrant. 23.6.; Handelsblatt 9.6.. 
14.6., 23.6. und 24.6.82.

USA
Stahlkonzerne: „Neuen 
Tarif, Löhne runter!“

Am 18.6.82 stimmten die örtlichen 
Vorsitzenden der United Steelworkers 
Union mit 263 zu 79 Stimmen dafür, 
„Diskussionen zu beginnen“ mit den 
Stahlkapitalisten, die Zugeständnisse 
bei den Löhnen und den Versiche­
rungszahlungen gefordert hatten. Für 
270000 Stahlarbeiter gilt der Tarif­
grundvertrag, den die USW mit den 
acht größten Stahlkonzernen abge­
schlossen hat, bis zum 1. August 1983. 
100000 aus kleineren Firmen arbeiten 
unter den gleichen Tarifbedingungen. 
Zum 1. August 1982, dem Beginn des 

dritten Tarifjahres, ist eine Lohnerhö­
hung zwischen 15 und 47 Cents die 
Stunde vereinbart, weitere acht Cents 
die Stunde mehr an Zuschlägen für die 
Berufseinstufungen sowie die folgen­
den drei Vierteljahre drei Inflationsan­
passungen.

Die Stahlkapitalisten haben seit Mit­
te 1981 105000 Arbeiter entlassen. Die 
Kapazitätsauslastung sank in der vor­
letzten Woche auf 39,6%, ein Jahr zu­
vor waren es noch um die 80%. Letztes 
Jahr ließen die Stahlkapitalisten 87

1000 Stahlarbeiter demonstrierten Mit­
te April in Washington gegen die 
Schließung von zwei McLout- 
Betrieben.

Mio. t Stahl produzieren, nach ihren 
Schätzungen dieses Jahr etwa 70 Mio. 
t. Der US-lmport an Stahl ist im letz­
ten Jahr auf über 20% des Marktes ge­
stiegen. Mit diesen Bedingungen mach­
ten die Kapitalisten Druck gegen den 
bestehenden Tarifvertrag und verlan­
gen die Streichung der vereinbarten Er­
höhungen ab dem 1. August und daß 
der Vertrag durch einen neuen ersetzt 
wird.

Eines der wichtigen Ziele der Stahl­
kapitalisten ist, den Stahlarbeiterlohn, 
der über dem Durchschnitt der ande­
ren Industriearbeiterlöhne liegt, min­
destens auf dieses Durchschnittsniveau 
herunterzudrücken. Bethlehem Steel, 
der zweitgrößte Stahlkonzern, erklär­
te: Die Stahllöhne seien 25 bis 30% hö­
her als in der anderen Industrie, „die 
Löhne müssen wieder auf die Reihe ge­
bracht werden.“ Das fordern die ande­
ren Stahlkapitalisten ebenfalls dring­
lich, um so das Lohnniveau insgesamt 
herabdrücken zu können. Die General 
Motors-Kapitalisten, die im April ge­
gen die Automobilarbeitergewerk­
schaft UAW Lohnzugeständnisse 
durchsetzen konnten: „Wenn wir die 
Löhne angreifen, dann sollten die 
Stahlhersteller das auch, die Stahllöh­
ne sind höher als bei GM.“

Da es den Kapitalisten gelungen ist, 
die Gewerkschaft dazu zu bringen, mit 
ihnen zusammen Klage gegen ausländi­

sche Stahlkonzerne zu erheben wegen 
unlauteren Wettbewerbs und so die 
Gewerkschaft in den Konkurrenz­
kampf der Kapitalisten zu verwickeln, 
wird es der Gewerkschaft schwer fal­
len, dem Druck der Kapitalisten zu wi­
derstehen. Denn gerade mit dem Argu­
ment, die US-Stahlkonzerne könnten 
wachsenden Stahlimport wegen der 
hohen Löhne nicht verhindern, wollen 
diese die Löhne herabdrücken.

Für die 27 000 gewerkschaftlich nicht 
organisierten Angestellten hat U.S. 
Steel letzte Woche verfügt, daß die In­
flationsanpassungen gestrichen wer­
den.
Quellenhinweis: Wall Street Journal, 7., 8., 21.6.82; Busi­
ness Week 31.5.82; AFL-CIO News, 1.5.82

Kanada
Nickelarbeiter 
im Streik
Die 10000 Arbeiter bei Inco (Interna­
tional Nickel Corporation) in Sudbury, 
Kanada, stehen seit 1. Juni im Streik. 
Sie fordern die Übernahme des Tarif­
vertrages, den ihre Kollegen in Thomp- 
son in einem dreimonatigen Streik letz­
tes Jahr erkämpft haben. Die Inco-Ka- 
pitalisten behaupten, mittlerweile habe 
sich die Wirtschaftslage so verschlech­
tert, daß eine Übernahme des Vertrags 
nicht möglich sei. Sie bieten keinerlei 
Erhöhung des Grundlohns, weshalb 
die Stahlarbeitergewerkschaft, die die 
Arbeiter bei Inco vertritt, von einem 
„Nichts-Angebot“ spricht. Die bisher 
geltende Inflationsgleitklausel soll le­
diglich weitergelten, einzige Änderung 
soll die Erhöhung der Betriebsrenten 
um 25% sein sowie die Erhöhung der 
Differenz zwischen den Lohngruppen 
um 4 Cent je Stunde. In einer Urab­
stimmung Ende Mai haben die Arbei­
ter von Inco Sudbury dieses Angebot 
mit großer Mehrheit abgelehnt. Der 
Tarifvertrag bei dem zweitgrößten ka­
nadischen Nickelkapital, Falconbrid- 
ge, läuft am 21. August aus; die Ver­
handlungen haben begonnen.

Inco sind die größten Nickelkapitali­
sten der Welt. Die Vorkommen in Sud­
bury werden seit fast hundert Jahren 
ausgebeutet; ferner sind sie engagiert 
in Thompson (Kanada) und in Indone­
sien. Vor Streikbeginn haben sie An­
stalten getroffen, ihre Produktion in 
diesen Zweigwerken zu erhöhen, um 
den Streik in Sudbury zu schwächen. 
Zwei Wochen nach Streikbeginn be­
haupten sie frech, das Werk in Sudbu­
ry sowieso bis September schließen zu 
wollen, Streik oder nicht Streik, weil 
die Nachfrage auf dem Weltmarkt ge­
ring und die Lager voll seien.

Die Arbeiter von Sudbury sind 
streikerfahren; den letzten Tarifvertrag 
haben sie erst nach einem über acht­
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monatigen Streik 1978/79 durchsetzen 
können; der gegenwärtige Arbeits­
kampf ist ihr vierter in dreizehn Jah­
ren. Die Arbeiter in den kanadischen 
Rohstoffindustrien haben eine relativ 
starke Stellung wegen der großen Be­
deutung dieser Rohstoffe für den 
Weltmarkt. Andererseits ist die ideolo­
gische Erpressung mit Arbeitslosigkeit 
auch in Kanada deutlich spürbar. Ge­
rade haben die 5000 Papierarbeiter 
von Abitibi-Price den Streikvorschlag 
ihrer Gewerkschaft mehrheitlich abge­
lehnt und ein Angebot von 22% Lohn­
erhöhung über zwei Jahre angenom­
men. Das reicht nicht aus gegenüber ei­
ner Inflationsrate, die im Januar ge­
genüber dem Vorjahr bei 12% lag. Der 
Durchschnittswochenlohn in Kanada 
lag im Januar 1981 bei 339,32 kan. 
Dollar, im Januar 1982 bei 374,39 kan. 
Dollar (etwa 700 DM). Ein Ausgleich 
gegenüber der durchschnittlichen In­
flationsrate von 12% hätte eine Erhö­
hung auf 380 Dollar bedeutet.

Wegen der großen Vorräte der Kapi­
talisten an Nickel wird der Incostreik 
lange gehen müssen, wenn er erfolg­
reich sein soll. Bisher hält es Inco nicht 
für nötig, überhaupt zu verhandeln. 
88000 Tonnen Nickel will Inco 1982 in 
Sudbury fördern.
Quellenhinweis: Wall Street Journal, Financial Times.

Nigeria
Regierung schränkte Im 
porte drastisch ein

Die Regierung Nigerias mußte Mitte 
Juni umfassende Importbeschränkun­
gen in Kraft treten lassen. 90 Prozent 
der Exporterlöse Nigerias stammen aus 
dem Verkauf von Erdöl. Die Regie­
rung hat erklärt, daß sie den Fünf- 
Jahr-Plan von 1981 bis 1985 jetzt geän­
dert hat, er beruhte auf der Vorrausset­
zung, daß der Erdölexport eine Pro­
duktionsmenge von 2 Millionen Barrel 
pro Tag betrug. Nigerias Ölexport ist 
von den Imperalisten auf ein Drittel 
der Menge von 1980 herabgedrückt 
worden. Die Importe betrugen 1980 
9,66 Mrd. Naira (1980: 1 Naira = 3,42 
DM); die Exporte 14,08 Mrd. Naira. 
Bei Drittelung der Ölmenge bei gesenk­
tem Preis können die Importe nicht ge­
zahlt werden.

Nigeria ist auf den Import u.a. von 
Lebensmitteln notwendig angewiesen. 
Die Inflationsrate ist, auch darüber, 
1981 auf 28,4% gestiegen. Seit dem 23. 
Juni streiken die Hafenarbeiter Nige­
rias und fordern 15% Lohnerhöhung, 
die von der Regierung im August 1980 
zugesagt worden war.

Die staatliche britische Erdölgesell­
schaft hatte im letzten Jahr die Preise 
für ihr Nordseeöl um vier Dollar auf 35 

Dollar pro Barrel gesenkt, um so 
Druck auf Nigeria zu machen, das den 
Preis für sein in der Qualität vergleich­
bares Öl auf 40 Dollar festgelegt hatte. 
Nigeria war gezwungen worden, eine 
Preissenkung auf 36 Dollar durchzu­
führen.

Die imperialistischen Ölkonzerne, 
die in Nigeria das Öl fördern und dann 
an sich selbst Weiterverkäufen, senkten 
gleichzeitig ihre Förder- und Abnah­
memengen. Hatten die acht Ölkonzer­
ne, an denen der nigerianische Staat 
Anteile hält, 1980 noch insgesamt 2,05 
Mio. Barrel pro Tag fördern lassen, 
senkten sie die Ölmenge 1981 auf 1,46 
Mio. Im Februar 82 waren die auslän­
dischen Reserven Nigerias, mit denen 
es die notwendigen Importe zahlen 
muß, auf 2,8 Mrd. Naira gefallen, ge­
genüber mehr als 9 Mrd. Naira im Fe­
bruar 1981. Das Handelsdefizit Nige­
rias betrug zu diesem Zeitpunkt mo­
natlich 600 Mio. Dollar. Damals hatte 
die Regierung schon einen zweimonati-

Lagerhalle für Dosen-Lebensmittel im
Hafen von Lagos
gen Stopp für Importkredite und Im­
portbeschränkungen erlassen.

Als im März die OPEC-Staaten be­
schlossen, den Preis bei 34 $ pro Barrel 
zu halten und eine Obergrenze für die 
Produktionsmenge festlegten, versuch­
ten die Imperialisten durch eine scharfe 
Produktionsrücknahme in Nigeria die­
ses aus den OPEC-Staaten herauszu­
brechen: Von einem Tag auf den ande­
ren senkten sie die Fördermenge von 
1,2 Mio. auf 630000 Barrel pro Tag. 
Mit diesem Angriff auf Nigeria wollten 
sie den OPEC-Preis insgesamt treffen 
und ihn auf diesem Weg herabdrük- 
ken. Bisher ist den Imperialisten das 
Herausbrechen Nigerias nicht gelun­
gen, das den Preis bei 35,50 Dollar 
hält. Am 9. Juli beraten die OPEC- 
Staaten über eine Erhöhung der För­
dermenge.
Quellenhinweis: New African, Juni 1982; Financial Times 
2.11.81

Philippinen
Streik gegen Arbeits­
gesetz vorbereitet

Gegen das kürzlich verabschiedete 
neue Arbeitsgesetz bereitet die Kilusan 
Mayo Uno, 1. Mai-Bewegung, einen 
landesweiten Generalstreik vor. Die 1. 
Mai-Bewegung erwartet, daß eine Mil­
lion der zwei Millionen gewerkschaft­
lich organisierten Arbeiter sich daran 
beteiligen. Mit dem neuen Arbeitsge­
setz verhängt die Marcos-Regierung 
verschärfte Strafen gegen Streikpo­
sten, die gegen Streikbruch vorgehen 
oder die Auslieferung behindern. Au­
ßerdem hat die Regierung das Recht 
auf Zwangsschlichtung und verbietet 
Streiks, die die ,,nationalen Inter­
essen“ verletzen, z.B. in Bereichen 
wie: öffentlicher Dienst, Energie, Ban­
ken, Krankenhäuser und Exportindu­
strien, insbesondere in bestimmten 
,,Exportindustriezonen“, in denen die 
Imperialisten steuerfrei nach Belieben 
über Ein- und Ausfuhr bestimmen.

Das Gesetz richtet sich gegen die 
wachsende Streikbewegung. Die Zahl 
der Streiks in den ersten vier Monaten 
des Jahres ist so hoch wie im gesamten 
vergangenen Jahr, 260 Streiks. In die­
sen vier Monaten wurde 3,4 Mio. Ar­
beiterstunden gestreikt statt 1,8 Mio. 
1981. Die Amerikanische Handelskam­
mer in Manila, Organ der US-Kapitali- 
sten, die die Regierungspolitik bestim­
men, bezeichnete die Streiks als 
,,Warnsignal“. Als vor kurzem die Po­
lizei 53 Streikposten vor einer Firma in 
der Bataan-Exportzone angriff, streik­
ten 8000 Arbeiter in der Exportzone zu 
ihrer Unterstützung. Anklagen gegen 
die Streikenden mußte die Regierung 
fallenlassen, daraufhin beendeten die 
8000 ihren Streik.

Die Gewerkschaft greift an, daß seit 
1980, dem Jahr, bevor das achteinhalb 
Jahre andauernde Kriegsrecht aufge­
hoben wurde, keine Lohnerhöhung 
und kein Inflationsausgleich durch die 
Regierung durchgeführt wurde. Die In­
flation betrug 1980 20% und 1981 etwa 
11%. Durch ihre Kampfmaßnahmen 
konnte die Gewerkschaft Lohnerhö­
hungen erzwingen und ihre Mitglieder­
zahl steigern. Ihren Plan, daß außer­
halb Manilas die Kapitalisten unter 
dem Minimumlohn zahlen dürfen, 
mußte die Regierung zurückstellen.

Die Marcos-Regierung steht unter 
dem ebenfalls zunehmenden Druck der 
nationalen Befreiungskräfte. Die Na­
tionale Demokratische Front führt eine 
Kampagne durch, alle fortschrittlichen 
Kräfte unter ihrem 10-Punkte-Pro- 
gramm zu vereinigen, das den bewaff­
neten Kampf befürwortet.
Quellenhinweis: Far Eastern Econoinic Review 2? 4.. 
7.5.82; Wall Street Journal 10.6.82
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Lateinamerika
Wirtschaftliche Zusammenarbeit — Frei­
handel nutzt vor allem den Imperialisten
Eher hämisch als besorgt kommentier­
ten die westeuropäischen Imperialisten 
die Anstrengungen lateinamerikani­
scher Staaten, den EG-Sanktionen ge­
gen Argentinien durch Verstärkung der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit ent­
gegenzutreten. Das,,Handelsblatt“ re­
sümiert: „Nach dem Schock dieser 
Wochen, der dem Subkontinent ge­
zeigt hat, daß er in einer Grenzsitua­
tion allein bleibt, festigt sich natürlich 
die lateinamerikanische Solidarität. 
Aller Rhetorik und allen Umarmungen 
zwischen Havanna und Buenos Aires 
zum Trotz gibt es hier allerdings nicht 
viel zu verfestigen.“ Trotz der Maß­
nahmen, die die verschiedenen Län­
dern Mittel- und Südamerikas in den 
vergangenen 20 Jahren getroffen ha­
ben, ist die Abhängigkeit von den US-, 
westeuropäischen und japanischen Im­
perialisten kaum gemildert. Ca. 70% 
der Aus- und Einfuhren handeln la­
teinamerikanische Staaten mit den im­
perialistischen Mächten. Nach wie vor 
ist Lateinamerika hauptsächlich Roh­
stoffproduzent und -lieferant für die 
Imperialisten.

Zu den Hauptausfuhrgütem zählen 
neben Eisen und Rohöl bei einigen 
Staaten landwirtschaftliche Produkte, 
vorwiegend Erzeugnisse von Monokul­
turen wie Kaffee, Zucker, Bananen. 
Einzig Brasilien, Paraguay und Mexi­
ko exportieren Industriefertigwaren in 
nennenswertem Umfang. Obwohl die 
meisten südamerikanischen Länder 
schon im frühen 19. Jahrhundert ihre 
Unabhängigkeit von der kolonialen 
Herrschaft erkämpften, hat kaum ein 
Volk die wirtschaftliche Unabhängig­
keit erreichen können. In allen Staaten 
des südlichen Amerika kämpfen die 
Arbeiter und Bauern seit langem gegen 
die Ausplünderung und Ausbeutung 
des Landes durch die imperialistischen 
Monopole. Schon 1903 setzten die In­
dianer und Bauern Venezuelas die er­
sten Enteignungen gegen ausländische 
Plantagenbesitzer durch, u.a. durch 
die Intervention des Deutschen Reiches 
errichteten die Kolonialmächte eine 
Diktatur, die die Enteignungen wieder 
rückgängig machte. Mit der Ent­
deckung der zahlreichen Bodenschätze 
ergriffen vor allem US-amerikanische 
und westeuropäische Kapitalisten die 
Gelegenheit, sich durch Kapitalexport 
den Zugriff auf diese Reichtümer zu si­
chern. Die Einrichtung großer land­
wirtschaftlicher Monokulturen durch 
ausländische Kapitalgesellschaften war 
ein weiterer Schritt in der Auspowe­

rung der Arbeitskräfte und der Natur­
reichtümer der Länder. Die imperiali­
stische Erschließung des Kontinents 
führte zu vollständig ungleichmäßiger 
Entwicklung. Straßen oder Bahnlinien 
wurden nur dort gebaut, wo der Ab­
transport der Erze, des Kaffees oder 
der Bananen in den nächsten Hafen ge­
währleistet werden mußte. So gibt es in 
den Andenstaaten keine Eisenbahnli­
nie, die von Norden nach Süden die ge­
samte Küste verbindet. Die wenigen 
Bahnlinien führen ostwärts in die An­
den und enden in den Minengebieten.

Die revolutionären Kämpfe der Ar­
beiter und Bauern, die in verschiede­
nen Ländern zum Erfolg führen und 
die Nationalisierung des imperialisti­
schen Eigentums durchsetzen, werden

Außenhandel der lateinamerikanischen
Staaten (in Mio. $)

Quelle: Statistical Yearbook of the United Nations 1979

Exporte
nach:

1970 1979
%abs. % abs.

EG
USA 
Lateinam. 
ALALC 
Sonstige 
Gesamt

4571
5810
3035
1355
4292

17708

25,9 15062 18,1
32,8 30535 36,7
17.1 16884 20,3
(7,7) 8732 (10,5)
24.2 20687 24,9 
100,0 83168 100,0

Importe
aus:

1970 
abs. %

1979
abs. %

EG
USA 
Lateinam. 
ALALC 
Sonstige 
Gesamt

4425 23,8 17263 17,8 
6477 34,8 28457 29,3 
3935 16,3 16884 17,4 
2409 (12,9) 1427 (14,5) 
4685 25,1 34435 35,5 
18622 100,0 97039 100,0

blutig unterdrückt. Argentinien 1956, 
Brasilien 1964, Chile 1973 - das sind 
nur Beispiele für die von ausländischen 
Imperialisten betriebenen Putsche, mit 
denen sie jeweils die Forderung nach 
Reprivatisierung des enteigneten Besit­
zes verbanden und teilweise durchset­
zen konnten. Seit 1945 gibt es kaum 
ein Land Lateinamerikas, in dem nicht 
die US- und die westeuropäischen Im­
perialisten durch direkte und indirekte 
Intervention den Erhalt ihrer Beute ge­
sichert haben.

Sie erhöhten ihre Investitionen nach 
dem 2. Weltkrieg beträchtlich. Das 
US-Kapital in Lateinmerika stieg zwi­
schen 1945 und 1970 um das Fünffache 
auf ca. 15 Mrd. $. Die Investitionen 
konzentrieren sich auf wenige Staaten. 
71% der gesamten Auslandsinvestitio­

nen gehen nach Argentinien, Brasilien 
und Mexiko, sie werden nicht mehr 
nur in der Grundstoff- und Nahrungs­
mittelproduktion getätigt. Zunehmend 
eröffnen auch Industriekapitalisten 
Fabriken. Nahezu die gesamte chemi­
sche Produktion, die Automobilpro­
duktion, die Textilfabriken sind bis 
heute in der Hand ausländischer Kon­
zerne. Spätestens seit Ende der 50er 
Jahre treten sowohl die EG- wie auch 
die US-Imperialisten für die Errich­
tung von regionalen Wirtschaftszu­
sammenschlüssen ein, um den Zugriff 
auf den gesamten lateinamerikani­
schen Markt zu erhalten und die von 
ihnen diktierten Produktionsstruktu­
ren zu befestigen. 1969 klagt die Deut­
sche Bank über „das protektionisti­
sche Denken“ der einzelnen Staaten, 
„das nach wie vor eine Importsubsti­
tutionspolitik anstrebt, an Stelle eines 
verstärkten Regionalhandels und einer 
regionalen Arbeitsteilung.“ Von der 
Einrichtung von Freihandelszonen in 
Lateinamerika erhoffen die Imperiali­
sten eine Ausweitung ihres Einflusses.

Straßenbau in Bolivien. Die Staaten 
des Andenpaktes beschlossen einen In­
vestitionsplan, mit dem sowohl eine 
durchgehende Nord-Süd-Verbindung 
geschaffen werden soll, wie auch die 
Ost-West-Verbindungen zu durchge­
henden Straßen ausgebaut werden.

Begeistert berichtet die Deutsche 
Bank über den Zusammenschluß der 
mittelamerikanischen Staaten MCCA: 
,,... der bisher erfolgreichste Versuch 
von Entwickungsländern, ... ihr wirt­
schaftliches Niveau zu heben ... Seit 
der Gründung ... ist das Gebiet an 
sich und auf Grund der Steuer- und 
Importerleichterungen für Investoren 
zunehmend attraktiver geworden.“

Von der 1960 gegründeten „Asocia- 
ciön Latinoamericana de Libre Comer- 
cio“ (ALALC), der Argentinien, Chi­
le, Brasilien, Bolivien, Ecuador, Ko­
lumbien, Mexiko, Paraguay, Peru, Ur­
uguay und Venezuela angehörten, pro­
fitierten vor allem die Kapitalexporteu­
re. Unter anderem wurden die Zölle 
und Importbeschränkungen für Auto­
mobile, die es in den meisten Ländern 
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gab, aufgehoben, dierAutomobilkon- 
zeme konnten ihre Exporte in Latein­
amerika beträchtlich aus weiten. Vor­
teile brachte der ALALC vor allem für 
die entwickelteren Länder. Argenti­
nien, Brasilien und Mexiko steigerten 
ihre Exporte in die ALALC bis 1968 
um 192% auf 593 Mio. $, sie hielten 
75% der Exporte in der Freihandelszo­
ne. Die Abhängigkeit von Rohstoffex­
porten wurde für die anderen Länder 
kaum gemildert, da der ALALC keine 
gemeinsamen Außenzölle gegen die In­
dustrieprodukte aus anderen Ländern 
erhob, waren die Industrien der jewei­
ligen Staaten nun noch schärferem 
Konkurrenzdruck durch Importe aus­
gesetzt.

Der Vertrag über die ALALC wur­
den nicht verlängert, 1980 beschlossen 
alle beteiligten Staaten ein neues Ab­
kommen über die Bildung der ,,Aso- 
ciacion Latinamericano de Integrati­
on“ (ALADI), in dem sie den Schwer­
punkt auf die Förderung von gemein­
samen Entwicklungsprojekten, wie die 
Verkehrserschließung und den land­
wirtschaftlichen Investbau legen. 1975 
gründeten 23 Staaten Lateinamerikas 
die „Sistema Economista Latinameri­
cano“ (SELA), die unter anderem 
Kommissionen für die Kontrolle der 
Rohstoffpreise für Kupfer, Zinn, Ei­
senerz, Bauxit, Kaffee, Bananen und 
Holz gebildet hat. Der von Chile, Boli­
vien, Ecuador, Kolumbien und Peru 
gegründete Andenpakt, dem Venezue­
la 1973 beitrat, beschloß einheitliche 
Maßnahmen gegen ausländische Inve­
stitionen: Der Anteil ausländischen 
Kapitals ist beschränkt, die Gewinn­
ausfuhr begrenzt, Produkte ausländi­
scher Unternehmen unterliegen beson­
deren Steuern, in Venezuela und Peru 
müssen ausländische Unternehmen zu­
sätzliche Abgaben in die Sozialversi­
cherungen zahlen. 1976 trat die chileni­
sche Militärjunta aus dem Pakt aus, 
weil diese Bestimmungen nicht zurück­
genommen wurden. Ein Schwerpunkt 
der gemeinsamen Entwicklungsprojek­
te der Andenpaktstaaten ist der Aus­
bau des Verkehrsnetzes und die Errich­
tung einer eigenen Automobilproduk­
tion.

Sowohl Andenpakt als auch SELA 
waren fähig, Argentinien Unterstüt­
zung gegen die Folgen der EG-Sanktio­
nen anzubieten. Die SELA richtete ei­
ne Sondergruppe zur Beschaffung in­
dustrieller Güter in Lateinamerika ein, 
die die europäischen Imperialisten 
nicht mehr lieferten. Der Andenpakt 
führte Sonderverhandlungen mit Ar­
gentinien über die Auslieferung von 
Lebensmitteln, die für Westeuropa be­
stimmt waren.
Quellenhinweis: Handelsblatt v. 21.6.82; Deutsche Über­
seeische Bank, Wirtschaftsbericht Lateinamerika, Jhrg. 
1969, 1977, 1978, 1979, 1980; W. P. Bundy (Hrsg.), Two 
hundred Years of American Foreign Policy, New York 
1977; Andean Group, hrsg. European Mission by Minister 
of Industry, Tourism and Integration of Peru, Juni 1982

Imperialistische Konzerne verschärfen Druck 
auf bananenexportierende Länder
Die lateinamerikanischen Länder ge­
hören zu den Hauptexporteuren von 
Bananen. Ein Teil dieser Länder, 
nämlich Honduras, Costa Rica, Ko­
lumbien, Guatemala und Panama 
haben sich 1974 zur ,,Union bana­
nenexportierender Länder“ zusam­
mengeschlossen. 1977 war ihr Anteil 
am Weltexport über 50%. Nicht an­
geschlossen haben sich bisher andere 
lateinamerikanische Länder wie 
Ecuador oder auch afrikanische oder 
asiatische Länder. Eins der Ziele der 
UPEB war eine einheitliche Export­
steuer von ca. 1 $ je Kiste Bananen. 
Die Erhöhung der Exportsteuern 
führte zum ,,Bananenkrieg“ zwi­
schen UPEB und den imperialisti­
schen Konzernen, der United Fruit 
Co., der Standard Fruit Co. und der 
Del Monte Inc. Einer dieser Konzer­
ne reagierte mit der Vernichtung von 
154000 Kisten Bananen wöchentlich, 
und das über zwei Monate.

Diese drei großen Konzerne domi­
nieren nicht nur den Bananentran­
sport, den sie mit eigenen Schiffen 
durchfühen (sie verschiffen und han­
deln 99% der Bananen der Welt), 
sondern sie sind auch die größten 
Großgrundbesitzer in den Ländern 
der UPEB. Einer oder mehrere dieser 
Konzern besitzen zwischen 53 und 
76% der Ländereien, auf denen in 
Costa Rica, Guatemala, Honduras 
und Panama Bananen angebaut wer­
den. Das übt einen großen Druck auf 
die Wirtschaften dieser Länder aus. 
Die Monokulturen können nicht 
oder nur sehr schwer abgebaut wer­
den, denn die Konzerne bewirtschaf­
ten das Land allein für den Export 
und sind in der Lage, die kleinen 
Bauern niederzukonkurrieren. Die 
Regierungen der UPEB haben Maß­
nahmen dagegen ergriffen: Costa Ri­
ca kaufte 1977 der ,,United Fruit“ 
ca. 400000 ha Land ab und verteilte 
es an die landlosen Bauern. Die Re­
gierung von Honduras gründete 1975 
die staatliche Bananenvereinigung 
Cohbana, die inzwischen 14% der 
Exporte des Landes durchführt. Die 
kleinen Bauern liefern an die Cohba­
na, die die Bananen dann vertreibt. 
Der Anteil am Export ist verhältnis­
mäßig niedrig, aber Cohbana ver­
sorgt auch die eigene Bevölkerung 
mit Bananen. Und die Produktion 
nimmt rasch zu, von 1976 900000 Ki­
sten auf 1979 6,3 Mio. Kisten Bana­
nen jährlich. 1977 gründete die 
UPEB die Marktkooperation Co- 
munbana, die die Teilnahme der Mit­
gliedstaaten am Handel ermöglichen 

sollte und den zusammengeschlosse­
nen Ländern neue Märkte erschlie­
ßen sollte. So ist heute die UPEB der 
Hauptlieferant von Bananen nach 
Jugoslawien.

Für die nächsten Jahre zeichnet 
sich auf dem Weltmarkt ein steigen­
des Bananenangebot und eine sin­
kende Nachfrage ab. Für die bana­
nenexportierenden Länder bedeutet 
das sinkende Preise und damit ver­
schärfte Konkurrenz untereinander. 
Vertreter der US-Konzerne bringen 
in die Debatte, daß die Krise nur mit

Bananenverladung in der Dominika­
nischen Republik

verstärkter Konkurrenz beantwortet 
werden kann. Sie befürworten die 
Lösung von strukturellen Proble­
men, nämlich die Beseitigung von 
kleinen Bananenplantagen zugunsten 
der großen, nur so könne der Export 
gesteigert werden. Für die Bananen 
exportierenden Länder würde das die 
Beseitigung der bisher erreichten 
Fortschritte bedeuten und die end­
gültige Festlegung von Monokultu­
ren in den Händen der imperialisti­
schen Konzerne.

Gespräche über ein internationales 
Bananenabkommen zwischen den ex­
portierenden Ländern haben bisher 
noch kein Ergebnis gehabt. Aber die 
FAO, Unter Organisation der UNO, 
drängt auf Absprache der exportie­
renden Länder, um die Bananenprei­
se zu stabilisieren. Und aus dem all­
gemeinen Fonds der UNCTAD sind 
den betroffenen Ländern Gelder be­
willigt worden, die die Forschung 
und Entwicklung in der Bananenpro­
duktion verbessern helfen sollen.
Quellenhinweis: FAO News release 42/82; Latin Ameri­
ca Commodities Report 6.2.81 und 17.7.81; Financial 
Times 18.4.80
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„Die tollkühne Hexe in ihrem fliegenden Bett”
Situationskomik, Anspielungen auf Bekanntes, 
technische Tricks - so wird der Krieg gemütlich
England 1940: Die Londoner 
Waisenkinder werden aufs 
Land evakuiert, um sie vor den 
Angriffen der deutschen Luft­
waffe zu schützen. Die drei 
Geschwister Charlie, Carrie 
und Paul werden einem ältli­
chen Fräulein in einem kleinen 
Dorf an der Südküste zuge­
teilt. Frl. Price erklärt sofort, 
daß sie mit Kindern nichts an­
fangen kann. Die Dame lebt 
allein in einem ehemaligen 
Bauernhaus vom Erbe ihres 
Vaters, einem Offizier. Die 
Kinder sind wütend, weder ge­
fällt ihnen der gouvernanten­
hafte Umgangston der Haus­
herrin noch die Öde des Land­
lebens.

Doch die Dame entpuppt 
sich als Schülerin der Londo­
ner Fernuniversität für Hexe­
rei, die schon einiges - wenn 
auch unvollkommen - hexen 
kann. Als der Fernkurs aus an­
geblichen Kriegsgründen vor 
der letzten Lektion abgebro­
chen wird, machen sich die 
Kinder und Frl. Price im flie­
genden Bett auf die Reise nach 
London. Dort entlarven die 
Kinder den Hexenprofessor als 
billigen Jahrmarktzauberer, 
der den Kurs abgebrochen hat, 
weil ihm der letzte Teil eines al­
ten Buches fehlt, dem er die 
Lektionen entnommen hat.

Schließlich suchen alle fünf 
in Londons Trödelmärkten 
den verschwundenen Zauber­
spruch. Sie kommen ihm auf 
die Spur und fliegen zusam­
men zu einer Fabelinsel, auf 
der nur Tiere leben, regiert von 
einem König, dem Löwen. Der 
trägt den gesuchten Spruch um 

den Hals und sucht gerade ei­
nen Freiwilligen als Schieds­
richter für ein Fußballspiel der 
Tiere. Der Trickmagier meldet 
sich, und es gelingt ihm, dem 
König während des Spiels den 
Spruch zu entreißen.

Zurück in England, be­
schließen die Kinder, die bei­
den Erwachsenen als ihre El­
tern zu betrachten. Der Ma­
gier flieht erschreckt zum 
Bahnhof. Gleichzeitig landet 
ein deutscher Sabotagetrupp 
an der Küste, besetzt das Haus 
der braven Hexe und schließt 
die Kinder und die Hexe in der 
Burg ein. Der Magier bemerkt 
die Truppen, verwandelt sich 
in ein Kaninchen und eilt den 
Eingeschlossenen zur Hilfe. 
Den Fünfen zusammen gelingt 
es, das Rüstungs- und Waffen­
arsenal, das in der Burg einge­
schlossen ist, in Bewegung zu 
hexen. Gegen dieses Geister­
heer sind die Maschinenge­
wehrsalven der deutschen Sol­
daten wirkungslos, völlig er­
schreckt flieht der Sabotage­
trupp, nicht ohne vorher die 
Schuppen mit allen Hexenun­
terlagen in die Luft zu spren­
gen. Zum Schluß ist keiner 
verletzt, die Hexerei hat ein 
Ende, die Fünf verstehen sich 
blendend - fast eine richtige 
Familie -, und das Kriegsmi­
nisterium ist ratlos.

Der Film verbreitet die süßli­
che Geschichte, in der jeder 
seine kleineren oder auch grö­
ßeren Fehler hat, mit einer Un­
zahl von zum Teil karikieren­
den Anspielungen auf bekann­
te Kindergeschichten, Mär­
chen und Sagen. Die Hexe i 

kann nicht richtig auf dem Be­
senstiel reiten, ihre Versuche, 
Menschen in Kröten zu ver­
wandeln, enden regelmäßig 
mit weißrosa Kaninchen, das 
Ritterheer, das den Feind ins 
Meer jagt usw. usf.

Mit dem dauernden Wechsel 
der Filmtechnik werden natu­
ralistische Szenen und Mär­
chen voneinander abgesetzt. 
Die Szenen auf dem Land und 
in London sind realistisch ge­
dreht, die Hexereiszenen ge­
mischt aus realistischem Zei­
chentrick mit Farbverfrem­
dungseffekten und natürlichen 
Personen und Inventar. Die 
Szenen auf der Fabelinsel sind 
gemischt: Die Schauspieler be­
wegen sich in einer üblichen 
Disney-Zeichentrick-Pflanzen- 
und Tierwelt. Das Ritterheer 
schließlich kommt in Trickauf­
nahmen dahergeritten, in de­
nen die lebendigen Inhalte der 
Rüstungen wegretuschiert 
sind.

Es mag das technisch auf­
wendige Verfahren sein, das 
den Verleih bewogen hat, den 
1971 von der Walt Disney Cor­
poration produzierten Film 
jetzt erneut in die Kinos zu 
bringen. Die Bemühungen, ihn 
zum Kassenschlager zu ma­
chen, sind erheblich: Ange­
kündigt worden ist er unter 
dem irreführenden Motto 
„Zur Weltmeisterschaft, das 
verrückteste Fußballspiel der 
Welt im Kino“ und mit einem 
Titel, der an ganz andere Filme 
anknüpft - der englische Ori­
ginaltitel ist prosaisch: „Bett­
knöpfe und Besenstiele“.

Kinderkrimi: phanta­
stisch, nicht spießig 

„Die drei ??? und der seltsame 
Wecker“ heißt einer von 
Hitchcocks Kinderkrimis. Drei 
Jungen haben einen Detektiv­
club gegründet. Sie finden einen 
alten Wecker, der schreit, an­
statt zu klingeln. Bei der Lö­
sung des Rätsels stoßen sie auf 
die Familie Smith. Vater Smith 
sitzt im Gefängnis, er hat an­
geblich wertvolle Bilder ge­
stohlen. Untermieter der Fa­
milie war der inzwischen ver­
schwundene Clock, der be­
rühmt wurde, -weil er seine 
Schreie für Kriminalgeschich­
ten im Rundfunk verkaufte. 
Clocks Zimmer ist voller Uh­
ren, denen statt’der Klingel ein 
Schrei ins Uhrwerk eingebaut 
wurde. Als die Polizei in der 
Smith-Wohnung gestohlene 
Bilder findet und Herrn Smith 
ins Gefängnis steckt, ver­
schwindet Clock, der in Wirk­
lichkeit der Bilderdieb ist, ins 
Ausland. Bevor er stirbt, ar­
beitet er einen Plan aus, wie 
Vater Smith rehabilitiert wer­
den kann. Wenn alle Uhren in 
seinem Zimmer gleichzeitig 
schreien, zerbricht der Spiegel, 
und weitere gestohlene Bilder 
kommen zum Vorschein. Im 
Wettlauf mit einer Räuberban­
de, die hinter den gestohlenen 
Bildern her ist, lösen die drei 
das Rätsel. Vater Smith wird 
aus dem Gefängnis entlassen, 
und einer der Räuber kann 
sich dem Zugriff der Polizei 
entziehen. Die Geschichte ist 
phantastisch, regt aber zum 
Knobeln an. Vor allem ist die 
Handlung nicht spießig: 
Clock, der geschickte Verbre­
cher, darf bewundert werden, 
er ist nicht das Böse in Person.
Alfred Hitchcock: Die drei ??? und der seltsa­
me Wecker, dtv junior 7193, 4.80 DM

SF: Widerstand ge­
gen „Teenager-Kult“

Wer über 20 ist, wird „aus 
dem Himmel geworfen“. Der 
Himmel ist die Herrschaft der 
Teenager, der perfektionierte 
SS-Staat. Die Hölle ist das Le­
ben der über 55-jährigen, der 
„Gerries“: „Die meisten der 
hier Vegetierenden waren nicht 
mehr als lebende Skelette . .. 
Zerfetzte Hemden und zer­
lumpte Kleider bedeckten 
stark eingefallene Brustkörbe, 
knochige Arme und aufge­
blähte Bäuche.“ Eine Be­
schreibung des Gerry- 
Schicksals in ihrem Sektor, 
stets vom Aufgreifen durch 
„Eutha-Kommandos“ be­
droht. Die Lebensphilosophie 
der herrschenden Teenager:
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„Laß die sich um sich selbst 
kümmern, die dazu in der La­
ge sind. Die anderen, die es 
nicht können, sollen vernichtet 
werden.“

Jedoch - und dies be­
stimmt die Handlung des Bu­
ches - unter den Gerries for­
miert sich der Widerstand, or­
ganisiert durch die Alte-Leute- 
Armee, kurz ALA, deren Tä­
tigkeit von der Verbesserung 
der Verpflegung bis zur be­
waffneten Gegenwehr reicht. 
Ein Geheimpolizist, der die 
ALA infiltrieren soll, wechselt 
zu ihr über. Damit liefert er 
unfreiwillig die Spur für den 
ersten Vernichtungsschlag ge­
gen die ALA. Der Hauptteil 
der ALA entkommt aus dem 
illegalen Lager und begibt sich 
in 15 Bussen auf eine dramati­
sche und opfervolle Flucht 
Richtung Kanada.

Reichhaltige Anspielungen: 
Züge der „Teenager-Herr­
schaft“ verbinden sich unwill­
kürlich mit den „Skinheads“ 
etwa; Neid, Mißgunst, Brutali­
tät unter den Teenagern deu­
ten auf Verhaltensweisen, die 
die Fäulnis imperialistischer 
Herrschaft unter den Herr­
schenden produziert - Solida-. 
rität, Uneigennützigkeit und 
ein unpersönlicher Heroismus 
auf Seiten der ALA spiegeln 
die Bestrebungen der Unter­
drückten wieder. Die Flucht 
nach Norden enthält eine ge­
wisse Ironie zur Treck-Roman­
tik der „Befreiung“ des ameri­
kanischen Kontinents. Der 
Autor läßt Sympathie für den 
Kampf gegen diese Herrschaft 
in den USA entstehen. Die 
Schilderung entscheidet sich 
schließlich für die humanisti­
sche Überzeugung: „Ich glau­
be, daß die Menschen sich ihr 
eigenes Schicksal formen.“
Gary K. Wolf, Aktion Gnadenlod, Bastei- 
Lübbe, 5,80 DM

„Aber es waren 
schöne Zeiten“

Hans Dieter Baroth bezeichnet 
sein Buch „Aber es waren 
schöne Zeiten“ als Roman. 
Tatsächlich schildert er zwar 
seine Kindheit und Jugend in 
Oer-Erkenschwik im Kreis 
Recklinghausen, doch es ist 
wirklich nicht einfach eine Au­
tobiografie: „Biografien han­
deln von einzelnen Menschen. 
Es ist darauf zurückzuführen, 
daß diejenigen, die Bücher ma­
chen, und diejenigen, die Bü­
cher lesen, aus einer Klasse 
kommen, in der der einzelne 
Mensch heroisiert wird ... Ich 
hatte auch nicht die Absicht, 
eine Biografie zu verfassen, ich 
wollte über meine Klasse 
schreiben und über eine Zeit. 
Eine Zeit, die nach Begriffen

wie Währungsreform, Wirt­
schaftswunder und Adenauer- 
Ära historisch katalogisiert 
wird.“

1937 wird Baroth als zweiter 
Sohn einer Bergarbeiterfamilie 
geboren. Er wächst auf in der 
Zweizimmerwohnung seiner 
Eltern, bestehend aus Wohn­
küche und Schlafzimmer, in 
einer der Zechensiedlungen, 
die den Bergwerksgesellschaf­
ten gehören und wie sie überall 
im Ruhrgebiet zu finden sind. 
1944 - wegen körperlicher 
Schwäche ein. Jahr später - 
wird er eingeschult. Das Ende 
des Hitler-Regimes bleibt ihm 
vor allem als Schulwechsel und 
Fortfall des Hitler-Grußes in 
Erinnerung: Die katholische 
Grundschule führt stattdessen 
das Morgengebet ein, „Maul 
halten“ bleibt weiter Lernziel. 
1951 Tod des Vaters mit 46 
Jahren, Folge der Arbeit als 
Bergmann: „Mit der Biografie 
meines Vaters kann man nicht 
mehr hinterlassen als eine Uhr 
und Sprüche über die eigene 
Ohnmacht, und die soziale 
Ohnmacht selbst.“ Die Fami­
lie ist auf jeden Pfennig ange­
wiesen, Baroth wird ein Jahr 
früher ausgeschult und beginnt 
eine Lehre auf der nahen Ze­
che. Dort ist der Lehrlingslohn 
am höchsten, aber auch, wenn 
das nicht wäre, anderes gibt es 
praktisch nicht. Nach drei Jah­
ren Lehre, in der eigentlich 
nichts gelernt wurde als hart zu 
arbeiten, Arbeit unter Tage. 
Die politische Entwicklung 
bleibt in Erinnerung über die 
Währungsreform, den ersten 
Streik auf der Zeche seit lan­
gem, gegen Angriffe der Koh­
lekapitalisten auf die Montan­
mitbestimmung, und schließ­
lich über die Fußballweltmei­
sterschaft 1954: Der Sieg der 
bundesdeutschen National­
mannschaft wird vom Ge­
schichtslehrer behandelt als 
Beweis wiedergewonnener 
deutscher Größe: „Deutsch­
land, Deutschland über alles“.

Die Schilderung endet mit 
der Kündigung auf der Zeche, 
nach dem tödlichen Arbeitsun­
fall eines guten Freundes. Ba­
roth hat später als Gewerk­
schaftssekretär und kurze Zeit 
als Chefredakteur der DGB- 
Jugendzeitschrift „ran“ gear­
beitet. Sein Buch, das kürzlich 
in einer bezahlbaren Taschen­
buchausgabe erschien, ist 
nützlich gerade gegen die idyl­
lische Verklärung des Lebens 
der Bergarbeiter in der Nach­
kriegszeit und beschreibt ihre 
Ansichten. Der Roman ist be­
wußt gegen das Vorurteil 
„Aber es waren schöne 
Zeiten“ geschrieben.
Hans Dieter Baroth: Aber es waren schöne 
Zeiten, dtv 1748, München 1982, 9,80 DM

Heimatvertriebene
„Es lebe unsere sudetendeutsche 
Heimat“ (Neubauer)
Die Sudetendeutsche Landsmannschaft, mit ca. 250000 Mitglie­
dern der größte der Heimatvertriebenen-Verbände, hat ihr 
Pfingsttreffen in Nürnberg unter das von der CSU inspirierte 
Motto: „Frieden in Freiheit“ gestellt. Strauß forderte eine euro­
päische Friedensordnung, die unter dem Leitsatz stehen muß, daß 
„Frieden und Freiheit zwei untrennbare Begriffe sind. Sie müssen 
gewährt werden, jedoch darf nicht das Unrecht europäischer Völ­
ker festgeschrieben werden.“ Er forderte auf zu einer 
„Umkehr“, sprich aggressiven chauvinistischen Politik gegen die 
UdSSR, weil „Europa dabei ist, seiner moralischen Berufung un­
treu zu werden“. Das Ergebnis dieser Untreue sei eine politische 
Ordnung, „über die das Leichentuch der pax sovietica (sowjeti­
scher Friede) gebreitet ist“.

Der neue Sudetensprecher Franz Neubauer machte deutlich, 
daß die Lösung der „deutschen Frage sowie die Verwirklichung 
des Volksgruppenrechts der Sudetendeutschen nur mit dem Auf­
bau einer dauerhaften Friedensordnung in Europa und in der 
Welt“ zu erreichen sei. Die imperialistische Vormachtrolle der 
BRD wurde propagiert, und an der Kenntlichmachung der „ge­
samteuropäischen Verantwortung“ der Sudetendeutschen Lands­
mannschaft war den Rednern sehr gelegen. Dies mit dem Hin­
weis, sich überall für „Gerechtigkeit“ einzusetzen - so auch der 
staatliche Schirmherr der Sudetendeutschen, der bayerische Ar­
beitsminister Pirkl - nach dem Motto: Wem Unrecht widerfah­
ren ist, der kann sich umso eher als Vertreter von Gerechtigkeit, 
die in der Expansion ihre Erfüllung findet, legitimieren.

Die Sudetendeutsche Landsmannschaft hat niemals die nach 
internationalem Recht im Potsdamer Abkommen 1945 festgelegte 
Umsiedlung der Sudetendeutschen anerkannt. Nach wie vor be­
trachtet die Landsmannschaft das Münchener Abkommen von 
1939 als gültig, wonach das Sudetenland an das Gebiet des Drit­
ten Reiches angegliedert wurde. Wer anders als die Sudetendeut­
schen soll daher mehr berechtigt sein, im Namen des Friedens Re­
vanchismus und die Revision bestehender Grenzen zu bekunden. 
„Kurzum“, so Pirkl, „Frieden heißt die Anerkennung der Würde 
des Menschen und des Rechts der Volksgruppen“.

Keineswegs geht es dabei nur um die Einlösung der „politi­
schen und moralischen Verpflichtung“. Ausdrücklich erneuerte 
die Bundesversammlung der Sudetendeutschen ihr Bekenntnis 
zum Brief von 1979 des bisherigen Sprechers Walter Becher, 
CSU-MdB, an den Präsidenten der CSSR, in dem Becher unver­
schämt schreibt: „Sie sollen wissen, daß wir auf Heller und Pfen­
nig Entschädigung für den entgangenen Gewinn verlangen, der 
uns aus dem Raub ... eines Nationalvermögens entsteht, das 
nach dem heutigen Verrechnungswert den Betrag von 130 Milliar­
den DM erreicht. Wir werden hierfür ebenso Rechenschaft ver­
langen .. . “

Zum propagandistischen Vehikel ihrer reaktionären Zielsetzun­
gen machen sich die Sudetendeutschen die Kämpfe der Völker der 
Dritten Welt: „In einer Zeit, die zahlreichen Völkern und Volks­
gruppen zu Recht Entkolonialisierung und Freiheit im Sinne des 
Selbstbestimmungsrechts brachte, dürfen weder das deutsche 
Volk noch Teile unseres Volkes von dieser Entwicklung ausge­
schlossen werden. Wenn die Vereinten Nationen . .. den Palästi­
nensern die Rückkehr in ihre Heimat .. . zugestehen, so muß man 
den 3,5 Millionen Sudetendeutschen das gleiche Recht einräu­
men.“ (Neubauer) Tatsächlich unterscheidet der Sudetendeut­
sche Rat nach Aussage seines Funktionärs, Professor Prinz 
(München), nach Kategorien wie „Nationalismus als aufbauen­
des und als zerstörendes Element“. Demnach tituliert er die 
Kämpfe der Dritten Welt als „wilde ethnische Kämpfe, die man 
mit großer Sorge betrachten muß“.

CSU und Bayerische Staatsregierung haben ihren maßgebli­
chen Einfluß in der Landsmannschaft weiter ausgebaut. Zum 
neuen Sprecher wurde der Innenstaatssekretär Neubauer bestellt, 
zum neuen Bundesvorsitzenden der Sudetendeutschen Lands­
mannschaft der Ministerialdirektor Kudlich aus dem Hause Pirkl; 
Vorsitzender der Sudetendeutschen Stiftung ist der CSU-MdB 
Wittmann. Kudlich soll sich vor allem mit „Verbandsfragen“ be­
fassen. Hintergrund ist die Tatsache, daß immer mehr die „Erleb­
nisgeneration“ vor allem aus dem Funktionärskörper aus Alters­
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gründen ausscheidet. Weil die Landsmannschaft in ihrer Bedeu­
tung für die Bourgeoisie erhalten und ausgebaut werden soll, soll 
die neue Vorstandschaft das Ziel anstreben, „die unbeirrbare hei­
mattreue Erlebnisgeneration durch eine mutige Bekenntnisgene­
ration abzulösen.“ (Pirkl) Das politische und finanzielle Engage­
ment der Staatsregierung ist beachtlich, verfolgt man einige Sta­
tionen: 1954 Erklärung der Schirmherrschaft für die Sudeten­
deutschen, 1962 Schirmherrschaftsurkunde mit weitgehenden 
rechtlichen Verpflichtungen für die Sudetendeutsche Lands­
mannschaft, 1970 Schenkung des „Hauses des Deutschen 
Ostens“ in München, Gesetz zur Errichtung der „Sudetendeut­
schen Stiftung“, 1974 Beschluß zur „angemessenen Förderung“ 
der Errichtung eines Sudetendeutschen Zentrums in München. In 
diesem Zentrum sollen das Collegium Carolinum (Forschungs­
stelle für die böhmischen Länder), das sudetendeutsche Archiv 
und verschiedene Arbeitsgemeinschaften zusammengefaßt wer­
den. Das Projekt ist auf über 10 Mio. DM veranschlagt; die 
Staatsregierung hat 1982 eine Beteiligung von 6,3 Mio. DM zuge­
sagt.
Quellenhinwcis: div. Redemanuskripte; W. Becher, Reden zum Sudetendcutschen Tag 
1968- 1979, München 1979; Sudctendeutschcr Rat (Hrsg.), Mitteleuropäische Quellen und Doku­
mente, Bd. 17, München 1980.

Prof. Peter Brückner
Kritik der Reaktion und der nie­
dersächsischen Staatsphilosophie

lm April dieses Jahres starb im Alter von 59 Jahren Peter Brück­
ner. Brückner, Professor für Psychologie, war ein Drittel seiner 
Dienstzeit als Hochschullehrer vom Dienst ausgeschlossen. Zuerst 
wegen Verdachts der Unterstützung der Roten-Armee-Fraktion, 
weil er Ulrike Meinhof beherbergt hatte, dann wegen staatsfeind­
licher Äußerungen und fehlender Mäßigung als Beamter.

Brückner hatte lediglich seine Kritik am Vormarsch der Reak­
tion aufrecht erhalten, als diese ihre Gangart verschärfte. Daß 
gleichzeitig ein namhafter Teil der sog. Hochschullehrerlinken 
aufgefordert und unaufgefordert Schwüre auf die Verfassung 
und Absagegelöbnisse an den Gedanken einer Veränderung der 
herrschenden Verhältnisse ablegte, hat der Reaktion erheblich er­
leichtert, überhaupt einen „Fall Brückner“ herauszupräparieren.

1977 hatte Peter Brückner mit anderen Hochschullehrern den 
„Mescalero-Nachruf“ auf Buback nachveröffentlicht. Der Nach­
ruf war ein „innerer Monolog“ eines „Stadtindianers“, der bei­
läufig das Wort von der „klammheimlichen Freude“ fallen ließ, 
aber nur um sich dann darüber auszulassen, warum Gewalt für 
ihn nichts sei. In Sachen Gewalt gab es also gar nichts zum Di­
stanzieren, wie Brückner von Anfang an und später auch das Ge­
richt feststellte. Vorher aber hatten sich schon alle Unterzeichner 
distanziert, außer Brückner, gegen den gleich ein Disziplinarver­
fahren eingeleitet wurde. Brückners niedersächsische Mitunter­
zeichner taten dazu den Pestei-Schwur (1).

Als dann auch noch Schleyer abhanden kam, da gelobten 177 
Hochschullehrer am 17.9.1977 in der Frankfurter Rundschau, 
unaufgefordert und mittels einer Anzeige, daß sie sich von jetzt 
ab immer mit solchen „auseinandersetzen“ wollten, die „die 
Notwendigkeit auch gewaltsamer gesellschaftlicher Veränderun­
gen nicht ausschließen“. Sie verkündeten auch, sie wollten von 
nun an immer den „Bestrebungen“ nach „klammheimlicher 
Freude“ und der „erschreckenden Gleichgültigkeit“ bei Anläs­
sen, wie sie 1977 öfters vorkamen, „entgegenwirken“. Und wo? 
„Unter den Studenten”, die sie ausbildungsmäßig bearbeiteten.

Entgegen der dringlichen Aufforderung der „Welt“ vom 9. Ju­
li 1977 und auch vieler anderer: „Distanzieren sie sich, oder gehen 
Sie“, sah Brückner zu beidem keine Veranlassung. Vielmehr be­
harrte er auf einigen Tatsachen des Kapitalismus und der bürger­
lichen Gesellschaft:

„Ihr Gewallmonopol haben die modernen Staaten historisch errungen, 
indem sie feudale, lokale, private Gewaltförmigkeit beseitigt haben, also 
gewaltförmig.“ (2)

„Das heißt also, das alte Spiel, wer hat angefangen, ist hier sehr ein­
fach zu beantworten. Ich meine, der erste Terrorismus, dem die Protest­
bewegung begegnete, war ein Terrorismus des Staates und seiner Admini­
stration, seiner Exekutive, ich glaube, da ist kein Zweifel.“

Und gegen die Freigabe der Roten-Armee-Fraktion zur physi­
schen Liquidierung durch die Propaganda ihrer außer jeder Ver­

fassung und westdeutschen Gesellschaft stehenden „Unmensch­
lichkeit“ und gegen ihre Bezichtigung als Agenten und Provoka­
teure in Teilen der Linken:

„Der Vorwurf, die RAF sei als Provokateur objektiv konterrevolutio­
när, ist entweder von Angst diktiert oder töricht - wenn nicht schlicht 
Parteiengezänk.“

„Die je herrschenden Klassen werden nie freiwillig abtreten, auch nicht 
im Falle eines umstürzlerischen Mehrheitswillens; die Gewaltförmigkeit 
der Revolution bemißt sich (weitgehend) an der Stärke des Widerstands, 
den ,reaktionäre Kreise* dem Willen der Bevölkerungsmassen leisten.“

Im Mescalero-Nachruf hatten solche und ähnliche Feststellun­
gen zur Frage revolutionärer Gewalt sowieso nicht gestanden, im 
Unterschied etwa zum Buback-Nachruf der Kommunistischen 
Volkszeitung, für den mehrere Mitglieder des damaligen KBW zu 
Gefängnisstrafen ohne Bewährung verurteilt wurden.

Peter Brückner war also von den Hochschullehrern der einzige, 
der öffentlich die Einsicht vertrat, daß jeder, der sich von „der 
Gewalt“ als Mittel des Kampfes gegen Ausbeutung und Unter­
drückung distanziert, in Wirklichkeit bereits dem Gedanken an 
eine Änderung der herrschenden gesellschaftlichen Verhältnisse 
abschwört - erst recht seiner praktischen Umsetzung.

Bei dem Disziplinarverfahren ging es der CDU aber nicht nur 
um die Unterbindung dieser Einsicht.

Es ging und geht ihr um die Fixierung eines neuen Rechtsstand­
punktes in der Anwendung von KPD-Verbot und Beamtenrecht. 
Zunächst disziplinarisch, dann gesetzlich und polizeimäßig soll 
festgestellt werden, was Wissenschaft ist und was nicht.

Während die Rechtssprechung bei den „Gewaltparagraphen“ 
und Staatsschutzdelikten schon stehendes Recht ist, betreibt Al­
brecht mit diesem Disziplinarverfahren das Verbot des Wissen­
schaftlichen Sozialismus schon als Absicht, sich mit ihm zu be­
schäftigen, und die,, Vergrundwertlichung“ des Hochschulbetriebes.

FDGOtentum als Staatsreligion und Wissenschaft, die Entspre­
chung zur national-abendländischen-grundwertgemäßen Ausbil­
dung an den Schulen, wie sie von Mayer-Vorfelder in Baden- 
Württemberg betrieben wird.

Brückners Veröffentlichung zur Einlassung gegen die Anklage­
schrift entwickelt diese und andere Kritikpunkte an der Anklage. Sie 
fragt, was Grundsätze für eine verfechtbare demokra­
tisch-republikanische Kritik an der Reaktion, dem Grundgesetz und 
den „Grundwerten“ wären, auch eine Frage des Kampfes gegen Fa­
schismus und Reaktion also, obwohl das nicht die Absicht Brück­
ners ist. Die lautet vielmehr: „Über die Pflicht des Gelehrten, auch 
als Bürger tätig zu sein.“ Und dieser Grundsatz ist der bürgerlichen 
Revolution verpflichtet (3).

Zunächst Brückner etwas durch die Blume: 
„Eine Rose ist eine Rose, aber eine Verfassung ,ist‘ immer schon ihre 
Auslegung.“

„Das heißt: Grundwerte - Freiheit, Gleichheit - sind im Zusammen­
hang der kapitalistischen Wertproduktion zu erörtern.“

„Verfassungsfragen sind ja auch nicht nur Machtfragen, gerade das 
Recht geht in Macht nicht einfach auf. Und wasman den postulativen Gehalt 
des GG nennen mag, wäre gut auch als das objektiv Mögliche zu 
bezeichnen.“

„Bürgerlich-demokratische Verfassungen sind ein dilatorischer 
(= aufschiebender, hinhaltender) Kompromiß. Sie überlassen gewisse Ent­
scheidungen der künftigen gesellschaftlichen Entwicklung.“

Daraus folgt erstens, daß man sich nicht auf den Standpunkt 
stellen kann, eigentlich „sei“ die Verfassung das, was sie mal ge­
wesen „sei“.

Also kann gegen die Verfassungen von jetzt und ihre Anwen­
dung durch die herrschende Klasse nicht die von 1949 oder die 
„eigentliche“ Verfassung proklamiert werden.

Dann bezieht sich Brückner auf die Kritik von Marx, daß jeder Pa­
ragraph der bürgerlichen Verfassung zu jedem formell gewährten 
Recht gleich auch seine Aufhebung enthält. Daher habe die Verfas­
sung für die herrschende Klasse eine „praktische Seite“ - die Auf­
hebung der Rechte - und eine „unpraktische Seite“, die darin ent­
haltenen, postulierten bürgerlichen Rechte.

Nun könne man zwar den postulativen Teil, den unpraktischen, 
also die formellen Rechtsgarantien, als Forderung erheben, aber 
man könne nicht behaupten, das sei die Verfassung. Den „postulati­
ven Gehalt“ des Grundgesetzes, also die bürgerlichen Freiheitsrech­
te, müsse man als das geschichtlich mögliche Minimum bürgerlicher 
Rechte verlangen, aber man kann sich nicht auf den Schutz der Ver­
fassung berufen.

Brückner zitiert die Forderung der CDU von 1970, die Verfas­
sung den „Gegebenheiten“ anzupassen, u.U. durch eine „Total­
revision“, und zieht die Schlußfolgerung:
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,,... wird (durch die CDU) dem Bürger bestätigt, daß die unpraktische 
Seite des Grundgesetzes (also die postulierten Rechte) nicht garantiert 
ist.“

Das Disziplinarverfahren endete in erster Instanz mit einer Ver­
urteilung Brückners zur Kürzung seiner Bezüge. Damit hatte Al­
brecht fürs erste eine disziplinarrechtliche Festschreibung der 
FDGO als Staatsphilosophie und Wissenschaft erreicht. Brück­
ners Entfernung vom Dienst wurde aufgehoben, aber er konnte 
seine Stelle nicht mehr antreten wegen der Verschlechterung sei­
nes Herzleidens. Das Revisionsverfahren konnte er nicht mehr 
fortführen, weil er kurz darauf starb.

Albrecht aber führt das Verfahren weiter. Das niedersächsische 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat beantragt, die Ko­
sten des nicht abgeschlossenen Verfahrens nicht wie üblich durch 
die Staatskasse tragen zu lassen, sondern Brückner bzw. seinen 
Erben anzulasten. Dabei beruft sich das Ministerium auf eine 
Ausnahmevorschrift in Fällen, wo die völlige Bestätigung der Dis- 
ziplinarvorwürfe im Berufungsurteil zweifelsfrei ist. Albrecht und 
die Disziplinarbehörde halten also die Neufixierung ihres Rechts­
standpunktes schon jetzt für geltendes Recht und zweifelsfrei.

Namhafte Kreise der Hochschullehrerlinken und dessen, was 
sich dazu zählt, sind weit davon entfernt, die Kritik am Vor­
marsch der Reaktion jetzt dort fortzusetzen, wo Brückner sie 
nicht weiterführen konnte, nämlich bei seinem Disziplinarverfah­
ren. Das haben sie schon bekundet, als er noch ein „Fall“ war. 
1981 erschien dazu der Sammelband: „Zum Beispiel Brückner“. 
Die Einleitungszeile lautet:

„Der ,Fall Brückner* - bzw. das, was die veröffentlichte Meinung und 
die disziplinarrechtlichen Verfahren gegen den Hannoveranischen Wis­
senschaftler als ,Fall* plakatiert haben - wird in den Aufsätzen dieses 
Buches in einer Weise analysiert, die an die Stelle der Verdächtigung und 
der Ahndung die Anstrengung des Begriffs und die Diskussion setzt.“ (4)

Begrifflich bemühen sich dann in diesem Band unter anderem 
der kritische Theoretiker Habermas, der in den 60er Jahren den 
„Begriff“ vom Linksfaschismus gegen die Studentenbewegung 
bemühte, und Peter von Oertzen, der als SPD-Kultusminister die 
erste Dienstenthebung Brückners unterzeichnete.

Bemüht wird hier und sonstwo in Kreisen, die sich um die Frage 
nach der „Identität der Linken“ verdient gemacht haben, die 
„politische Psychologie“ Brückners.

In der Tat ist Brückners kritische „politische Psychologie“ 
auch höchst geeignet für den Marsch durch die bürgerliche Inner­
und Äußerlichkeit für den, der will. Brückner gibt ihr den Leit­
satz: „Die politische Psychologie lebt von der Idee des Zusam­
menhangs zwischen der Lebensgeschichte des einzelnen Individu­
ums und dem, was sie sich geschichtlich antun.“ (5)

Genau auf die Anwendung und Verallgemeinerung dieser „po­
litischen Psychologie“, die bei Brückner durch die politische Ab­
sicht der Kritik an Reaktion, Nationalismus und Chauvinismus in 
ihren Auswirkungen begrenzt ist, stürzen sich solche, die zu neu­
en vaterländischen Ufern wollen.

So diskutieren dann jene, die sich von Brückners Kritik an der 
Reaktion distanzieren, seinen „Begriff der politischen Psycholo­
gie“ nebst dem dazugehörigen „einzelnen Individuum“, also ih­
nen selbst, um beim Aufeinandertreffen mehrerer von der glei­
chen Sorte feststellen zu können, was allen gemeinsam ist: Marke 
deutsch. Wer‘s ein bißchen feiner sagt, spricht bei solchen Gele­
genheiten von politischer Kultur, die man hat oder auch nicht 
oder noch nicht oder noch nicht wieder.

„Was ist des Deutschen ,Vaterland*? Ein veraltetes Wort, des­
sen Verschwinden aus öffentlichen und privaten Reden unserei- 
nen, als Linken und vaterlandslosen Gesellen (wie uns das Kaiser­
reich genannt hat) weiter nicht betrübt“ (7), meinte Peter Brück­
ner 1978. Die Vaterländische Abteilung in der Linken dagegen hat 
festgcstellt, das sie jetzt genau das bräuchte.
(1) Näheres über den Ablauf findet sich in: Peter Brückner. Die Mescalero-Affäre
(2) Peter Bruckner. ..Uber die Rolle der Gewalt in der Konstruktion und Zerstörung sozialer Sy­
steme“. in: Uber die Gewalt, Wagenbach-Verlag. Die folgenden Zitate sind entnommen der An- 
schuldigungsschrtlt. dokumentiert in: Brückner. Östermann. „Über die Pflicht des Gelehrten 
auch als Burger tätig zu sein“. Hannover. Internationalismusverlag.
(3) die folgenden Zitate sind alle aus: „Über die Pflicht des Gelehrten . “
(4) Zum Beispiel Peter Bruckner. Treue zum Staat und kritische Wissenschaft. Frankfurt 1981
(5) P. Bruckner. ..Die Transformation des demokratischen Bewußtseins“, in Agnoli. Bruckner. 
Die Transformation dci Demokratie. Frankfurt 1968. Line Schrift, in der die Grundpositionen 
der Studentenbcwegung und der kritischen I hcorie enthalten sind. In den Arbeitshellen der Politi­
schen Berichte Nr. I und II. 1981, sind verschiedene Fragen der Kritik an der Kritischen Theorie 
behandelt.
(6) Stellvertretend lur verschiedene dieser Kuhurprodiikte sei auf den Sammelband „Was ist heute 
noch links“ verwiesen. 1981 bei Ästhetik und Kommunikation. Darin vor allem der linksdeutschc 
lungdichter Peter Schneider, der sehr schnell zur Sache kommt. ..das Wort deutsch“, da läge für 
ihn der ...Ansatzpunkt“
(7) Bruckner. Versuch, uns und anderen die Bundesrepublik zu erklären. Berlin 1978

DRUPA-Messe Düsseldorf
Neuheiten, die Rationalisierung 
in allen Bereichen ermöglichen

1240 Aussteller aus 29 Ländern beteiligten sich an der weltweit 
größten Messe der Druck- und Papiermaschinenhersteller in Düs­
seldorf, die von 300000 Menschen besucht wurde. 40% der Welt­
exporte an Druckmaschinen stammen aus der BRD, und auch der 
nationale Markt, für den produziert wird, ist expansiv: 1981 stieg 
der Export von Druckerzeugnissen um 11,1%, bei Waren der pa­
pierverarbeitenden Industrie im gleichen Jahr sogar um 18,2%. 
Folglich war die Eröffnungsrede des DRUPA-Präsidenten Dr. 
Kurt Werner mit dem Titel versehen: „Bekenntnisse zur Freiheit 
internationalen Handels“.

„Happy DRUPA“, das offizielle Motto der Messe, werden die 
interessierten und finanzkräftigen Kapitalisten durchaus als tref­
fend empfunden haben, denn die Aussteller überschlugen sich auf 
allen Gebieten mit Angeboten an Maschinerie, die einen in der 
Druckindustrie bisher nicht gekannten Rationalisierungsschub 
bewirken werden.

Kaum ist im Satzbereich die Umstellung von Blei- auf Fotosatz 
vollzogen, wird die Lücke bis zum Druck geschlossen. Elektroni­
sche Systeme sind reif zur Anwendung, die den Ganzseitenum­
bruch am Bildschirm ermöglichen unter Einbeziehung von Bild­
elementen. Die so gefertigte Zeitungsseite kann an jeden beliebi­
gen Ort versendet werden, wo sie über eine Belichtungseinheit di­
rekt auf die Druckplatte übertragen wird.

Die über 20000 Beschäftigten im Bereich der Druckvorlagen- 
und Druckformherstellung, deren Tätigkeit bisher ganz überwie­
gend manuell und handwerklich geprägt war, werden mit elektro­
nischen Systemen konfrontiert, die die Herstellung von Farbsei­
ten vom Layout bis zum fertig retuschierten und zusammenmon­
tierten Film am Bildschirm, gestützt auf digitalisierte Bilddaten, 
ermöglichen.

Der Druckbereich ist durch die Weiterentwicklung der Maschi­
nerie in bisher nicht gekannten Dimensionen geprägt. Seien es 
Tiefdruckrotationen, die Zeitschriften oder Kataloge auf einer 
Papierbahnbreite von 2,70 m bedrucken, oder Rollenoffsetma­
schinen, die bis zu 60000 Zylinderumdrehungen pro Stunde er­
möglichen, doppelt so viele wie im herkömmlichen Zeitungs­
druck.

1978 hatte die Gewerkschaft Druck und Papier einen 14tägigen 
Streik geführt, um die von den Kapitalisten beabsichtigte Sen­
kung der Lohnkosten, Dequalifizierung und Steigerung der Ar­
beitsintensität im Satzbereich durch Anwendung der elektroni­
schen Texterfassung zu verhindern. Seither verwenden die Kapi­
talisten mehr Mühe darauf, sich als Vorreiter der „Humanisie­
rung der Arbeit“ darzustellen. DRUPA-Präsident Werner: „Die 
schöpferische Leistung der Techniker ist ... auch die Vorausset­
zung für die Steigerung jeglicher Lebensqualität . . . Ich empfehle 
den heftigsten Kritikern des technischen Fortschritts, unter die­
sem Gesichtspunkt die Arbeitsplätze in einer modernen Setzerei 
mit den Arbeitsplätzen in einer Bleisetzerci vor 50 Jahren zu ver­
gleichen!“

Die IG Druck und Papier geht davon aus, daß in den nächsten 
zehn Jahren 30000 Arbeitsplätze (knapp 20%) in der Druckindu­
strie vernichtet werden. Die verbleibenden „Arbeitswilligen“ er­
wartet folgendes: Heute erreichen 72% aller Druckarbeiter durch 
Tod oder Frühinvalidität nicht mehr das Rentenalter. Hält die 
Tendenz an, werden es 1990 bereits 90% sein. Innerhalb der Ge­
werkschaft findet gegenwärtig die Auseinandersetzung statt, wie 
diese Entwicklung zu stoppen ist. Mehrheitlich wird inzwischen 
vertreten, daß die Grenze überschritten ist, wo zunehmender Ver­
schleiß der Arbeitskraft durch Lohnzuschläge ausgleichbar ist. 
Umstritten ist die Frage, ob es gelingen kann, die Auswirkungen 
der kapitalistischen Anwendung neuer Technologie durch detail­
lierte Tarifregelungen der Arbeitsbedingungen wirksam einzu­
dämmen, da die 1979 ausgehandelten Manteltarifanhänge der be­
schleunigten Rationalisierung bereits wieder hinterherhinken. Der 
Hauptvorstand der IG Druck und Papier stellt die Forderung 
nach Arbeitszeitverkürzung in den Mittelpunkt. Andererseits hat 
gegenwärtig fast jede Belegschaft damit zu tun, zumindest die 
übelsten Folgen bei Einsatz neuer Maschinerie zu bekämpfen. 
Qucllenhinueis: DRUPA-Report. Messe/eitune der Veranstalter
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Unternehmensstatistik: Zusam­
mensetzung des konstanten Kapitals
Mittlere und Großunternehmen unterscheiden sich nicht nur nach Beschäf­
tigtenzahlen, sondern auch in der organischen Zusammensetzung ihrer Kapi­
tale. Dafür lieferte u.a. die Untersuchung des Verhältnisses von Lohnko­
sten zum Umsatz (s. Pol. Ber. 13/82) in den verschiedenen Unterneh­
mensgrößenklassen Anhaltspunkte: In den mittleren Unternehmen liegt 
der Lohnkostenanteil erheblich höher als in Großunternehmen. Darin 
drückt sich vermutlich eine niedrigere organische Zusammensetzung der 
mittleren Kapitale (der Anteil des variablen Kapitals ist relativ größer als 
bei den großen Kapitalen) aus, andererseits eine größere Wertübertra­
gung durch die Arbeiter der Großunternehmen, die ihren Niederschlag 
u.a. auch in höheren Lohnkosten pro Beschäftigten findet. Zudem ergab 
die Verteilung von Beschäftigten, Umsatz etc. nach Unternehmensgrö­
ßenklassen keinen fließenden Übergang, sondern deutlich voneinander 
geschiedene Zonen, in denen sich die Mehrzahl der mittleren Unterneh­
men (bis ca. 400 Besch.) bzw. der Großunternehmen (weit über 1000 
Besch.) konzentriert.

Ist die These von der unterschiedlichen organischen Zusammensetzung 
der mittleren und großen Kapitale auch anhand von Daten über das kon­
stante Kapital zu belegen? Die amtliche Statistik liefert für diese Untersu­
chung zwar Daten über den Materialverbrauch (Rohstoffe und Vorpro­
dukte, Hilfsstoffe und Betriebsstoffe) und die Lagerhaltung, also über 
den flüssigen Teil des konstanten Kapitals, aber nicht über das Anlage­
vermögen (Maschinerie, Gebäude, Grundstücke). Die in der Statistik er­
faßten Bruttoinvcstitionen (Erweiterungs- und Ersatzinvestitionen, Groß­
reparaturen) dienen zwar dem Erhalt und der Erweiterung des Anlagever­
mögens, sind aber kein direkter Gradmesser für die Größe des fixen Teils 
des konstanten Kapitals. Dies gilt ebenso für die Abschreibungen. Hier ist 
laut Auskunft des Stat. Bundesamtes vorwiegend die steuerliche Ab­
schreibung erfaßt, die eine kürzere Periode umfassen kann, in der eine 
Anlage abgeschrieben wird, als den tatsächlichen Verschleiß.

Zu den Schaubildern la - 1c:
- Es bestätigt sich, daß die Wertübertragung - auf den einzelnen Be­
schäftigten bezogen - mit wachsender Unternehmensgröße zunimmt. 
Während aber der Materialverbrauch, die Werterhaltung und -Übertra­
gung des flüssigen Teils des konstanten Kapitals, eher kontinuierlich 
steigt, ergibt sich bei den Pro-Kopf-Investitionen und -Abschreibungen 
von mittleren zu Großunternehmen ein Sprung. D.h. - soweit Investitio­
nen und Abschreibungen Gradmesser des Anlagevermögens sind — ver­
arbeitet der Arbeiter des Großunternehmens mehr Roh-, Hilfs- und Be­
triebsstoffe mit überproportional mehr Maschinerie.

Zu den Schaubildern 2a-2c
- Ab einer Unternehmensgröße von ca. 250 Beschäftigten pendelt sich 
der Materialverbrauch auf 36 bis 40% des Umsatzes ein, während er bei 
kleineren Unternehmen deutlich niedriger liegt. D.h. dieser Teil der Um­
satzerlöse realisiert ausschließlich die Kosten für Roh-, Hilfs- und Be­
triebsstoffe. Der niedrigere Materialverbrauchsanteil in den kleinen Un­
ternehmen weist dort auf eine verhältnismäßig höhere Wertbildung, 
Schaffung von Mehrwert, gegenüber der Wertübertragung hin.

— Auch im Verhältnis von Investitionen bzw. Abschreibungen zum 
Umsatz bestätigt sich die weit höhere organische Zusammensetzung der 
großen Kapitale, der Ersatz von lebendiger Arbeitskraft durch Maschine­
rie. Das Verhältnis von Lohnkosten zum Umsatz (s. Pol. Ber. 12/82) er­
gibt dementsprechend ein fast umgekehrtes Bild.

- Erstaunlich der ,,Badewannen“-Effekt bei der Investititions-Um- 
salz-Kurve: Ziemlich kleine Unternehmen investieren demnach, bezogen 
auf den Umsatz, fast soviel wie Großunternehmen. Eine Untersuchung, 
die auch Unternehmen unter 20 Beschäftigten einbeziehl, müßte klären, 
wieweit das eine allgemeine Tendenz für Kleinunternehmen ist und wie­
weit sich die kleinen von den mittleren Kapitalen unterscheiden.

Die bisherigen Ergebnisse legen nahe, daß die Kapitale der unterschied­
lichen Größenordnungen nichts Einheitliches sind, sondern qualitativ an­
ders zusammengesetzt sind, daß auch die Ausbeulungsraten sich deutlich 
unterscheiden. Dazu soll als nächstes geprüft werden, ob und welche Un­
terschiede in der Produktion von Mehrwert, der Wertbildung, und damit 
in der Ausbeutungsrate, sich in den verschiedenen Unlernehmensgrößen­
klassen nach weisen lassen.
Quellenhinweis: Siai. Bundesamt: J-aehserie 4 (Produzierende* Gewerbe). Reihe 4.2.1 (1978) und 
4.3.2 (1978)
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lb Unternehmen Investitions­
güterindustrie 1978: 
Pro-Kopf-Investitionen 
(in 1000 DM)

lc Unternehmen Investitions­
güterindustrie 1978: 
Abschreibungen pro Beschäftigten 
(in 1000 DM)

2b Investitionen im Verhält­
nis zum Umsatz (0,02 = 2%)

2c Abschreibungen im Verhältnis 
zum Umsatz (0,02 = 2%)

3b Investitionen nach Beschäftigten­
größenklassen (in 1000 DM)

3c Abschreibungen nach Beschäftigten­
größenklassen (in 1000 DM)



Im nächsten Heft

BRD
Regierungsgezerre um einen Haushalt gegen die Lohnabhängigen

Neuwahlen, Minderheitsregie­
rung oder Koalitionswechsel 
der FDP. Die Palette von Re­
gierungswechseln, die die Fi­
nanzbourgeoisie inzwischen in 
die öffentliche Debatte ge­
bracht hat, ist genauso breit, 
wie die sachlichen Zielpunkte 
der Haushaltsberatungen im 
Dunkeln bleiben. Der Zweck 
ist, einen Haushalt gegen die 
Lohnabhängigen zurechtzu­
zimmern, daß es nur so kracht. 
Wieweit läßt sich die Regie­
rung noch gegen die Arbeiter­
bewegung treiben?

Westberlin
BRD-Brückenkopf zur Rückeroberung 
der ,,Deutschen Ostgebiete“
,,Berlin bleibt die Hauptstadt 
von ganz Deutschland, eine 
nationale Aufgabe“, heißt im 
Grundsatzprogramm der 
CDU. Seit der Spaltung 
Deutschlands durch die westli­
chen Imperialisten laboriert 
die westdeutsche Bourgeoisie 
vor allem über Westberlin an 
der ,,Befreiung des deutschen 
Ostens“ - mittels Spionage, 
Sabotage, wirtschaftlicher In­

filtration und reaktionärer 
Propaganda gegen die DDR. 
37 Jahre nach Ende des 2. 
Weltkriegs steht Westberlin 
noch immer unter Besatzungs­
recht. In den Kriegsplänen der 
westdeutschen Imperialisten 
und ihrer NATO-Verbündeten 
gewinnt diese besatzungsrecht­
lich abgesicherte Brücken­
kopffunktion Westberlins wie­
der steigende Bedeutung.

Bäuerliche Landwirtschaft in Bayern
Harte Arbeit sichert kaum die Existenz

Bäuerinnen und Bauern auf 
kleinen Höfen berichten über 
ihre Arbeit und Probleme, die 
sich daraus ergeben, daß trotz 
großer Schinderei die Einkom­
men oft nicht einmal die Höhe 
erreichen, die einem Arbeiter­
lohn entspräche. Die CSU und 
die Bayerische Staatsregierung 
verweisen auf den „Bayeri­
schen Weg“ - mit dieser 
Form des Agrarkredits, der

bloß noch ausgedehnt werden 
müßte, ließe sich die bäuerlich 
betriebene Landwirtschaft er­
halten. Wie aber entwickelt 
sich die Verschuldung? Welche 
Absicherung haben ein Bauer 
und seine Familie, wenn sie die 
Plackerei für einen Hof, der 
sich nicht mehr lohnt, aufge­
ben wollen? Die bestehenden 
Regelungen fesseln sie an die 
Scholle.

Griechenland
Kämpfe der Arbeiterbewegung um ihre Rechte
Gut ein halbes Jahr nach dem 
Regierungsantritt gerät die 
PASOK zunehmend unter 
Druck. Die Gewerkschaften 
kämpfen um die vollständige 
Beseitigung der Zwangsgeset­
ze, die die Obristenjunta und 
die reaktionären Regierungen 
geschaffen hatten zur Fesse­
lung und Unterdrückung der 
Arbeiterbewegung. Die Regie­
rung unter Ministerpräsident 
Papandreou hält diese Gesetze 
nicht nur aufrecht, sie wendet 
sie auch an.


